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Die Akte Gingold 

Urteil gegen Antifaschistin und Persilschein für Inlandsgeheimdienst 



Silvia Gingold wird vom Verfassungsschutz überwacht, weil sie Antifaschistin ist. 


D as Verwaltungsgericht Kassel 
hat alle Anträge der Antifa¬ 
schistin Silvia Gingold auf Lö¬ 
schung der über sie geführten Verfas¬ 
sungsschutzakte sowie auf Einstellung 
ihrer geheimdienstlichen Beobach¬ 
tung abgelehnt. Die Tochter der ver¬ 
storbenen Widerstandskämpfer und 
Kommunisten Etti und Peter Gingold 
hatte gegen das Hessische Landesamt 
für Verfassungsschutz auf Beendigung 
ihrer fortgesetzten geheimdienstli¬ 
chen Beobachtung und auf Vernich¬ 
tung entsprechender Akten geklagt. 

In der am 5. Oktober übermit¬ 
telten Urteilsbegründung folgen die 
Richter jedoch in allen Punkten den 
ideologisch motivierten Positionen 
und Begründungen des hessischen 
Inlandsgeheimdienstes. Weil Silvia 
Gingold Reden gegen Berufsverbote, 
Neonazismus und Rassismus hält und 
in öffentlichen Veranstaltungen etwa 
der Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes - Bund der Antifaschis¬ 
ten (VVN-BDA) oder der Linkspar¬ 
tei aus den Erinnerungen ihres Vaters 
liest, stehe sie zu Recht unter Beob¬ 
achtung, behauptete das Gericht. 

Gingold selbst zeigte sich „fas¬ 
sungslos und empört“ darüber, dass 
das Gericht die Zulässigkeit ihrer Be¬ 
obachtung im Urteil festgestellt und 
ihre Klage abgewiesen hat. „An kei¬ 
ner Stelle wird im Urteil gewürdigt, 
was mein Anwalt und ich im Verfah¬ 
ren dargelegt haben: Auf dem Hin¬ 
tergrund meiner Familiengeschichte 
habe ich die durch meine antifaschis¬ 
tische Grundhaltung geprägte Einstel¬ 
lung zum Grundgesetz ausgedrückt. 
Ich habe betont, dass mein bisheri¬ 
ges politischen Wirken darauf gerich¬ 
tet war und ist, die Grund- und Men¬ 
schenrechte zu verteidigen und alle 
gegen die Verfassung gerichteten ras¬ 
sistischen, ausländerfeindlichen und 
das Asylrecht in Frage stellenden Be¬ 
strebungen zu bekämpfen, wie es die 
Verfassung gebietet und wie ich dies 
als meine Pflicht ansehe“, stellte sie in 
einer ersten Reaktion auf den Urteils¬ 


spruch klar. „Angesichts des Umgangs 
mit dem Rechtsterrorismus und den 
NSU-Morden, deren Aufklärung der 
Inlandsgeheimdienst behindert, da er 
selbst darin zutiefst verstrickt ist, emp¬ 
finde ich das als Skandal“, so Gingold 
weiter. 

Das Gericht habe den „selbst 
noch in den Berufs verböte verfahren 
der 70er Jahre von den Gerichten ver¬ 
folgten Grundsatz der Einzelfallprü- 
fung verlassen“, kritisierte Gingolds 
Rechtsanwalt Otto Jäckel. „Das, was 
jemand denkt, sagt oder tut, soll nach 
Auffassung des Gerichts keine Rolle 
spielen. Es soll nur darauf ankommen, 
ob es einer von dem Verfassungsschutz 
als linksextrem eingestuften Organisa¬ 
tion nützt“, monierte der Jurist. 

Den von Jäckel in der mündlichen 
Verhandlung erhobenen Einwand, so¬ 
wohl die Partei „Die Linke“ als auch die 


VVN-BdA seien in den aktuellen Ver¬ 
fassungsschutzberichten des Bundes 
als auch des Landes Hessen gar nicht 
mehr als zu beobachtende Organisati¬ 
onen aufgeführt, tat das Gericht mit ei¬ 
nem Hinweis auf eine Bemerkung des 
Vertreters des Landesamts für Verfas¬ 
sungsschutz ab. Dieser hatte erklärt, 
der Geheimdienst beobachte auch Or¬ 
ganisationen, die im Verfassungsschutz¬ 
bericht nicht aufgeführt seien. 

Das Urteil stößt auf massive Kri¬ 
tik: „Das Skandalurteil des Verwal¬ 
tungsgerichts Kassel über die Recht¬ 
mäßigkeit der weiteren Beobachtung 
von Silvia Gingold durch den Verfas¬ 
sungsschutz sagt weniger etwas über 
die Gesinnung der Friedensaktivistin 
und Antifaschistin aus als über die 
Verfasstheit des bundesdeutschen und 
insbesondere des hessischen Staatsap¬ 
parates“, kritisierte die Bundestagsab¬ 


geordnete Ulla Jelpke. Es sei „nicht 
verfehlt, dieses Urteil als Inbegriff 
der Klassenjustiz zu bezeichnen. Denn 
hier sichert sich die herrschende Klas¬ 
se gegen Kritik von links ab“. Nicht Sil¬ 
via Gingold und die VVN-BdA seien 
„eine Gefahr für die demokratische 
Grundordnung, sondern der Hessische 
Verfassungsschutz“, stellte Jelpke klar. 

Der DKP-Vorsitzende Patrik 
Köbele forderte, das „Erbe des an¬ 
tifaschistischen Widerstandes ent¬ 
schlossen gegen die Schlapphüte, 
Schreibtischtäter und die politischen 
Scharfmacher in der Landes- und 
Bundespolitik zu verteidigen“. Die 
Solidarität der DKP gelte auch wei¬ 
terhin den Opfern „der immer aggres¬ 
siver werdenden staatlichen Repressi- 
ons- und Diffamierungsstrategie ge¬ 
gen links“. 

Markus Bernhardt 


Alle acht Minuten ein Einschlag 

Eskalation der Kämpfe in Teilen Syriens 


Das Internationale Komitee vom Ro¬ 
ten Kreuz warnt vor den schlimms¬ 
ten Kämpfen des Jahres, die zurzeit in 
mehreren Gebieten Syriens Schulen 
und Krankenhäuser zerstören und de¬ 
nen Hunderte von Zivilisten zum Op¬ 
fer fallen. Es gehe dabei nicht nur um 
al-Raqqa und Deir Ezzor, sondern 
auch um Kämpfe in Deeskalationszo¬ 
nen, deren Einrichtung in den vergan¬ 
genen Monaten Anlass zu Hoffnung 
geboten hatte. 

Die vorläufig letzte Deeskala¬ 
tionszone in Syrien wurde auf dem 
Treffen der Garantiemächte Iran, 
Türkei und Russland in Astana ver¬ 
einbart: Sie gilt in der Provinz Idlib. 
Mit den Deeskalationszonen gehen 
Vereinbarungen über einen Waffen¬ 
stillstand einher, die Versorgung der 
Bevölkerung mit Hilfsmitteln soll 
ermöglicht werden, das Ausmaß der 
Gewalt soll reduziert werden. In vie¬ 
len Gebieten Syriens hat sich durch 


diese Vereinbarungen die Situation 
verbessert. 

Die aktuelle Eskalation der Ge¬ 
walt, vor der das Rote Kreuz warnt, 
hat viele Gründe. Beginnen wir in 
Raqqa: Die Stadt war über Monate 
einem heftigen Bombardement durch 
Artillerie und Luftwaffe der USA aus¬ 
gesetzt. Die USA feuern mehr Bom¬ 
ben auf al-Raqqa ab als selbst während 
der heftigsten Kämpfe um Mossul. Im 
August gab es alle acht Minuten den 
Einschlag einer Bombe, einer Rake¬ 
te oder einer Granate. Diese Zahlen 
wurden von „Airwars“ zusammenge- 
stellt, einer Non-Profit-Organisation, 
die den Umfang der US-Luftangriffe 
verfolgt. Allein im August gab es dabei 
nach Angaben von „Airwars“ mehr 
als 400 getötete Zivilisten. 

In Deir Ezzor und in Hama kämp¬ 
fen die syrische Armee und ihre Ver¬ 
bündeten gegen den IS. Dort und in 
anderen Gebieten besteht nach wie 


vor das Problem, dass sogenannte „ge¬ 
mäßigte Rebellen“ - gegenüber denen 
ein Waffenstillstand gilt - sich nicht 
von den Dschihadisten der al-Nusra 
und IS distanzieren wollen. 

In Idlib sind die Dschihadisten der 
al-Nusra und ihre Verbündeten die 
stärksten Gruppen. Sie lehnen jede 
Deeskalation ab. Als die Deeskala¬ 
tionszonen eingerichtet wurden, war 
von vornherein klar: Das Blutvergie¬ 
ßen würde damit nicht beendet wer¬ 
den können. „Kein Waffenstillstand 
gegenüber IS, al-Nusra und ihren 
Verbündeten“ - das war die Quint¬ 
essenz mehrerer UN-Resolutionen. 
Nur wenige Tage nach der Festlegung 
der Deeskalationszone griff al-Nusra 
eine Einheit der russischen Militärpo¬ 
lizei an. Diese Militärpolizisten sind 
ja gerade deshalb im Einsatz, um den 
Waffenstillstand zu überwachen. Nur 
durch das massive Eingreifen von rus¬ 
sischen und syrischen Armeeeinheiten 


konnten die 29 bedrohten Militärpoli¬ 
zisten gerettet werden. 

Wie üblich werden syrischen - oder 
wahlweise russischen - Flugzeugen An¬ 
griffe auf Krankenhäuser vorgeworfen. 
Wie im Falle Aleppos die Weißhelme, 
sind es Vertreter der bewaffneten Op¬ 
position, die solche Nachrichten als 
Waffen in ihrem Krieg verbreiten. Da¬ 
runter ist zum Beispiel ein sogenanntes 
„Gesundheitsministerium von Hama“. 

Die sogenannten gemäßigten 
Dschihadisten weigern sich in vielen 
Fällen noch immer, sich von IS und 
al-Nusra zu distanzieren. Gegenüber 
Verhandlungen haben sie eine bes¬ 
tenfalls zweideutige Position. Das 
und die massiven Bombardements 
der USA, die noch immer versuchen, 
ihre Interessen in Syrien durchzuset¬ 
zen, führen zu den massiven Kämp¬ 
fen, „den schlimmsten seit dem Kampf 
um Aleppo“, wie es das Rote Kreuz ge¬ 
nannt hatte. Manfred Ziegler 


Thema der Woche 


Weltfestspiele in Sotschi 
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nobelpreis 
für ICAN 

Die Internationale Kampagne für 
die Abschaffung der Atomwaffen 
(ICAN) erhält in diesem Jahr den 
Friedensnobelpreis. Wie das No¬ 
belpreiskomitee in Oslo mitteilte, 
erhält die ICAN die Auszeichnung 
für „ihre Arbeit, Aufmerksamkeit 
auf die katastrophalen humanitären 
Konsequenzen von Atomwaffen zu 
lenken“. ICAN habe sich bahnbre¬ 
chend um ein vertragliches Verbot 
dieser Waffen bemüht. Damit weicht 
das Nobelpreiskomitee von seiner 
Praxis der letzten Jahre ab, Kriegs¬ 
treiber und Völkerrechtsverletzer 
auszuzeichnen. 

Die Preisträgerin ICAN hat 468 
Partnerorganisationen in über 100 
Ländern.Der Vorsitzende der ärztli¬ 
chen Friedensorganisation IPPNW 
Deutschland, Dr. Alex Rosen, saß 
2006 im internationalen Vorstand 
der IPPNW, als dieser die Kampagne 
ins Leben rief. Er zeigte sich erfreut 
über den „Rückenwind“, den ICAN 
aus Oslo erhalte. Sascha Hach, Vor¬ 
standsmitglied der deutschen Sek¬ 
tion von ICAN, forderte die Bun¬ 
desregierung auf, dem Vertrag zum 
Verbot von Atomwaffen jetzt beizu¬ 
treten. 

Im Juli 2017 haben sich in den 
Vereinten Nationen 122 Staaten 
hinter diesem Ziel von ICAN ver¬ 
sammelt und den Vertrag zum Ver¬ 
bot von Atomwaffen beschlossen. 
„Die Atomwaffenstaaten und ihre 
Alliierten können sich nicht länger 
verstecken, wenn der Rest der Welt 
nach Abrüstung und Ächtung ruft“, 
erklärt Xanthe Hall, Abrüstungsex¬ 
pertin bei ICAN Deutschland. 

Die Bundesregierung hat die 
Verhandlungen zum Verbotsver¬ 
trag in diesem Jahr boykottiert. In 
Deutschland selbst sind etwa zwei 
Dutzend Atomwaffen stationiert, 
die nun trotz der aktuellen nuklea¬ 
ren Spannungen zwischen USA und 
Nordkorea sowie zwischen NATO 
und Russland für Milliarden mo¬ 
dernisiert werden. ICAN Deutsch¬ 
land kritisiert die nukleare Aufrüs¬ 
tung auf beiden Seiten und fordert 
den sofortigen Abzug der in Büchel 
stationierten Atomwaffen. Die Bun¬ 
desregierung muss sich in dieser kri¬ 
tischen Situation von der Abschre¬ 
ckungspolitik der NATO eindeutig 
distanzieren. 

Das Engagement gegen Atomwaffen 
wird in Deutschland eher bestraft 
denn gepreist: So hat das Landge¬ 
richt Cochem in der letzten Woche 
vier Friedensaktivistinnen zu 30 Ta¬ 
gessätzen Geldstrafe verurteilt, weil 
sie im September 2016 in den Atom¬ 
waffenstützpunkt Büchel eingedrun¬ 
gen waren und die Start- und Lan¬ 
debahn des Fliegerhorstes Büchel 
besetzt hatten. Der IPPNW-Arzt 
Ernst-Ludwig Iskenius, eine Heb¬ 
amme und zwei Studierende wollten 
mit der gewaltfreien Aktion auf die 
Lagerung von Atomwaffen in der Ei¬ 
fel und deren Aufrüstung durch den 
Austausch mit einer zielgenaueren 
Version der B61-Atombombe auf¬ 
merksam machen 

Weitere Beiträge auf den 
Seiten 9 und 11 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Kongress der IG BCE 

Unter dem Motto „Gemeinschaft. 
Macht. Zukunft.“ veranstaltete 
die IG BCE vom 8. bis 13. Okto¬ 
ber 2017 in Hannover ihren 6. Or¬ 
dentlichen Gewerkschaftskongress 
im Hannover Congress Centrum 
(HCC). 

Der Gewerkschaftskongress ist 
das höchste Beschluss fassende Or¬ 
gan der IG BCE, der alle vier Jahre 
stattfindet. 400 Delegierte vertre¬ 
ten rund 640 000 Mitglieder. Über 
368 Anträge stehen zur Diskussion 
und Beschlussfassung. Außerdem 
entscheidet der Kongress über die 
Zusammensetzung der Führungs¬ 
gremien - auf der Tagesordnung 
stehen Neuwahlen des Hauptvor¬ 
standes und verschiedener Kom¬ 
missionen und Ausschüsse. 

Vorsitzender der IG BCE ist 
seit 2009 Michael Vassiliadis (53), 
der Hauptvorstand hat ihn zur Wie¬ 
derwahl und damit für eine dritte 
Amtszeit vorgeschlagen. Als stell¬ 
vertretende Vorsitzende kandidiert 
erneut Edeltraud Glänzer (61). 

Gewerkschaftstag 
der IG BAU 

Die Industriegewerkschaft Bauen- 
Agrar-Umwelt (IG BAU) startete 
am vergangenen Montag ihren 22. 
Ordentlichen Gewerkschaftstag 
in Berlin. Mehr als 300 Delegierte 
aus ganz Deutschland legen in die¬ 
ser Woche die Schwerpunkte der IG 
BAU für die kommenden vier Jahre 
fest. Wichtigstes Thema dabei sind 
die Arbeits- und Lebensbedingun¬ 
gen in Deutschland. 

Der Anspruch der IG BAU ist 
das Eintreten für eine Kultur der 
Wertschätzung, der Anerkennung 
und des Respekts der Arbeit. Das 
beginne bei einer guten Ausbildung 
über faire Entgelte bis hin zu einer 
guten Rente. 

Erneut Streiks 
in Kliniken 

Klinikbeschäftigte in vier Bundeslän¬ 
dern traten am Dienstag (zu Redak¬ 
tionsschluss dieser UZ) in den Streik 
für einen Tarifvertrag Entlastung. 
Hintergrund sind die für die Beschäf¬ 
tigten psychisch und gesundheitlich 
untragbaren und belastenden Ar¬ 
beitsbedingungen, die mit der aku¬ 
ten Personalnot einhergehen. „Die 
Arbeitgeber sind in der Verantwor¬ 
tung, die Arbeit so zu organisieren, 
dass die Beschäftigten nicht krank 
werden. Bitter, dass ein Streik nötig 
ist, damit im Krankenhaus das pas¬ 
siert, was in anderen Branchen eine 
Selbstverständlichkeit ist“, sagte das 
für die Gesundheitspolitik zuständi¬ 
ge Bundesvorstandsmitglied der Ver¬ 
einten Dienstleistungsgewerkschaft 
(ver.di), Sylvia Bühler. Sie wisse, wie 
viel Mut es bräuchte, die Arbeit ge¬ 
rade im Krankenhaus, niederzule¬ 
gen und sich nicht mehr moralisch 
erpressen zu lassen, so Bühler. Erst¬ 
mals schlossen sich Beschäftigte ei¬ 
nes katholischen Krankenhauses den 
Streikenden an, Beschäftigte der ka¬ 
tholischen Marienhausklinik Ottwei- 
ler (Saarland). 

Warnstreiks bei 
der Postbank 

Die Warnstreiks im Tarifkonflikt 
bei der Postbank werden ausgewei¬ 
tet. „Damit erhöhen wir weiter den 
Druck auf die Postbank, damit sich 
etwas bewegt in Richtung abschluss¬ 
fähiges Angebot, das uns die Arbeit¬ 
geberseite in der bisherigen Tarif¬ 
runde schuldig geblieben ist“, erklär¬ 
te Tina Scholze von ver.di Bayern. 

Ab dem 10. Oktober wird dann 
die Urabstimmung gestartet. „Wir 
werden sehen, wie die Beschäftigten 
in den kommenden beiden Wochen 
abstimmen und ob es dann ab Ende 
Oktober zu flächendeckenden un¬ 
befristeten Streiks bei der Postbank 
kommen wird“, so Scholze. 

Die Arbeitgeberseite hatte am letz¬ 
ten Montag ein erstes Angebot vor¬ 
gelegt, welches aber insbesondere 
mit Blick auf die Laufzeit des Kün¬ 
digungsschutzes von ver.di als völ¬ 
lig unzureichend zurückgewiesen 
wurde. 


Rastatter Börsenbahn-Desaster 

Nach sieben Wochen Stillstand: Die Züge fahren, die Probleme bleiben 



Massengüter gehören auf die Schiene 


S eit dem 12. August war die Bahn¬ 
strecke zwischen Rastatt und Ba¬ 
den-Baden gesperrt. Grund für die 
Sperrung: Bei Tunnelbauarbeiten war 
das Gleisbett abgesackt. Die Strecke ge¬ 
hört mit bis zu 170 Güterzügen pro Tag 
zu den wichtigsten und meistbefahre- 
nen in Europa. Eine Ersatztrasse gibt es 
nicht. Es musste aufwendig ein Ersatz¬ 
verkehr mit Bussen bzw. Lkw organisiert 
werden, welcher die ohnehin stark be¬ 
fahrenen Autobahnen im Südwesten zu¬ 
sätzlich verstopfte. Nach sieben Wochen 
Reparatur ist die Strecke in der letzten 
Woche wieder eröffnet worden. 

Natürlich sind Baupannen immer 
möglich, aber der Rastatter Tunnel war 
ein hochriskantes Vorhaben bei laufen¬ 
dem Betrieb. Im Sandboden, nur knapp 
unterhalb der bestehenden Trasse vor¬ 
angetrieben, nutzte auch das angeblich 
so hochmoderne Vereisungsverfahren 
nichts. Die Bahn kann von Glück reden, 
dass keine Katastrophe passiert ist. 

Der Rastatter Tunnelvortrieb macht 
die hohe Risikobereitschaft der Bahn¬ 
führung deutlich. Dabei ging es nur um 
weniger als 100 Meter in gut bekann¬ 
tem Untergrund. Bei der Verlegung des 
Stuttgarter Bahnhofs beispielsweise geht 
es um 60 km Tunnelbau in einem zum 
Teil hochproblematischen und wenig er¬ 
kundeten Boden. Für ein Ergebnis, wel¬ 
ches - zumindest aus der Perpektive der 
Fahrgäste - eher schlechter ist als der Zu¬ 
stand vor dem Umbau. 

Die Strecke Rastatt - Baden-Baden 
ist Teil des sogenannte „Rhein-Alpen- 
Korridors“ einer von neun europäischen 
„Güterverkehrskorridoren“ welche zur 
Verbesserung des Schienennetzes für 
den grenzüberschreitenden Güterver¬ 
kehr bis 2020 projektiert wurden. Er soll 
eine durchgehende Verkehrstrasse von 
Rotterdam bzw. Zeebrugge bis Genua 
realisieren und wäre mit rund 1400 km 
Länge, 70 Mio. Einwohnern im Einzugs¬ 
gebiet und rund 1 Mrd. Tonnen Güter/ 
Jahr der bedeutendste Güterverkehrs¬ 
korridor der EU. Laut Bekundung der 
EU-Planer sollte er sich zu einem inno¬ 
vativen und „grünen“ Transportkorridor 
entwickeln. 

Die deutschen Nachbarn, Niederlan¬ 
de und vor allem auch die Schweiz, un¬ 
ternehmen große Anstrengungen dieses 


Projekt auch tatsächlich zu realisieren. 
Der Bau des Lötschberg-, des Gotthard- 
und des Ceneri-Basistunnels, z.T. zwei¬ 
stellige Milliardenprojekte, sind Teil die¬ 
ser ambitionierten Nord-Süd-Magistrale. 
Und machen auch in diesem Kontext erst 
wirklich Sinn. Der Verkehrssektor pro¬ 
duziert in der Bundesrepublik 20 Prozent 
der Treibhausgase. Man braucht nicht zu 
betonen, dass die „Klimakanzlerin“ und 
ihr lodengrüner Auto-Verkehrsminister, 
abgesehen von einiger PR-Symbolik, ein 
kaum verhülltes Desinteresse an einer 
substantiellen Verlagerung auf die Schie¬ 
ne zur Schau tragen. Was sie übrigens mit 
ihren vorangegangenen rosa-olivgrünen 
Brüdern im Börsenbahngeiste gemein¬ 
sam haben. 

So zählt denn auch die Strecke Em¬ 
merich - Oberhausen, das Mittelrhein¬ 
tal mit seinen zahlreichen engen Orts¬ 
durchfahrten und die Rheintalbahn 
zwischen Karlsruhe und Basel zu den 
gefürchteten „Flaschenhälsen“ der Stre¬ 
cke. Eigentlich hakt es auf der gesamten 
Strecke zwischen niederländischer und 
Schweizer Grenze. Auf ihren medialen 
Reklametafeln und in der Cheerleader¬ 
presse präsentieren sich die deutschen 
Bundesregierungen natürlich gern als 
europäische Musterknaben und Vorrei¬ 
ter für Technologie und Umweltschutz. 
Die Wirklichkeit ist eine andere. Die 
Deutsche Bahn AG ist ein zu 100 Pro¬ 


zent bundeseigenes Unternehmen. Ihre 
Geschäftspolitik ist folglich zu 100 Pro¬ 
zent von den politischen Entscheidun¬ 
gen der Bundesregierung abhängig. Der 
schleppende oder besser nicht vorhan¬ 
dene Ausbau des bundesdeutschen Ab¬ 
schnitts des Rhein-Alpen-Korridors ist 
weder Unfähigkeit noch Zufall, sondern 
Programm. 

Als die Kohl-Regierung 1994 die 
Deutsche Bundesbahn und die Deut¬ 
sche Reichsbahn in das unternehmeri¬ 
sche Korsett einer Deutsche Bahn AG 
zwängte, war das etwas anderes als die 
organisatorische, service-orientierte 
und betriebswirtschaftlich effizientere 
Modernisierung, als die sie angepriesen 
wurde. Es ging um die Aufkündigung 
des Daseinsvorsorge-Anspruchs als flä¬ 
chendeckender Anbieter möglichst um¬ 
fassender, ökologischer Transportdienst¬ 
leistungen, hin zu einer unternehmerisch 
rechnenden, profitorientierten Aktienge¬ 
sellschaft, die Transportdienstleistungen 
möglichst nur dort anbietet, wo sie ren¬ 
tabel sind. Und die in einen künstlich ge¬ 
schaffenen „Wettbewerb“ mit privaten 
Bahnunternehmen gestellt wird, welche 
sich die profitablen Filetstücke sichern 
wollen. 

Der zukünftige Exportweltmeister 
brauchte nicht nur Hungerlöhne und 
Hartz IV, sondern auch den „schlanken 
Staat“, die Senkung der „Staatsquote“, 


also auch der staatlichen Investitionen 
in ein gut funktionierendes, öffentliches 
Transportsystem. Die logische Konse¬ 
quenz war und ist: Die Senkung der 
Lohn- und Sozialkosten, der Rückzug 
aus der Fläche und der Vollversorgung. 
Dazu kommt die Fokussierung auf Vor¬ 
zeigeprojekte, die Senkung der Investi¬ 
tionen in der Breite und - notwendig - 
die Erosion des technischen Standards. 
Investitionen, hoher Standard bedeu¬ 
ten Kosten. Kosten sind zu vermeiden. 
Rastatt ist da nur ein Beispiel des mit 
Skandalen, Pannen und Affären gepflas¬ 
terten Wegs zum profitablen, börsenfä¬ 
higen Unternehmen. Im Klartext: Die 
eigentliche Aufgabe der Bahn AG, Men¬ 
schen und Güter zu transportieren, ist 
nur noch Mittel zum Zweck. Nämlich - 
hoffentlich - so gute Profite zu erzielen, 
dass der Laden auch für Zocker und 
Heuschrecken attraktiv genug erscheint. 
Eine aktive Verkehrspolitik, pro Schiene 
und pro Ökologie, ist unter dieser Prä¬ 
misse selbstredend nicht möglich. Die 
überfüllten Autobahnen sprechen eine 
klare Sprache. 

Die Privatisierung, besser das Ver¬ 
scherbeln von öffentlichem Eigentum, 
der Daseinsvorsorge ist eine unendliche 
Skandalgeschichte. Bei der Bahn, das 
zeigt sich nicht nur in der Bundesrepub¬ 
lik, ist sie dazu hochgefährlich. 

Klaus Wagener 


Übernahmeschlacht 

Uniper-Belegschaft befürchtet Zerschlagung des Konzerns 



Mit der Übernahme durch das finnische Unternehmen Fortum droht die 
Vernichtung von i ooo Arbeitsplätzen bei Uniper. 


Investitionen in fossile Energieträger 
scheinen sich wieder zu lohnen. Nach¬ 
dem bereits die tschechische Finanz¬ 
holding EPH die Braunkohlesparte 
von Vattenfall übernommen hat, will 
nun der finnische Versorger Fortum 
die E.on-Abspaltung Uniper überneh¬ 
men. Gewerkschaften fürchten, dass 
in der Bundesrepublik mehr als 1 000 
Arbeitsplätze verloren gehen könnten. 

Fortum will von E.on die verblie¬ 
benen Anteile an Uniper in Höhe von 
47 Prozent übernehmen. Doch bislang 
wehrt sich Uniper. „Unsere bisherige 
solide operative und bilanzielle Ent¬ 
wicklung zeigt klar, dass wir als unab¬ 
hängiges Unternehmen am Markt er¬ 
folgreich sind“, sagte Finanzchef Chris- 
topher Delbrück der „Börsen-Zeitung“ 
(30.9.17). Die Transaktion hätte ver¬ 
mutlich negative Auswirkungen auf 
beide Firmen. E.on will Anfang 2018 
entscheiden, ob dem Geschäft zuge¬ 
stimmt wird, das rund 3,8 Milliarden 
Euro in die klammen Kassen spülen 
würde. 

Uniper will nun erst einmal konkre¬ 
te Vorstellungen zu dem Übernahme¬ 
angebot hören. „Ich erwarte jetzt, dass 
Fortum-Chef Pekka Lundmark seinen 
Ankündigungen Taten folgen lässt und 
schwarz auf weiß verbindliche Aussa¬ 
gen macht“, sagte Uniper-Vorstands¬ 
chef Klaus Schäfer Ende September 
gegenüber der Deutschen Presseagen¬ 
tur (dpa). Nur so gebe es eine Ge¬ 
sprächsgrundlage. Bislang habe er sei¬ 
ne Informationen weitgehend aus den 


Medien erhalten und dort habe es nur 
unverbindliche Absichtsbekundungen 
gegeben. 

Bereits im Juli klopften die Finnen 
nach monatelangen Verhandlungen 
mit E.on bei Uniper mit einem Über¬ 
nahmeangebot an die Tür. Nach Prü¬ 
fung der Vorschläge entschied sich das 
Management damals dagegen, weil es 
letztlich die Zerschlagung des Unter¬ 
nehmens zur Folge gehabt hätte. Lund¬ 
mark erklärte zwar gegenüber dem 
Fernsehsender Bloomberg TV, er sehe 
das Geschäft als Investition und nicht 
als Übernahme. Überzeugen konnte er 
bisher nicht. 


Aus gleichem Grund sorgen die 
aktuellen Absichten von Fortum bei 
den Belegschaftsvertretern wieder für 
Unruhe. Der ver.di-Konzernbetreuer 
Immo Schlepper sagte gegenüber dpa, 
er befürchte, dass am Ende eines sol¬ 
chen Milliarden-Geschäfts die Zer¬ 
schlagung von Uniper stehen könnte, 
wodurch mehr als 1 000 von insgesamt 
13 000 Arbeitsplätze in der Bundesre¬ 
publik in Gefahr seien. Weite Teile der 
Aktivitäten von Uniper passten nicht 
zur Strategie von Fortum. Dies gelte 
insbesondere für die Kohle- und Gas¬ 
kraftwerke, aber auch für den Energie¬ 
handel des Konzerns. 


Von dem Geschäft angetan sind da¬ 
gegen die Finanzmärkte. Das Angebot 
von 22 Euro je Aktie wirke attraktiv 
und komme zu einem guten Zeitpunkt, 
sagte etwa Thomas Deser gegenüber 
dpa, Fondsmanager von Union Invest¬ 
ment. Seit der Abspaltung von E.on 
im vergangenen September stieg der 
Aktienwert des als „Resterampe“ ver¬ 
spotteten Unternehmens um rund 125 
Prozent. Das habe vor allem mit den 
Russland-Geschäften, dem gestiegenen 
Kurs des Rubels und den gestiegenen 
Strompreisen zu tun, so Deser. 

Dass am Ende eine Zerschlagung 
des Konzerns steht, hält auch Deser für 
wahrscheinlich. Fortum könnte mit den 
Russland-Geschäften von Uniper sei¬ 
ne Position auf dem russischen Markt 
ausbauen, erläuterte der Fondsexper¬ 
te. Die Finnen seien dort in der Ener¬ 
gieversorgung bereits sehr lange sehr 
erfolgreich. Auch die schwedischen 
Kernkraft- und Wasserkraftwerke von 
Uniper seien für Fortum interessant. 
Andere Vermögenswerte könnten da¬ 
gegen weiterverkauft werden. So sei es 
wahrscheinlich, dass RWE an den Gas¬ 
kraftwerken interessiert ist. Gleiches 
gelte für das Kohlekraftwerk Datteln 4. 

Uniper ist mit 40 000 Megawatt, da¬ 
von rund 15 000 in Deutschland, einer 
der größten konventionellen Stromer¬ 
zeuger, vor allem mit Kohle und Gas. 
Im ersten Geschäftsjahr machte das 
Unternehmen 67 Milliarden Euro Um¬ 
satz, schrieb aber noch Verluste. 

Bernd Müller 
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Wirtschaft und Soziales 


Freitag, 13. Oktober 2017 



Im Jahr 1984 begann der Kampf der IG Metall für die 35-Stunden-Woche. Nach sieben Wochen Streik und Aussperrung 
wurde der Einstieg in die 35-Stunden-Woche geschafft. 

Zeit für weniger 
Arbeitszeit 

Kompetente Gesprächspartner bei der Arbeitszeitkonferenz der DKP 

Am 4. November veranstalten die DKP-Bezirke Niedersachsen, Rhein¬ 
land- und Ruhr-Westfalen sowie die Kommission „Betrieb und Gewerk¬ 
schaft“ des Parteivorstandes eine Konferenz zur Arbeitszeitverkürzung. 

Darüber sprach die UZ mit Peter Köster. 


UZ: Warum zu dieser Zeit diese Konfe¬ 
renz? 

Peter Köster: In fast allen DGB-Gewerk¬ 
schaften werden auf verschiedene Weise 
Debatten um „alte und neue Formen“ 
einer Arbeitszeitverkürzung geführt. In 
unserer Partei diskutieren wir mit dem 
Leitantrag an den 22. Parteitag „Gesell¬ 
schaft verändern - aber wie und wohin?“ 
unsere kommunistischen Positionen zur 
Aktionseinheit und unser solidarisch¬ 
aktives Mitwirken in den Gewerkschaf¬ 
ten. Ein wesentlicher Teil dieser solida¬ 
rischen Debatte soll und wird der Kampf 
um die Arbeitszeitverkürzung bei vollem 
Lohn- und Personalausgleich sein. 

Die Konferenz soll dazu beitragen, 
im Dialog mit fortschrittlichen Gewerk¬ 
schaftern und Aktiven aus der Bewegung 
für eine Arbeitszeitverkürzung die Posi¬ 
tionen der DKP zu verifizieren und uns 
in einem kritisch-solidarischen Dialog zu 
befähigen, die Argumente für eine neue 
Offensive in der Arbeitszeitverkürzungs¬ 
debatte zu formulieren. 

UZ: Die Diskutanten im Podium sind 
auf ihre Weise aktiv in der Thematik der 
Arbeitszeitverkürzung unterwegs. Warum 
habt ihr diese eingeladen? 

Peter Köster: Eben um genau diesen 
oben beschriebenen Dialog mit hoher 
Kompetenz zu führen und in möglichst 
vielen gewerkschaftlichen Gliederungen 
und Betrieben zu tragen. 

Unsere Orientierung als Partei der 
Arbeiterklasse kann nur diesen konse¬ 
quenten Schluss zulassen. Mit der Kol¬ 
legin Margareta Steinrücke als einer der 
Koordinatoren der bundesweit tätigen 
Initiative „Arbeitszeitverkürzung jetzt“ 
freuen wir uns auf eine ausgesproche¬ 
ne Kennerin des Themas Arbeitszeit¬ 
verkürzung mit der klaren Orientierung 
auf eine „kurze Vollzeit“. Sie wird zum 
Einstieg in die Konferenz unter anderem 
auf die Wirkung von Arbeit 4.0, wie auch 
auf internationale Kampagnen und Er¬ 
fahrungen eingehen. Zeit zur Diskussion 
haben wir uns reichlich gegeben. 

UZ: In Betrieben und Gewerkschaften 
werden heute eher andere Arbeitszeitmo¬ 
delle als die 30-Stunden-Woche diskutiert. 
Gibt es Chancen, die Diskussion zur all¬ 
gemeinen AZV damit zu verbinden - und 
wie? 

Peter Köster: Unbedingt und gewollt. 
Zuerst sind es nicht wir, also unsere Par¬ 
tei, die diese Diskussion bestimmen. Die 
findet in den Betrieben statt. Von dort in 
die diversen gewerkschaftlichen Gliede¬ 
rungen und Organisationen. Trotzdem ist 
die Forderung nach einer kurzen Vollzeit 



Peter Köster ist Mitglied im Arbeitskreis 
Betrieb & Gewerkschaft beim Partei¬ 
vorstand der DKP und des DKP-Bezirks 
Ruhr-Westfalen und Bezirksvorsitzender 
der IG BAU Mülheim-Essen-Oberhausen. 

schon vor Jahren, unter anderem durch 
das Manifest für eine Arbeitszeitver¬ 
kürzung der Professoren Bontrup und 
Massarrat, wieder massiver in die ge¬ 
werkschaftsöffentliche Debatte gerückt. 
Der Wandel in der Arbeitswelt, erhöhter 
Druck in den Betrieben, Zunahme psy¬ 
chischer Erkrankungen, Analysen, Stu¬ 
dien und Hinterfragungen zu fortschrei¬ 
tenden digitalen Entwicklungen in der 
Arbeitswelt haben ihren weiteren gro¬ 
ßen Anteil an der Auffrischung der Ar¬ 
beitszeitdiskussion. 

Die bisherig bekannten Vorstellun¬ 
gen und Strategien der DGB-Gewerk- 
schaften sind hier sehr unterschiedlich. 
Die Eingeladenen sind für ihre Ge¬ 
werkschaften kompetente Diskutanten, 
die einerseits die aktuelle Position der 
jeweiligen Organisation darstellen wer¬ 


den. U.a. bei der EVG den kürzlich ab¬ 
geschlossenen Tarifvertrag mit „Wahl¬ 
möglichkeiten“ bis hin zur Wochenar¬ 
beitszeitverkürzung. Bei der ver.di die 
laufende Diskussion um ein „Arbeits¬ 
zeitvolumen“, welches die unterschied¬ 
lichsten Branchenbereiche unter einer 
gemeinsamen Losung sammeln soll. Die 
von der IGM durchgeführte zweite Mit¬ 
gliederbefragung, unter anderem zu Ar¬ 
beitszeitfragen, und Schlussfolgerungen 
daraus. Andererseits werden alle drei 
ihre eigenen Schluss- und Alternativvor¬ 
stellungen zur Diskussion stellen. 

UZ: Die Konferenz steht ja auch unter 
dem Motto der 30-Stunden-Woche. Müss¬ 
te nicht als erster Schritt die 35-Stunden- 
Woche angegangen werden? 

Peter Köster: Konkret sagen wir: 30 
Stunden sind genug! Im Entwurf Leit¬ 
antrag zum 22. Parteitag der DKP for¬ 
mulieren wir es so: „Kurzfristig die 
Kürzung der gesetzlich zulässigen re¬ 
gelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 
auf 35 Stunden und mittelfristig auf 30 
Stunden.“ Die Argumente dafür wol¬ 
len wir im oben beschriebenen Dialog 
prüfen, auf ihre lang- wie kurzfristige 
Bedeutung, Wirkung und Machbarkeit 
hin diskutieren. Die Forderung stellt für 
uns das Ziel, aber nicht den Weg dar. 
Die Wege hin zu einer konsequenten, 
auf die ökonomischen Notwendigkeiten 
und Lebensvorstellungen der arbeiten¬ 
den Klasse ausgerichteten Zielsetzung 
können und werden sicherlich sehr un¬ 
terschiedlich verlaufen. Genau hier wol¬ 
len wir mit der Konferenz Anknüpfungs¬ 
punkte für die gewerkschaftlichen Dis¬ 
kussion finden. Welche gesellschaftliche 
Kraft soll weitere Schritte zur Arbeits¬ 
zeitverkürzung durchsetzen, wenn nicht 
die Gewerkschaften mit einer möglichst 
einheitlichen Orientierung auf ein auf 
alle Interessen der Arbeitenden ausge¬ 
richtetes Ziel? 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 


30 Stunden sind genug - Arbeitszeitkonferenz der DKP 

Für eine neue gewerkschaftliche Offensive zur Arbeitszeitverkürzung 
Arbeitszeitverkürzung debattieren, begründen, verankern. Gemeinsame Schrit- 

te finden. 


4. November 2017,10.00 Uhr bis 16.00 Uhr. 

Haus der Essener Gewerkschaften,Teichstraße 4a, 45147 Essen 

9.00 Uhr 

Einlass 

10.00 Uhr 

Eröffnungsreferat von Margareta Steinrücke, Mitglied 
ATTAC-Deutschland, Koordinatorin der Initiative 


Arbeitszeitverkürzung jetzt“. 

12.00 Uhr 

Pause 

13.00 Uhr 

Aktuelle Aussagen und Debatten zu Arbeitszeitfragen 
der Gewerkschaften 


Robert Sadowsky, 1. Bevollmächtigter IGM-Gelsenkirchen 
Tobias Michel, ehern. Betriebsrat, Mitglied 
ver.di-Fachkommission Krankenhäuser und Reha NRW 


Rainer Perschewski, Betriebsgruppensprecher EVG, 
Betriebsratsvorsitzender 

i4.ooUhr 

Diskussion 

16.00 Uhr 

Ende der Konferenz 


Air Berlin vor 
Massenkündigungen 

Insolvente Airline stellt Flugbetrieb ein 


Am Freitag der vorigen Woche konn¬ 
te ver.di einen Teilerfolg für die Be¬ 
schäftigten der insolventen Air Berlin 
verkünden. Es gab eine Einigung über 
Eckpunkte eines Sozialplans. In dieser 
Woche soll - eigentlich - darüber wei¬ 
ter beraten werden, ver.di, die Vereini¬ 
gung Cockpit (VC) sowie der Betriebs¬ 
rat von Air Berlin kämpfen nach wie 
vor um die Zukunft der mehr als 8 000 
Air-Berlin-Mitarbeiter. ver.di und die 
VC hatten sich für einen regulären 
Betriebsübergang eingesetzt, die In¬ 
solvenzverwalter das strikt abgelehnt. 

Doch jetzt könnte es schnell ge¬ 
hen. Ende der vorigen Woche hieß es 
noch, Air Berlin wolle dem gesamten 
Bodenpersonal bis Ende Oktober kün¬ 
digen. Wer noch für die Aufrechterhal¬ 
tung des Flugbetriebs benötigt werde, 
erhalte eine Kündigung erst zu Ende 
Februar 2018. Die anderen Mitarbei¬ 
ter würden wahrscheinlich freigestellt. 
Nun erklärte die insolvente Fluggesell¬ 
schaft, dass der Flugbetrieb bis Ende 
Oktober ganz eingestellt, also nicht 
bis zur tatsächlich erfolgten Übernah¬ 
me, die einige Zeit dauern wird, fort¬ 
geführt wird. Am Donnerstag dieser 
Woche sollte der Gläubigerausschuss 
entscheiden, an welche Interessen¬ 
ten Teile des Unternehmens verkauft 
werden. Anfang der folgenden Woche 
sollen Gespräche über die Tochterge¬ 
sellschaft Air Berlin Technik begin¬ 
nen. Das Ende der Bieterfrist für die¬ 
se Sparte wurde auf den 16. Oktober 
verschoben. 

Jetzt fürchten ver.di und der Air- 
Berlin-Betriebsrat schnelle Massen¬ 
kündigungen, die zuallererst 1 400 
Beschäftigte der Verwaltung und des 
Bodenpersonals in Berlin, aber auch 
die Mehrheit der anderen Kollegin¬ 
nen und Kollegen treffen könnten. 
Am Montag forderte ver.di deshalb die 
Fluggesellschaft Air Berlin auf, endlich 
Klarheit zu schaffen, ob und wie vie¬ 
le Beschäftigte zum Ende des Monats 
entlassen werden sollen. In einer Pres¬ 
seerklärung heißt es: „Es ist unerhört, 
ein so wichtiges Thema übers Wochen¬ 


ende auszusitzen und totzuschweigen! 
Wir erwarten eine unmissverständliche 
Stellungnahme ...“ Das für Air Berlin 
zuständige ver.di-Bundesvorstands- 
mitglied Christine Behle forderte 
die Politik auf, nicht tatenlos zuzuse¬ 
hen, wie die Fluggesellschaft mit dem 
Schicksal tausender Beschäftigter spie¬ 
le: „Die staatliche Bürgschaft der Bun¬ 
desregierung war auch zur Rettung der 
Arbeitsplätze gedacht. Wenn Air Ber¬ 
lin die Massenkündigungen wahr ma¬ 
chen sollte, ist das ein Missbrauch der 
Politik und der Steuerzahler, der nicht 
zugelassen werden darf! Die Politik 
muss jetzt eingreifen und die Käufer 
und Verkäufer zur Räson bringen“, so 
das Bundesvorstandsmitglied der Ge¬ 
werkschaft. 

Angesichts der Versprechen des 
Air-Berlin-Geschäftsführers Thomas 
Winkelmann, für 80 Prozent der Be¬ 
schäftigten seien bei den Käufern Ar¬ 
beitsplätze vorhanden, sei die Kündi¬ 
gungsdrohung ein Hohn. „Wenn er die 
Wahrheit sagt, dann muss eine echte, 
vertraglich abgesicherte Übernahme 
erwirkt werden. Wenn Massenkündi¬ 
gungen ausgesprochen werden sollten, 
dann täuscht er die Beschäftigten und 
die Öffentlichkeit“, so Behle. 

ver.di betont in Anbetracht der 
Lage die Dringlichkeit eine Trans¬ 
fergesellschaft für die Beschäftigten 
einzurichten, ver.di hatte in der ver¬ 
gangenen Woche in einem Rahmen¬ 
tarifsozialplan die tariflichen Voraus¬ 
setzungen geschaffen, um eine Trans¬ 
fergesellschaft und Sozialpläne für die 
Beschäftigten der insolventen Air¬ 
line zu vereinbaren. Eine Umsetzung 
ist abhängig von der Bereitstellung 
der nötigen Gelder durch Air Berlin, 
die Erwerber und die Politik. Vor der 
Bundestagswahl hatte es bereits posi¬ 
tive Aussagen aus der Politik gegeben. 
„In der jetzigen Situation braucht es 
aber feste Zusagen für eine verbind¬ 
liche Finanzierung“, erklärte Christine 
Behle in einer Pressemitteilung vom 
8. Oktober. 

nh 


Tarifrunde in der Metall- 
und Elektroindustrie 


Sechs Prozent mehr Entgelt und Anspruch 
auf Arbeitszeitreduzierung 


Der Vorstand der IG Metall hat am 
vergangenen Dienstag seine Forde¬ 
rungsempfehlung für die anstehende 
Tarifrunde in der Metall- und Elektro¬ 
industrie mit ihren 3,9 Millionen Be¬ 
schäftigten beschlossen. Er empfiehlt 
den regionalen Tarifkommissionen 
der IG Metall, über eine Erhöhung 
der Entgelte und Ausbildungsvergü¬ 
tungen von sechs Prozent für eine 
Laufzeit von 12 Monaten zu disku¬ 
tieren und zu beschließen. Außerdem 
schlägt er vor, einen individuellen An¬ 
spruch auf Reduzierung der wöchent¬ 
lichen Arbeitszeit auf bis zu 28 Stun¬ 
den für einen Zeitraum von bis zu 24 
Monaten zu fordern. 

„Neben deutlichen Einkommens¬ 
verbesserungen angesichts einer wirt¬ 
schaftlich hervorragenden Lage wol¬ 
len wir das Zukunftsthema Arbeitszeit 
tariflich anpacken. Die Flexibilisie¬ 
rung der Arbeitszeit in den Betrieben 
darf nicht weiter einseitig zu Lasten 
der Beschäftigten gehen, sie muss ih¬ 
nen auch nutzen. Die Beschäftigten 
wollen selbstbestimmte Arbeitszeiten, 
die zu ihrem Leben passen, und wir 
wollen einen Anspruch darauf durch¬ 
setzen“, sagte Jörg Hofmann, Erster 
Vorsitzender der IG Metall, am ver¬ 
gangenen Dienstag in Frankfurt. 

Ihre Forderungsempfehlung zur 
Erhöhung der Entgelte um sechs 
Prozent begründet die IG Metall mit 
der guten wirtschaftlichen Verfassung 


der Branche. Die Erträge seien hoch 
und alle Prognosen stünden weiter¬ 
hin auf Wachstum, betonte Hofmann. 
Die IG Metall geht dabei von der 
mittelfristigen Zielinflationsrate der 
Europäischen Zentralbank (EZB) in 
Höhe von zwei Prozent und einer zu 
erwartenden mittelfristigen gesamt¬ 
wirtschaftlichen Trendproduktivitäts¬ 
steigerung von bis zu 1,5 Prozent aus. 
Darüber hinaus müssten die Beschäf¬ 
tigten an der hervorragenden wirt¬ 
schaftlichen Entwicklung in der Bran¬ 
che angemessen beteiligt werden, sag¬ 
te Hofmann. 

Die Forderungsempfehlung des 
IG-Metall-Vorstands zur Arbeitszeit 
sieht vor, dass die Beschäftigten ihre 
regelmäßige Arbeitszeit künftig ohne 
Begründungszwang für zwei Jahre 
auf bis zu 28 Stunden in der Woche 
reduzieren können. Danach bestehe 
der Anspruch, auf die ursprüngliche 
Arbeitszeit zurückzukehren, erläuter¬ 
te Hofmann. Dies solle für alle Tarif¬ 
gebiete in West- und Ostdeutschland 
gelten. 

Für Beschäftigte in Schichtarbeit 
oder anderen gesundheitlich belas¬ 
tenden Arbeitszeitmodellen, die ihre 
Wahloption nutzen und ihre Arbeits¬ 
zeit um mindestens fünf Tage im Jahr 
verkürzen, soll es nach der Empfeh¬ 
lung des Vorstandes der IG Metall 
ebenfalls einen Entgeltzuschuss ge¬ 
ben. IGM 
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Das Grundgesetz kennt keine Obergrenze 

CDU und CSU einigen sich trotzdem in der Flüchtlingsfrage auf eine Limitierung 



Ob diese Sikh-Familie ins Land dürfte, wenn sie denn will? 


V iele Stunden wurde am Sonn¬ 
tag über die Flüchtlingspolitik 
debattiert. Doch dann einigten 
sich die Vertreter der CDU und der 
CSU. Auf einen „klassischen Kom¬ 
promiss 4 , 4 wie Angela Merkel auf einer 
Pressekonferenz am Montag betonte. 
Man habe nun eine „sehr gute Basis 4 , 4 
um in die Sondierungsgespräche mit 
der FDP und den Grünen zur Bildung 
einer Regierungskoalition zu gehen. 
„Wir haben es uns wirklich nicht ein¬ 
fach gemacht 4 . 4 Dabei wollten die CDU 
und vor allem Angela Merkel zuvor 
auf keinen Fall am Grundrecht auf 
Asyl rühren und aus diesem Grunde 
auch keine Obergrenze für Flüchtlin¬ 
ge festlegen. 

Nun hat sich, auch wenn der Be¬ 
griff „Obergrenze 44 nicht auftaucht, in 
der Flüchtlingspolitik Seehofer doch 
durchgesetzt, der damit wohl nicht nur 
den internen Machtkampf in der CSU 
für sich entscheiden möchte. Merkel 
kann dagegen darauf verweisen, dass 
man ja aber auch am Grundrecht für 
Asyl festhalten wolle. Wie das? Denn 
weder im Grundgesetz noch in inter¬ 
nationalen Rechtsnormen, die das 
Grundrecht auf Asyl gewähren, findet 
sich nämlich irgendeine Limitierung. 
Maximal 200 000 Menschen sollen 
künftig nach den Plänen der Unions¬ 
parteien im Land aufgenommen wer¬ 
den. Pro Jahr. Ausgenommen sind EU- 
Bürgerinnen und -Bürger sowie zuge¬ 
wanderte Arbeitskräfte. Deren Zuzug, 
möglichst gut ausgebildeter Fachkräf¬ 
te, soll in einem Zuwanderungsgesetz 
geregelt werden. Eine Forderung, die 
Kapitalvertreter schon länger stellen. 

Für die anderen gilt, wie die „Süd¬ 
deutsche 44 am Montag klarstellte: 
„Die Rechnung geht so: neue Asylbe¬ 


werber plus Familiennachzügler plus 
Kontingentflüchtlinge minus freiwil¬ 
lige Rückkehrer minus Abgeschobe¬ 
ne ist gleich 200 000. Maximal. 44 Das 
heißt aber auch: Die einen werden 
gegen die anderen ausgespielt. Weiter 
aufmerksam muss machen, dass die 
Neuankommenden dann auch noch in 
„Entscheidungs- und Rückführungs¬ 
zentren 44 „gebündelt 44 werden, man 
beachte die peinliche Vermeidung von 


Vokabeln, die unschöne Assoziationen 
wecken könnten. In solchen „Zentren 44 
werden Menschen teilweise über Jahre 
leben müssen. 

Und um eine höhere Zahl von Ab¬ 
schiebungen zu erreichen, werden im¬ 
mer mehr Länder zu „sicheren Her¬ 
kunftsstaaten 44 erklärt. Zumindest in 
dieser Frage ist man sich mit der FDP 
wohl schon einig und will auch die 
Grünen überzeugen. Wie sich im Zu¬ 


sammenhang mit den Abschiebungen 
nach Afghanistan gezeigt hat, interes¬ 
siert die tatsächliche Sicherheitslage 
im jeweiligen Land die politisch Ver¬ 
antwortlichen nicht im Geringsten. 
Ein zynisches Spiel. Und was passiert, 
wenn sich die Situation von 2015 wie¬ 
derholt? Wenn Hunderttausende Men¬ 
schen kommen, die vor Krieg, Verfol¬ 
gung, unsäglicher Not fliehen? Im Uni¬ 
onspapier heißt es, dass im Falle eines 


Großandrangs Bundesregierung und 
Bundestag „geeignete Maßnahmen 44 
beschließen sollen. Jeder Neuange¬ 
kommene - also die, die dann über¬ 
haupt noch durchkommen - könne 
aber einen Asylantrag stellen, der ge¬ 
prüft werden muss. 

„Die flüchtlingspolitischen Ergeb¬ 
nisse der Verhandlungen von CDU 
und CSU sind eine menschenrechtli¬ 
che Bankrotterklärung 44 so Ulla Jelp¬ 
ke, innenpolitische Sprecherin der 
Bundestagsfraktion der Partei „Die 
Linke 44 . „Das zynische Verrechnen von 
Abschiebungen mit der Aufnahme von 
Flüchtlingen spottet jeder Humanität 
und den Menschenrechten. Dies ist die 
Fortsetzung der Anbiederung an den 
rechten Sumpf, die schon vor den Wah¬ 
len die Rassisten von der AfD stark ge¬ 
macht hat 44 

Mit ihrem Kurs versuchen offenbar 
CSU und auch CDU unter anderem 
jene Wählerinnen und Wähler zurück¬ 
zuholen, die bei den Bundestagswah¬ 
len AfD gewählt haben. Seehofer und 
Co. wollen auch dafür die Unionspar¬ 
teien möglichst stramm rechtskonser¬ 
vativ ausrichten. Dazu gehört die jetzt 
beschlossene Limitierung. Nur: Eine 
Antwort auf die sozialen Probleme 
oder Abstiegsängste, die Verunsiche¬ 
rung vieler im Land geben sie nicht. 
Deren Unzufriedenheit nimmt wei¬ 
ter zu. Doch die zunehmende Armut, 
die wachsende Verunsicherung vieler 
Menschen im Land ist keine Folge der 
Flüchtlingsströme. Sie ist, durch die 
Agendapolitik, durch die Ausweitung 
prekärer Beschäftigung usw. selbst ge¬ 
macht. Seit 2005 hat sich in Deutsch¬ 
land die Zahl der Menschen, die arbei¬ 
ten und trotzdem arm sind, verdoppelt. 

Nina Hager 


Bund-Länder vor Gericht Sind die Lichter angezündet 

Der Numerus clausus gehört abgeschafft Leipzig feiert 28 Jahre „Friedliche Revolution“ 


Das Bundesverfassungsgericht verhan¬ 
delt über zwei Richtervorlagen des Ver¬ 
waltungsgerichts Gelsenkirchen zu der 
Frage, ob die Regelungen, die für die Stu¬ 
dienplatzvergabe im Fach Humanmedi¬ 
zin gelten, mit dem Grundgesetz zu ver¬ 
einbaren seien. Das Numerus-clausus- 
Verfahren, seit vielen Jahren nicht nur 
im Studienfach Medizin, sondern u.a. 
auch in vielen Lehramtsstudiengängen 
übliche Praxis, ist mit dem Artikel 12 
des Grundgesetzes (Recht auf freie Be¬ 
rufswahl) nicht unbedingt in Einklang 
zu bringen. Eva Gruse, Vorstandsmit¬ 
glied des „freien Zusammenschlusses 
von studentlnnenschaften 44 (fzs), ist der 
Meinung, dass es „eines generellen Um¬ 
denkens in der Hochschulpolitik bedarf 44 . 
Eine nachhaltige Grundfinanzierung von 
Bund und Ländern seit notwendig, da¬ 
mit „die Kapazitäten der Hochschulen 
ausgebaut und den aktuellen Zahlen 
an Studienplatzbewerbern gerecht wer¬ 
den. 44 Die Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft (GEW) hat den Bund auf¬ 
gefordert, für Öffnung und Ausbau der 
Hochschulen zu sorgen. „In vielen Stu¬ 
diengängen ist ein Studienplatz selbst 
mit überdurchschnittlichen Abiturnoten 
erst nach langen Wartezeiten zu bekom¬ 
men. Die neue Bundesregierung muss 
daher schnellstmöglich die rechtlichen 
und finanziellen Voraussetzungen schaf¬ 
fen, um den Numerus clausus (NC) zu 
überwinden 44 erklärte der stellvertreten¬ 
de GEW-Vorsitzende Andreas Keller. Er 
schlug zwei Maßnahmen vor, zum einen 
ein faires Zulassungsverfahren, das nicht 
nur auf der Abiturnote fußt, und zum an¬ 
deren einen bedarfsgerechten Ausbau 
der Studienplätze. 

Die unsägliche „Kapazitätsverord¬ 
nung 44 , ein bürokratisches Monstrum, 
wird zwar in allen Bundesländern ange¬ 
wandt, aber mit z.T. sehr unterschiedli¬ 
chen Bemessungsgrundlagen und Be¬ 
rechnungsverfahren. Der Forderung, 
die KapVo abzuschaffen, wird von vie¬ 
len Bildungsverantwortlichen und -Po¬ 
litikern kaum noch widersprochen, den 


meisten ist klar geworden, dass die mit 
dem Kapazitätsrecht praktizierte Ver¬ 
teilung knapper Studienplätze den An¬ 
forderungen an moderne Hochschul¬ 
steuerung nicht mehr gerecht wird. Die 
Kritik an der KapVo beruht auf vielen 
Argumenten, die von zu hohem Büro¬ 
kratieaufwand über Intransparenz bis 
hin zur Verhinderung von Qualitäts¬ 
wettbewerb reichen. Der gewichtigste 
Einwand ist aber, dass durch die Kap¬ 
Vo die Betreuungsrelationen nivelliert 
werden. Je deutlicher man sieht, dass 
in vielen Fächern die Betreuung besser 
werden muss, umso klarer erkennt man, 
dass dieser Steuerungsmechanismus ge¬ 
rade das in den universitären Massenfä¬ 
chern verhindert. 

Die Bildungspolitik, hier besonders 
an den Hochschulen, ist seit vielen Jah¬ 
ren an die Wand gefahren worden. Mit 
der sogenannten Exzellenzinitiative 
wurde seit mittlerweile zehn Jahren nur 
noch gefördert, was den drei Kriterien 
„Zukunftskonzepte 44 (Entwicklung der 
Universität), „Exzellenzcluster 44 (För¬ 
derung der Forschung eines Themen¬ 
komplexes) und „Graduiertenschule 44 
(Förderung von Doktoranden) gerecht 
wurde und zu Lasten der Situation an al¬ 
len anderen Hochschulen oder Fachbe¬ 
reichen der jeweiligen Hochschule ging. 
Die Bildungspolitik hat auf die Ent¬ 
wicklungen, die durch diese reduzierte 
Sicht entstanden sind, nicht reagiert und 
die Studienbedingungen verschlechtern 
sich zunehmend. Hinter den geforder¬ 
ten Fähigkeiten der Bewerber steht eine 
rückwärtsgewandte Sehnsucht nach 
der kleinen, überschaubaren Universi¬ 
tät, die die Hochschule als Elitenförde¬ 
rungsanstalt sieht. Der gesellschaftliche 
Bildungsdiskurs wird derzeit dominiert 
durch eine Leistungsideologie, die ein 
Scheitern im Studium auf die Person des 
Studierenden abschiebt und letztendlich 
als Legitimation zum Abbau von Stu¬ 
dienplätzen dienen wird. Ob, wie und 
wann das Gericht entscheiden wird, ist 
noch nicht bekannt. Herbert Becker 


„Dies Volk [...], das einst verliehen 
Bündel, den Oberbefehl, Legionen und 
alles, es hält nun still sich und hegt al¬ 
lein zwei Wünsche mit Furcht im Her¬ 
zen, Brot und Spiele 44 , verspottete vor 

2000 Jahren der Satiriker Juvenal die 
römische Bevölkerung, die sich ihre 
Entmündigung durch Kaiser August 
entsprechend kaufen ließ. Daran hat 
sich wenig geändert. Zu der Sorte po¬ 
litischer Unterhaltung, die Mitsprache 
durch warme Worte ersetzt, gehört seit 

2001 das Lichtfest in Leipzig, mit dem 
am 9. Oktober der Massendemonstra¬ 
tion des Jahres 1989 gedacht wird. Da¬ 
mals bewirkte das - nicht ein - Volk, so 
sehr uns Kommunisten das kränkt, den 
Fall einer politischen Macht, die ihrem 
Anspruch nicht mehr gerecht wurde, 
und die Dialektik der Geschichte ent¬ 
hält auch: Einige der Akteure von da¬ 
mals kämpfen heute noch, auch an der 
Seite von Kommunisten, für die glei¬ 
chen Ziele. Nicht alle, die vom besseren 
Sozialismus sprachen, meinten damals 
schon: keinen. 

Auf den Tribünen der politischen 
Macht stehen die heute nicht. Dorthin 
karrt man Prominente, die am 9. Ok¬ 
tober 1989 nicht dabei waren, aber sich 
darüber auslassen, was sie empfunden 
haben, als passiert ist, was sie gar nicht 
betraf. Dazu gehörte diesmal die evan¬ 
gelische Pfarrerin Margot Käßmann, 
die 1989 noch im hessischen Frielen¬ 
dorf predigte, die aber in ihrem Frie¬ 
densgebet in der Nikolaikirche immer¬ 
hin aktuelle Anlehnungen an kritisches 
Denken fand. Eindrücklich wies sie u.a. 
auf den Export deutscher Waffen an 
irakische Kurden und Saudi-Arabien, 
die „verbale Aufrüstung 44 durch rechte 
Politiker, die Errichtung neuer Mauern 
an den Grenzen Europas oder die sozi¬ 
ale Ungerechtigkeit auf der Welt, ver¬ 
blieb aber in unverbindlichen Schluss¬ 
folgerungen. Erwidern möchte man 
ihr: Weil „wir 44 an den Profiten von 
Krauss-Maffei u.a. gar nicht beteiligt 
sind, möchten „wir 44 uns deren Schuh 


auch gar nicht anziehen. Wer von Pro¬ 
blemen spricht, sollte auch ihr Verur¬ 
sacher nennen. 

Den Nestbeschmutzer machen 
durfte diesmal der polnische Journa¬ 
list Adam Krzeminski, der in den 60er 
Jahren in Warschau und Leipzig Ger¬ 
manistik studierte - was ihm ohne den 
Beitrag des Sozialismus kaum möglich 
gewesen sein dürfte. Für junge Leser: 
Damals bekamen Studenten noch Geld 
von der Gesellschaft, um ihr Studium 
zu bestreiten, und mussten nicht arbei¬ 
ten, um Miete und Studiengebühren zu 
bezahlen. Das heißt heute „Unrechts¬ 
staat 44 und meint: Die soziale Spaltung 
der Gesellschaft wurde beendet und 
auch Arbeiterkindern eine akademi¬ 
sche Bildung ermöglicht. Der schnip¬ 
pelte in seiner einstündigen „Rede 
zur Demokratie 44 aus seinem Wissen 
zur deutsch-polnischen Geschichte ei¬ 
nen bunten Salat Gedankenreichtum: 
die Autokratien des 20. Jahrhunderts, 
der rechte Populismus von heute, gar¬ 
niert mit ein paar Namen wie Hermann 
Kant, Christa Wolf oder, man befürch¬ 
tete es, Günter Grass. Das ganze hin 
und her verrührt: Viola! Ein „kras¬ 
ser Typ 44 halt, wie es ein paar Studen¬ 
ten später formulierten, „Was der al¬ 
les weiß! 44 Jeder darf sich merken, was 
ihm schmeckte. Notiert habe ich mir 
das polnische Sprichwort über den 
Umgang mit Geschichte: „Es ist lange 
her und nicht wahr. 44 (Interessierte kön¬ 
nen die Rede demnächst unter www. 
herbst89.de nachlesen.) 

Die sprichwörtlichen Brot und 
Spiele bildeten dann Musik und Ker¬ 
zen auf dem Augustusplatz. Auch dort 
kamen Redner zu Wort, wie die Jour¬ 
nalistin und Dokumentarfilmerin Anke 
Ertner, mit gehaltvollen Aussagen, wie: 
„Ich war 14 Jahre alt, als 1989 die Mau¬ 
er fiel, [...] und gehörte nicht zu den 
Menschen, die für die Freiheit demons¬ 
trierten. 44 „Ist doch egal 44 mochte man 
ihr im Gefühl kuscheliger Beliebigkeit 
zuprosten, „schön, dass du heute auch 


für Freiheit und Demokratie bei uns 
bist. 44 Oder sagen wir es so: Die meisten 
der 500 000 Leipziger, die am nächs¬ 
ten Morgen wieder in ihren schlecht 
bezahlten und prekären Jobs ihre Frei¬ 
heit genießen mussten, hatten für sol¬ 
che Spektakel sowieso weder Sinn noch 
Zeit. 

Roman Stelzig 
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Notstand der Demokratie 

Initiative „Demonstrationsrecht verteidigen“ kündigt weitere Aktivitäten an 


• • 

ber 200 Menschen aus verschie¬ 
denen Spektren der politischen 
Linken haben am vergangenen 
Wochenende in der Volkshochschule 
Düsseldorf darüber beraten, wie der 
„Widerstand gegen den Abbau unserer 
demokratischen Grundrechte“ organi¬ 
siert werden könne. Zu der Tagung ein¬ 
geladen hatte die Initiative „Demons¬ 
trationsrecht verteidigen!“ die neben 
rund 50 Organisationen auch von der 
DKP und mehreren hundert Einzelper¬ 
sonen unterstützt wird. Die Initiative 
war im Nachgang zu den brutalen Po¬ 
lizeiübergriffen bei den Protesten ge¬ 
gen den G20-Gipfel in Hamburg ent¬ 
standen. Teils schockierende Erlebnis¬ 
berichte von Demonstranten prägten 
auch am Wochenende die Debatten auf 
dem Kongress. So war etwa ein Bus der 
SPD-nahen Kinder- und Jugendorga¬ 
nisation „Die Falken“ schon auf dem 
Weg nach Hamburg von der Polizei 
festgesetzt worden. Den teils minder¬ 
jährigen Betroffenen wurde sogar un¬ 
tersagt, Rechtsanwälte oder ihre Eltern 
zu informieren. Auch Julia Kaufmann 
von der ver.di-Jugend berichtete, wie 


Die Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes - Bund der Antifaschis¬ 
tinnen und Antifaschisten ist einer in 
der Öffentlichkeit leider weithin un¬ 
bekannten staatlichen Verleumdungs¬ 
und Verfolgungskampagne ausgesetzt. 
Dagegen wehrt sich Silvia Gingold mit 
einer Klage gegen das Land Hessen, 
das die Verfolgung dieses Berufsver¬ 
botsopfers wieder aufgenommen hat 
und dies mit ihrer antifaschistischen 
Tätigkeit, auch in der VVN-BdA, be¬ 
gründet. Argumentiert wird mit einem 
gemeinsamen Dokument des Bundes¬ 
und der Landesverfassungsschutzäm¬ 
ter. Diese behaupten tatsachenwidrig, 
die VVN-BdA sei eine „linksextremis¬ 
tisch beeinflusste Organisation“, deren 
Bestrebungen „gegen die freiheitliche 
demokratische Grundordnung“ gerich¬ 
tet sei. Besonders empörend ist die Be¬ 
hauptung, der Schwur von Buchenwald 
sei eine verfassungsfeindliche kommu¬ 
nistische Hervorbringung. 

Die allgemeine Schlussfolgerung 
der Antifaschistinnen und Antifaschis¬ 
ten seit den Jahren 1933/34 war auch, 
die Errungenschaften der bürgerlich¬ 
demokratischen und parlamentari¬ 
schen Gesellschaftsordnung zu ver- 


sie zusammen mit anderen Gewerk¬ 
schaftern festgenommen und in die 
Gefangenensammelstelle in Hamburg 
gebracht worden war. Dort hätten sich 
alle Festgenommen nackt ausziehen 
und erniedrigende Untersuchungen 
über sich ergehen lassen müssen. 

Eingeladen hatten die Kongress¬ 
organisatoren viele bekannte Bürger¬ 
rechtler und Experten, von denen je¬ 
doch einige aufgrund eines Unwetters 
nur über Internet zugeschaltet werden 
konnten. Die Hamburger Juristin Ga¬ 
briele Heinecke rief am Wochenende 
zum Widerstand gegen den Abbau der 
Grund- und Freiheitsrechte auf. „Die 
Diktatur hinter der Fassade formaler 
Demokratie 4 nannte 1966 Georg Benz 
von der IG Metall die Notstandsgeset¬ 
ze. Während des G20 war nicht einmal 
mehr die Fassade zu sehen“, stellte sie 
klar und warb für „eine breite Gegen¬ 
wehr gegen Polizeistaatstage und den 
,Notstand der Demokratie 4 44 . Ähnlich 
äußerte sich auch die Innenpolitische 
Sprecherin der Linksfraktion im Bun¬ 
destag, Ulla Jelpke. Untersuchungs¬ 
haft und drakonische Urteile gegen 


teidigen und auf ihrer Grundlage die 
Menschen in den gemeinsamen Kampf 
gegen Krieg und Faschismus zu führen. 
Die Errichtung der demokratischen 
Republik war nach 1945 die Haupt¬ 
losung als Schlussfolgerung aus dem 
Aufkommen des Faschismus, und un¬ 
ter dieser Losung einigten sich die An¬ 
tifaschistinnen und Antifaschisten vie¬ 
ler Richtungen in der Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes. Auch SPD 
und CDU machten solche Aussagen. 

Ohne die VVN-BdA in Bundes¬ 
und Länderverfassungsschutzberich¬ 
ten zu erwähnen, wird sie doch be¬ 
handelt, als stehe sie darin. Und eine 
Verordnung des seinerzeitigen Bundes¬ 
finanzministers Peer Steinbrück besag¬ 
te: Wenn in einem Land eine Organisa¬ 
tion im VS-Bericht erwähnt wird, kann 
sie in allen Ländern so behandelt wer¬ 
den, als stehe sie darin. Das kann be¬ 
deuten: Entzug der Gemeinnützigkeit, 
Diskriminierung ihrer Mitglieder bis 
hin zu Berufsverboten, Verweigerung 
von öffentlichen Räumen usw. Der VS 
Hessen behauptet, er gehe ja gar nicht 
gegen Silvia Gingold vor, indem man 
sie bespitzelt und überwacht, sondern 
man sammele in den Akten über sie 


Demonstrantinnen und Demonstran¬ 
ten zielten auf Abschreckung und Ein¬ 
schüchterung, sagte sie. 

„Die Einschränkung der Rechte 
von Flüchtlingen, Migrantinnen und 
Migranten trifft zuerst die ohnehin 
schon weitgehend Rechtlosen. Doch je 
weiter die Hemmschwelle der Regie¬ 
renden sinkt und die Akzeptanz für sol¬ 
che Maßnahmen bei der Bevölkerung 
steigt, desto leichter werden Schritt 
für Schritt die demokratischen Rech¬ 
te auch anderer Bevölkerungsgruppen 
eingeschränkt“, warnte Jelpke, die in 
Hamburg als parlamentarische Beob¬ 
achterin das Demonstrationsgeschehen 
beobachtet hatte, außerdem. Auch Elke 
Steven vom Komitee für Grundrechte 
und Demokratie macht die Notwen¬ 
digkeit des politischen Kampfes gegen 
den Abbau der Grundrechte deutlich: 
„Immer neue Gesetze und Regelungen 
stellen mitten in Deutschland grundle¬ 
gende Menschenrechte infrage“. 

Unterstützung erhielten die Be¬ 
troffenen auch von Dr. Alexander 
B. Ernst, Dozent an der Kirchlichen 
Hochschule Wuppertal/Bethel. „Seit 


ja nur den „Beifang“. Es werden also 
andere Personen und Organisationen 
überwacht und behindert wie auch dif¬ 
famiert und wenn dabei Informationen 
über Frau Gingold anfallen, dann wür¬ 
den diese gesammelt. Wir haben es mit 
dem Bruch des Grundsatzes „Keine 
Strafe ohne Gesetz“ zu tun. Und heute 
sollen wieder Antifaschisten per Ver¬ 
fassungsschutzverbund belangt wer¬ 
den, obwohl sie nichts Unrechtes tun - 
so wie im Fall Silvia Gingold sichtbar 
wird. Dagegen muss man sich öffent¬ 
lich wehren und dagegen haben wir 
uns öffentlich gewehrt. 1966 hat der 
TV-Sender Panorama zahlreiche Ent¬ 
hüllungen über die politische Justiz in 
der BRD veröffentlicht und der Autor 
der Sendung, Lutz Lehmann, hat darü¬ 
ber ein Buch geschrieben, in dem auch 
mein öffentlicher Protest vorkam. Ge¬ 
gen mich lief 1964 ein Verfahren wegen 
angeblicher Einfuhr verfassungsfeind¬ 
licher kommunistischer Literatur. Es 
waren mir per Post Zeitschriften zuge¬ 
gangen. 36 Jahre später bestätigte man 
mir vom VS von NRW, dass ich seit 
1967 beobachtet werde. Ich versuch¬ 
te, so wie heute Silvia Gingold, „mei¬ 
ne 44 Akten einzusehen und ihre Ver¬ 
nichtung zu verlangen. Das ging schief. 
Das VS-Amt schrieb mir, ich könne 
die Akte nicht einsehen und sie wer¬ 
de auch nicht vernichtet; das einzige 


dem G20-Gipfel stehe ich an der Seite 
der Linken. Denn wieder läuft in un¬ 
serer Republik eine Kampagne gegen 
links, wie sie einst dem Nationalismus 
und Faschismus den Raum gab, der zur 
Katastrophe des Dritten Reichs führ¬ 
te. Und es trifft die der Extremismus¬ 
vorwurf, die sich gegen religiös-konser¬ 
vative und nationalistische Tendenzen 
und Wirtschaftsinteressen zur Wehr 
setzen, mit ihren Köpfen und Körpern 
für Solidarität und Gerechtigkeit in 
der Welt einstehen und sich bunt den 
schwarzen Blöcken unseres Staates in 
den Weg stellen“, stellte er sichtlich be¬ 
wegt klar. 

Die Kongressteilnehmer erneuer¬ 
ten unterdessen ihre Solidarität mit den 
noch immer inhaftierten 14 Demons¬ 
tranten und forderten deren umge¬ 
hende Freilassung. Um ihren Forde¬ 
rungen Nachdruck zu verleihen, soll 
es noch in diesem Jahr einen Aktions¬ 
tag geben, in dessen Rahmen der fort¬ 
schreitende Abbau der Grund- und 
Freiheitsrechte thematisiert werden 
soll. 


was möglich war, das war die unvoll¬ 
ständige Übersendung einer Liste von 
Überschriften zu Eintragungen in die 
Akte. Zumeist waren es Berichte von 
Versammlungen, auch gewerkschaftli¬ 
chen, an denen ich teilgenommen hät¬ 
te. Mein Einspruch nützte nichts: Man 
entgegnete, man werde die Akte nicht 
ändern, aber gern mein Schreiben darin 
aufnehmen. 

Die Sicherheitsbehörden urteilen 
über Antifaschisten, als seien sie die 
eigentlichen Feinde der Demokratie. 
Mit aller Kraft soll die antifaschistische 
Bewegung ausgeschaltet werden. Bis¬ 
her gelang es nicht. Und das ist gut so. 
Doch unser politischer Gegner bleibt 
dran. Das Vorgehen gegen Silvia Gin¬ 
gold gilt ihrer erfolgreichen Leserei¬ 
he mit dem Buch über ihre Eltern, gilt 
dem Vorbild „Gingold“. Die erfolgrei¬ 
che Losung „Faschismus ist keine Mei¬ 
nung, sondern ein Verbrechen“ wird 
von den Innenministern in Schriften 
für die Schulen als verfassungsfeind¬ 
lich diskriminiert. Breite antifaschisti¬ 
sche Bündnisse werden mit Provokati¬ 
onen überzogen wie in Hamburg beim 
G20-Gipfel. Der legendäre Schwur von 
Buchenwald wird in den Schmutz gezo¬ 
gen. Gedenkstätten werden vom Anti¬ 
kapitalismus gereinigt. Die VVN-BdA 
wird in ihrer erfolgreichen Arbeit be¬ 
hindert. 


Freiheit für Öcalan 

Die internationale Initiative „Frei¬ 
heit für Abdullah Öcalan - Frieden 
in Kurdistan“ hat den Start einer Bus¬ 
tour im Rahmen der Kampagne „Die 
Zeit ist reif! - Freiheit für Öcalan!“ 
angekündigt. Bis zum 11. November 
wird die 33-tägige Tour durch acht 
Länder und 33 Städte führen, beglei¬ 
tet von zahlreichen Demonstrationen 
und Podiumsdiskussionen. Ziel sei es, 
eine „breite Öffentlichkeit sowie po¬ 
litische Institutionen der bereisten 
Länder auf die Situation Öcalans und 
seine Ideen aufmerksam zu machen“. 
Seit fast 20 Jahren sitzt Öcalan in Iso¬ 
lationshaft auf der Gefängnisinsel 
Imrali. Für mehr als zehn Jahre war 
er der einzige Häftling dort. „Trotz 
seiner unbeschreiblichen Haftbedin¬ 
gungen hat er nie die Hoffnung auf 
eine friedliche Lösung für die Kon¬ 
flikte im Nahen Osten aufgegeben, 
insbesondere für die kurdische Fra¬ 
ge. Öcalan wurde damit zu einem 
Symbol der Hoffnung auf Frieden 
und Demokratie in dieser krisenge¬ 
schüttelten Region“, konstatieren die 
Organisatoren. 

Recht auf Volks¬ 
entscheide gefordert 

Unter dem Motto „Jetzt ist die Zeit: 
Volksentscheid. Bundesweit“ hat 
ein rund 30 Organisationen starkes 
Bündnis eine Kampagne zur Ein¬ 
führung der direkten Demokratie 
auf Bundesebene gestartet. Nach 
Ansicht des Bündnisses ist die Er¬ 
gänzung der parlamentarischen De¬ 
mokratie um bundesweite Volksab¬ 
stimmungen überfällig, um Refor¬ 
men auf den Weg zu bringen und 
den Bürgern die Mitbestimmung 
auch zwischen den Wahlen zu er¬ 
möglichen. Parlamentarismus und 
direkte Demokratie sollten dabei 
Hand in Hand gehen, betonten sie. 

Das Bündnis nennt zugleich 
konkrete Möglichkeiten, die direk¬ 
te Demokratie so auszugestalten, 
dass die Verletzung von Minder¬ 
heitenrechten, Missbrauchsgefahr 
und Vereinnahmung durch populis¬ 
tische Strömungen ausgeschlossen 
werden könne. So solle ein Volksbe¬ 
gehren nach der ersten Stufe vom 
Verfassungsgericht geprüft werden 
können, ausgewogene Information 
durch ein Abstimmungsheft gewähr¬ 
leistet werden und der Bundestag ei¬ 
nen Alternativvorschlag mit zur Ab¬ 
stimmung stellen können. Die Initia¬ 
tive wird unter anderem vom Bund 
demokratischer Wissenschaftlerin- 
nen und Wissenschaftler, dem Ber¬ 
liner Wassertisch, der Bundesver¬ 
einigung Soziokultureller Zentren, 
Business Crime Control e. V. und den 
Naturfreunden unterstützt. 

Gummigeschosse 
europaweit ächten 

„Die meisten Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union erlauben ih¬ 
ren Polizeien den Einsatz von Gum¬ 
mi- und Plastikmunition“, kritisiert 
der Bundestagsabgeordnete Andrej 
Hunko (Linkspartei). 

Dem Wissenschaftlichen Dienst 
des Bundestages zufolge werde nur 
in Rumänien, Irland, Dänemark, 
Norwegen, Schweden, Finnland 
und Österreich keine solche Mu¬ 
nition eingesetzt. „Auch die deut¬ 
schen Bundesländer Hessen und 
Sachsen haben Gummigeschosse 
in ihren Beständen. Hessen hat so¬ 
gar erst kürzlich neue, großkalibrige 
Munition bestellt. Eigentlich sollen 
die Geschosse lediglich von Spezial¬ 
kommandos genutzt werden. Nach¬ 
dem diese militärisch gedrillten 
Truppen jedoch zu Demonstrati¬ 
onslagen entsandt werden, befürch¬ 
te ich auch dort den vermehrten 
Einsatz von Gummi- oder Plastik¬ 
geschossen“, warnt Hunko. Erstmals 
hatte eine Einheit der sächsischen 
Polizei beim G20-Gipfel in Ham¬ 
burg mit Gummimunition auf ver¬ 
meintliche Straftäter gefeuert. 

In Deutschland wird Gummi¬ 
munition mit der Mehrzweckpisto¬ 
le „MZP1“ verschossen. Es handelt 
sich dabei um eine Schusswaffe, de¬ 
ren Einsatz eigentlich streng regle¬ 
mentiert ist. 



Markus Bernhardt 



Teilnehmerinnen und Teilnehmer machten vor dem Tagungsgebäude in Düsseldorf deutlich, worauf es ihnen ankommt und welche Befürchtungen sie haben 


„Für Solidarität mit Silvia Gingold“ 

Die politische Justiz der BRD leistet weiter ganze Arbeit 

Parallel zum Klageverfahren von Silvia Gingold gegen das Land Hessen 
am 19. September fand in Kassel eine Konferenz statt. Ulrich Sander hielt 
dort das hier in Auszügen gehaltene Referat. 

















6 Freitag, 13. Oktober 2017 


Internationale Politik 


unsere zeit m 


Türkei erhöht 
Militärbudget 

Die Türkei wird ihr Militärbudget im 
kommenden Jahr um 40 Prozent er¬ 
höhen. Das Budget steige damit auf 
40,4 Milliarden türkische Lira (rund 
9,6 Milliarden Euro), berichtete die 
Zeitung „Hürriyet“ unter Berufung 
auf die Finanzpläne der islamisch¬ 
konservativen Regierung. Um „zu¬ 
sätzliche Sicherheits- und Verteidi¬ 
gungsprojekte“ zu finanzieren, wer¬ 
den Steuererhöhungen erwartet. 

Die türkischen Streitkräfte sind 
unter anderem unter Bruch des Völ¬ 
kerrechts am Krieg im Norden Sy¬ 
riens beteiligt. Das Militär führt zu¬ 
dem regelmäßig Angriffe gegen die 
kurdische Arbeiterpartei PKK in der 
Südosttürkei und fliegt - ebenfalls 
unter Verletzung des Völkerrechts - 
Luftangriffe im Nordirak. Ein Waf¬ 
fenstillstand der PKK mit der türki¬ 
schen Regierung scheiterte im Som¬ 
mer 2015. Seitdem geht das türkische 
Militär wieder verstärkt gegen die 
kurdischen Gebiete vor. 

Puerto Rico in Not 

In Puerto Rico werden gut einen 
Monat nach Hurrikan „Maria“ Le¬ 
bensmittel und sauberes Wasser 
knapp. Puerto Ricos Gouverneur 
Ricardo Rossellö sagte, dass die 
Bevölkerung in entlegenen Teilen 
der Insel keine Hilfsgüter erhalte. 
Am Montag hat er deswegen die 
US-Regierung um besseren Zugang 
zu Hilfsprogrammen gebeten. „Wir 
sind dankbar für die bisher geleis¬ 
tete Unterstützung. Wenn wir al¬ 
lerdings keine außergewöhnlichen 
Maßnahmen ergreifen, um dem 
wirtschaftlichen Stillstand in Puer¬ 
to Rico entgegenzutreten, wird sich 
die humanitäre Krise verschärfen“, 
schrieb Rossellö in einem Brief an 
US-Präsident Donald Trump und 
die Spitzen des Kongresses. Neben 
Mitteln aus dem Fonds des Katas¬ 
trophenschutzes bittet der Regie¬ 
rungschef der US-Kolonie um 4,6 
Milliarden US-Dollar als Soforthil¬ 
fe. Die Schäden durch „Maria“ auf 
Puerto Rico werden auf etwa 95 
Milliarden Dollar geschätzt. Puer¬ 
to Ricos Schuldenlast liegt bei über 
70 Milliarden US-Dollar. Die Ver¬ 
wüstungen durch Hurrikan Maria 
verschärfen die Abhängigkeit der 
Insel von den USA weiter. 

Che vive! 

Am Montag j ährte sich die Ermor¬ 
dung des argentinisch-kubanischen 
Revolutionärs Ernesto Che Gueva- 
ra zum 50. Mal. Er wurde am 9. Ok¬ 
tober 1967 von bolivianischen Mi¬ 
litärs in La Higuera auf Weisung 
des Präsidenten Rene Barrientos 
Ortuno ohne vorherige Gerichts¬ 
verhandlung exekutiert. Am Ort 
des Verbrechens versammelten 
sich am Wochenende Zehntausen¬ 
de Menschen aus zahlreichen Län¬ 
dern Lateinamerikas. Der zentrale 
Festakt auf Kuba fand am Mauso¬ 
leum in Santa Clara mit 60 000 Teil¬ 
nehmern statt. Präsident Raul Cas¬ 
tro und Angehörige Che Guevaras 
und anderer getöteter Guerilleros 
nahmen an der Veranstaltung teil. 

Zu 95 Prozent einig 

Vergangenen Sonntag meldete Ve¬ 
nezuelas Präsident Nicolas Maduro, 
man sei zu 95 Prozent mit der Oppo¬ 
sition im Land zu einer Übereinkunft 
gekommen, eine Einigung stehe kurz 
bevor. Die Regierung hatte die Op¬ 
position seit langem zu Gesprächen 
und zu einem Ende der Gewalt auf¬ 
gefordert. Die monatelangen gewalt¬ 
samen Proteste auf Venezuelas Stra¬ 
ßen hatten nach der Wahl zur verfas¬ 
sunggebenden Versammlung keinen 
Rückhalt mehr. 

Über den Inhalt der Gesprä¬ 
che wurde vorläufig nichts bekannt. 
Seit dem 13. September gab es vom 
Vatikan vermittelte Gespräche zwi¬ 
schen der Regierung und dem rech¬ 
ten Wahlbündnis „Mesa de la Unidad 
Democrätica“ (MUD). Vorangegan¬ 
gene Gespräche waren im Dezember 
gescheitert, nachdem die Vertreter 
von MUD die Verhandlungen ver¬ 
lassen hatten. 


Für die Republik 

Die Kommunisten Kataloniens treten für die Souveränität ihres Landes ein, 
warnen aber vor Abenteuern 



Demonstration in Manresa, Katalonien, am 3. Oktober. 


ie Zuspitzung der Diskussion um 
eine Unabhängigkeit Kataloniens 
von Spanien stellt auch die lin¬ 
ken und kommunistischen Organisatio¬ 
nen vor große Herausforderungen. Ge¬ 
meinsamer Nenner der fortschrittlichen 
Kräfte war und ist, dass Spanien ein aus 
mehreren Völkern bestehender Staat ist 
und dass diese das Recht auf Selbstbe¬ 
stimmung haben - was nicht bedeutet, 
dass sich die Linke für die Abspaltung 
der Katalanen, Basken oder anderer aus¬ 
sprechen würde. In der aktuellen Phase 
sind die verschiedenen Organisationen 
aber gezwungen, Farbe zu bekennen. 

Das Exekutivkomitee der Kommu¬ 
nistischen Jugend Kataloniens (JCC) 
veröffentlichte am 4. Oktober eine Er¬ 
klärung, in der sich die Organisation für 
den Aufbau einer Katalanischen Repu¬ 
blik ausspricht, „die international als 
souveränes Land anerkannt ist, effektive 
Kontrolle über ihr Territorium und über 
ihre Ökonomie hat und brüderlich mit 
den Nationen und Völkern Spaniens und 
der Welt lebt“. Dieser Staat solle, „wenn 
es die Bedingungen zulassen, eine Kon¬ 
föderation mit einem plurinationalen 
und republikanischen Spanien einge- 
hen“. Zugleich warnt die JCC im selben 
Statement: „Eine Unabhängigkeitser¬ 
klärung ohne die notwendigen Res¬ 
sourcen oder Instrumente, um die Kon¬ 
trolle des Territoriums durchzusetzen, 
wäre ein falscher Schritt, der die Kräfte 
schwächen könnte, die notwendig sein 
werden, um sich der wahrscheinlichen 
repressiven und autoritären Antwort des 
(spanischen) Staates entgegenzustellen, 
die sicherlich einen qualitativen Sprung 
machen wird.“ 

International wenig bekannt ist, 
dass die Geschichte der kommunisti¬ 
schen Bewegung in Katalonien mindes¬ 
tens seit 1936 einen vom übrigen Spani¬ 
en abgesonderten Weg genommen hat. 
Damals, unmittelbar vor dem faschisti¬ 
schen Putsch und dem Beginn des Bür¬ 
gerkrieges, schlossen sich die KP Katalo¬ 
niens - der regionale Arm der KP Spani¬ 
ens (PCE) -, die katalanische Föderation 
der Spanischen Sozialistischen Arbeiter¬ 
partei (PSOE) sowie die Sozialistische 
Union Kataloniens (USC) und die Ka¬ 
talanische Proletarische Partei (PCP) zur 
Vereinten Sozialistischen Partei Katalo¬ 
niens (PSUC) zusammen. Diese trat der 
Kommunistischen Internationale bei und 
wurde 1939 als Sektion bestätigt, obwohl 


das den Statuten der Komintern wider¬ 
sprach, die nur eine Partei pro Staat zu¬ 
ließen. 

Nach der Niederlage der Republik 
ging die PSUC ebenso wie die PCE in 
die Illegalität, ihre führenden Vertreter 
mussten sich ins Exil retten. Schon 1940 
betonte PSUC-Generalsekretär Joan 
Comorera, es gehe „derzeit“ nicht dar¬ 
um, ob sich Katalonien von Spanien ab¬ 
spalten solle, „sondern um die Schaffung 
der Bedingungen, die sicherstellen, dass 
Katalonien das unbestreitbare Recht zur 
vollen und freien Ausübung des Selbst¬ 
bestimmungsrechts und des absoluten 
Respekts für seinen souveränen Willen 
hat“. Das könne nur eine „von der Arbei¬ 
terklasse geführte Volksrepublik Spani¬ 
en“ garantieren. Das Recht auf Abspal¬ 
tung, so Comorera, bedeute eben keine 
Pflicht, dies auch zu tun. 

Während die Franco-Diktatur alles 
daran setzte, die kulturelle Eigenstän¬ 
digkeit Kataloniens zu vernichten - so 
wurde nicht nur die Autonomie der Re¬ 
gion aufgehoben, sondern auch der Ge¬ 
brauch des Katalanischen in der Öffent¬ 
lichkeit verboten -, wurde die PSUC die 
führende Kraft des Widerstandes in Ka¬ 
talonien und gehörte der Exilregierung 
der Generalität an. Im Mai 1977, kurz 
nach der PCE, wurde die PSUC legali¬ 
siert, gewann Zehntausende Mitglieder 


und konnte bei der ersten Parlaments¬ 
wahl 1980 eine halbe Million Stimmen 
gewinnen. In dieser Zeit ging es der 
PSUC politisch in erster Linie um die 
Durchsetzung eines Autonomiestatuts 
für Katalonien, das 1979 erreicht wurde. 
Schon die Konstituierung einer proviso¬ 
rischen Generalität 1977 wurde von der 
PSUC als „Anerkennung und Autono¬ 
mie der nationalen Personalität“ Kata¬ 
loniens begrüßt. Es gehe um den Aufbau 
eines „wirtschaftlich starken, sozial fort¬ 
geschrittenen mit den anderen Völkern 
des Staates in der Perspektive des Sozi¬ 
alismus eng verbundenen“ Katalonien. 

Doch die Debatten um den von der 
PCE-Führung um Santiago Carrillo ver¬ 
folgten „eurokommunistischen“ Kurs 
erschütterte auch die PSUC. Die Partei 
ist seit 1987 de facto in der heute „grün“ 
orientierten „Initiative für Katalonien“ 
(ICV) aufgegangen, auch wenn sie for¬ 
mell nie aufgelöst wurde. Die in ihrer 
Tradition stehenden Kommunisten ge¬ 
hören heute vor allem der Partei „Kom¬ 
munisten Kataloniens“ (Comunistes de 
Catalunya) an. Diese traten und treten 
für die „Selbstbestimmung“ (autodeter- 
mincaciö) ihres Landes ein, auch in Ab¬ 
grenzung zur Forderung nach Unabhän¬ 
gigkeit (independencia). 

In einem am 5. Oktober veröffent¬ 
lichten Leitartikel warnt die Zeitung 


der Kommunisten Kataloniens, „Rea¬ 
lität“, dass eine einseitige Unabhängig¬ 
keitserklärung der reaktionären Re¬ 
gierung in Madrid als willkommener 
Vorwand für eine Ausweitung der Un¬ 
terdrückung der Volksbewegung und 
zur Zerschlagung der katalanischen 
Autonomie dienen könne. „In der Un¬ 
abhängigkeitsbewegung gibt es einen 
wichtigen Flügel, der glaubt, dass die 
schlimmste Repression die beste Gele¬ 
genheit für die Durchsetzung der Unab¬ 
hängigkeit ist. Aber diese Vorstellungen 
ignorieren in unverantwortlicher Weise 
die Erfahrungen des Kampfes des bas- 
kischen Volkes“, heißt es in dem Beitrag. 
Die Durchsetzung der Katalanischen 
Republik könne deshalb nur in einem 
Umwälzungsprozess im gesamten spa¬ 
nischen Staat gelingen: „Die nationale 
Emanzipation Kataloniens kann nicht 
von der sozialen Emanzipation der Ar¬ 
beiterklasse und der Volksschichten, die 
die Mehrheit der Bevölkerung bilden, 
getrennt werden. Diese Emanzipation 
ist ein Ziel, die eine Strategie der lang¬ 
fristigen Vertiefung der Demokratie 
und, auch wenn dies einigen schwerfal¬ 
len mag, auch eine Strategie der Klas¬ 
senkonfrontation erfordert“ 

Andre Scheer 

Siehe auch Kommentar Seite 9 


Griechenland im Oktober 

EU und Tsipras sehen Ende der Krise - KKE kritisiert Politik für das Kapital 


Sieben Jahre Daumenschrauben: 2010 
gab es für Griechenland einen ersten 
„Rettungsschirm“ von der EU und dem 
Internationalen Währungsfonds (IWF). 
Es gab aber keine Rettung. Jedenfalls 
nicht für Arbeiter, Rentner, Kranken¬ 
häuser, Schulen, Universitäten - für die 
Arbeiterklasse. Die Bilanz liest sich im 
„Handelsblatt“ oder in der „Griechen¬ 
land Zeitung“ (Athen) so: Seit Beginn 
der Wirtschaftskrise in Griechenland 
habe sich die Zahl der Teilzeitarbeiter 
und Langzeitarbeitslosen fast verdrei¬ 
facht. 645 000 Stellen seien in Land¬ 
wirtschaft, Industrie, auf dem Bau und 
im Einzelhandel verloren gegangen. Die 
Gewerkschaft GSEE habe ermittelt, dass 
das Durchschnittsgehalt der Teilzeitar¬ 
beiter bei monatlich 397 Euro liege. 

Für den EU-Ministerrat ist anschei¬ 
nend alles in Ordnung: Das Defizitver¬ 
fahren wurde am 2. Oktober eingestellt. 
Jetzt seien Griechenlands Finanzen „in 
viel besserem Zustand“. So der augen¬ 
blickliche Rats Vorsitzende Toomas Tö- 
niste. Auch Ministerpräsident Alexis Tsi¬ 
pras (Syriza) scheint zufrieden zu sein. 
Er sieht das Ende der Krise. Diese Ein¬ 
schätzung teilt er mit Jeroen Dijsselblo- 
em. Wenn Griechenland die immer noch 
eingeforderten „Reformen“ umsetze, 
werde es auch Geld an den Märkten be¬ 
kommen. Das dritte „Hilfsprogramm“ 


von 2015 - bis zu 86 Milliarden Euro - 
läuft noch bis Mitte kommenden Jahres. 

Finanzminister Euklid Tsakalotos 
(Syriza) ist geradezu begeistert. Er will 
die Auflagen erfüllen. Gleichzeitig beju¬ 
belt er die Entwicklung der Arbeitslo¬ 
senzahlen. In diesem Jahr sollen es 20,2 
Prozent sein, bis zum Ende des kommen¬ 
den Jahres dann „nur“ noch 19,0 Prozent. 
Nach Abgaben des Statistikamtes „Euro¬ 
stat“ gibt es in der Eurozone 14,75 Mil¬ 
lionen Arbeitslose. Das entspricht etwa 
9 Prozent. Es bleibt die Frage, woher 
die Syriza-Politiker ihre Zufriedenheit 
schöpfen. 

Die KKE kommt da zu einer ganz 
anderen Einschätzung. Anlässlich ei¬ 
nes Vortrags von Alexis Tsipras bei der 
Internationalen Messe in Thessaloniki 
kritisiert das ZK der KKE, der Minis¬ 
terpräsident habe sich fast ausschließ¬ 
lich an das Kapital gerichtet und seine 
Regierung als den „besten ,Dealer’ der 
Unternehmensgruppen und der Investo¬ 
ren“ angepriesen. Für das Volk habe Tsi¬ 
pras lediglich leere Versprechungen über 
,soziale Gerechtigkeit’ und ,Linderungs¬ 
maßnahmen’. Weiter heißt es vom ZK der 
KKE, „dass das versprochene Wachstum 
unter Bedingungen niedriger Löhne, fle¬ 
xibler Arbeitsverhältnisse, fehlender Ta¬ 
rifverträge für die Arbeiterklasse und die 
Volksschichten, und Steuerbegünstigun¬ 


gen für das Kapital und die Unterneh¬ 
men stattfinden wird“. 

Bei einer Großkundgebung der 
„Kämpferischen Arbeiterfront“ 
(PAME) - ebenfalls in Thessaloniki - 
wurde betont: „Wir kämpfen um Erhö¬ 
hungen der Löhne, der Renten und der 
Sozialleistungen, gegen die Bestrebun¬ 
gen und die Strategie der kapitalistischen 
Großarbeitgeber. Wir starten unsere Ge¬ 
genoffensive und verstärken die Keime 
des Widerstands, damit der Kampf mit 
Plan und Entschlossenheit für eine har¬ 
te Auseinandersetzung überall getragen 
wird. Zusammen mit unseren verbünde¬ 
ten Bauern, den kleinen Gewerbetrei¬ 
benden und Händlern, zusammen mit 
den Studierenden rufen wir zur Orga¬ 
nisation des Kampfes im Betrieb, in der 
Bildungseinrichtung, überall in Stadt und 
Land auf. Kein Kompromiss mit einem 
Leben in Armut und Misere!“ 

Anfang des Monats wurde die 
„Streikfront“ erweitert: Die griechi¬ 
schen Journalisten legten ihre Arbeit 
nieder „für anständige Löhne und Ren¬ 
ten“. Damit machten sie auf die bedroh¬ 
te Renten- und Sozialversicherungskasse 
ED OE AP aufmerksam. Außerdem ging 
es um die Beseitigung der Arbeitslosig¬ 
keit im Medienbereich und um die Ab¬ 
sicherung von Rahmentarifverträgen für 
Journalisten. 


Neben dem Engagement der Re¬ 
gierung für die Kapitalinteressen deu¬ 
tet sich nun auch ein Kniefall oder gar 
eine Zuarbeit von Syriza zur Sicherung 
der US-amerikanischen Militärstrategie 
an: Es geht um die Verlagerung von US- 
Truppen zum Standort Araxos bei Pat- 
ras, der drittgrößten Stadt Griechenlands 
auf dem Peloponnes, und nach Souda auf 
Kreta. Die KKE-Zeitung „Rizospastis“ 
berichtete, dass die Verlegung der Trup¬ 
pen mit einer Stationierung von Atom¬ 
waffen verbunden sei. Auffällig sei das 
Stillschweigen der Regierung. Die Ge¬ 
werkschaft Bau hat zusammen mit zahl¬ 
reichen anderen Organisationen in Pa- 
tras beraten, wie der Widerstand gegen 
die Stationierung organisiert werden 
kann. 

Interessant ist auch der mehrheitli¬ 
che Beschluss des Stadtrates von Patras, 
die verfügbaren Barmittel der Kommune 
nicht an die Bank von Griechenland zu 
überweisen, wie der Staatssekretär für Fi¬ 
nanzpolitik aufgrund eines Erlasses von 
2015 forderte. „Wir bestehen auf unsere 
Position, keinen Euro aus den Barmitteln 
der Stadt an die Bank von Griechenland 
und an die Gläubiger zur Verfügung zu 
stellen. Dieses Geld ist für die Menschen 
der Stadt und ihre Bedürfnisse da!“, hieß 
es im Stadtratsbeschluss. 

Uwe Koopmann 
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Schlaflos in Havanna 

US-Regierung zeigt sich Kuba gegenüber aggressiver 


A m 1. November werden die 193 
Mitgliedsländer der Vereinten 
Nationen zum 26. Mal seit 1992 
über einen jährlich von Kuba einge- 
brachten Antrag zur Beendigung der 
US-Blockade abstimmen. Während im 
letzten Jahr 191 Länder für Kuba vo¬ 
tierten und sich die USA wie auch Isra¬ 
el zum ersten Mal der Stimme enthiel¬ 
ten, rechnen Beobachter in diesem Jahr 
mit einem Rückschlag. In einer aggres¬ 
siven Rede hatte US-Präsident Donald 
Trump die Fortsetzung der seit 55 Jah¬ 
ren bestehenden Wirtschafts-, Handels¬ 
und Finanzblockade angekündigt. „Wir 
werden die Sanktionen gegenüber der 
kubanischen Regierung nicht aufhe- 
ben, solange sie keine fundamentalen 
Reformen durchführt“ erklärte er am 
19. September vor der UN-Generalver- 
sammlung. 

Seit dem Amtsantritt des neuen 
Präsidenten bestimmen ultrarechte 
Vertreter der Republikanischen Par¬ 
tei zunehmend die Kuba-Politik der 
USA. Exilkubanische Contras in Flo- 


Die Verschleppung von Santiago Mal- 
donado durch den argentinischen 
Staat - eines jungen Künstlers, der die 
Gemeinschaft der Mapuche bei ihren 
Forderungen nach Landrückgabe ge¬ 
gen die zu Benetton gehörende multi¬ 
nationale „Landkompanie des Südens 
von Argentinien“ begleitet hatte - hat 
Argentinien wieder zum Vorreiter un¬ 
ter den Ländern gemacht, in denen die 
Verletzung der Menschenrechte zu den 
Konstanten gehört. 

Der Umgang Argentiniens mit den 
Menschenrechten zeigt schwere Rück¬ 
schritte, die noch offenbarer werden, 
wenn man den Ausgangspunkt der 
Regierung unter Präsident Mauricio 
Macri berücksichtigt. Argentinien ist 
dabei nach der Impulsgeberrolle der 
Regierungen Kirchner und Fernän- 
dez für Prozesse und Verurteilungen 
gegen zivile und militärische Verant¬ 
wortliche des Genozids der Streitkräf¬ 
te unter Jorge Rafael Videla ab 1976 
inzwischen zum Objekt von Notakti- 
onen der Interamerikanischen Men¬ 
schenrechtskommission und der UN 
gekommen, wegen der repressiven 
Lage, die mit den Fällen der inhaftier¬ 
ten Milagro Sala (UZ v 29.7.16) und 
dem Verschwinden Santiago Maldo- 
nados beispielhaft wird. 

Seit dem Amtsantritt Macris, der 
eine Koalition der Rechten aus na¬ 
tionalen und transnationalen Wirt¬ 
schaftsvertretern, Medien und juris- 


rida wie Senator Marco Rubio und 
die Kongressabgeordnete Ileana Ros- 
Lehtinen fordern sogar den Abbruch 
der erst 2015 wieder aufgenommenen 
diplomatischen Beziehungen und trei¬ 
ben das Weiße Haus in einen neuen 
Kalten Krieg gegen Kuba. Als vorerst 
letzte Stufe der Eskalation wiesen die 
USA Anfang Oktober 15 kubanische 
Diplomaten aus dem Land. US-Au- 
ßenminister Rex Tillerson rechtfertigte 
die Maßnahme als „Reaktion auf den 
Mangel an Schutz für US-Diplomaten 
in Kuba“. Zuvor hatte Washington be¬ 
reits die Hälfte des Botschaftspersonals 
aus der kubanischen Hauptstadt abge¬ 
zogen. Kubaner erhalten seitdem keine 
Visa mehr für die USA. Den Vorwand 
für die politisch motivierte Aktion lie¬ 
ferten angebliche Schallangriffe auf 
Botschaftsmitarbeiter in Havanna, de¬ 
ren Ursache, wie das US-Außenminis¬ 
terium zugibt, jedoch völlig ungeklärt 
ist. Laut Medienberichten haben seit 
Ende letzten Jahres bereits 22 Beschäf¬ 
tigte der US-Botschaft über mysteriö- 


tischen Korporationen mit Zustim¬ 
mung der Gewerkschaftsbürokratie 
anführt, sind in Argentinien die zivilen 
und demokratischen Rechte in einem 
beschleunigten Erosionsprozess. Die 
Repression gegen sozialen Protest und 
die politische und ideologische Ver¬ 
folgung gegen die Bürger/innen ist 
der Weg, den der herrschende Block 
eingeschlagen hat, um das Hauptziel 
seines politischen Projekts zu garan¬ 
tieren: die Vertiefung der gravieren¬ 
den gesellschaftlichen, wirtschaftli¬ 
chen und historischen Unterschiede, 
auf denen der argentinische Staat ge¬ 
gründet wurde. 

Der „Fall Maldonado“ zeigt, wie 
wenige den Klassencharakter dieses 
Staats, der ein starkes bürgerliches 
Profils hat und hegemonisiert ist von 
den oligarchischen Großgrundbesit¬ 
zern und der Finanzoligarchie, die sich 
gegenseitig in einem Finanzwertschöp- 
fungs-Kreislauf des Kapitals alimen- 
tieren, wobei die Symbiose zwischen 
Staat und Wirtschaftsgruppen begüns¬ 
tigt wird. Das erklärt wiederum, dass 
Argentinien zwei Tabellen anführt, 
die das ökonomische Profil anzeigen, 
das die Regierung der Wirtschaft auf¬ 
drückt: Es ist das Land mit der größten 
inneren Zinsrate der Entwicklungslän¬ 
der und mit den größten Schulden im 
internationalen Finanzsystem. 

Diese Union läuft perfekt beim 
Verschweigen des Verschwindens 


se Symptome wie Hörverlust, Schwin¬ 
del, Kopfschmerzen, Erschöpfung und 
Schlafstörungen geklagt. 

Die für die USA zuständige Abtei¬ 
lungsleiterin im kubanischen Außenmi¬ 
nisterium, Josefina 

Vidal, wirft Washington vor, mit 
dem einseitigen Vorgehen die bilatera¬ 
len Beziehungen und die Zusammen¬ 
arbeit an Projekten von gegenseitigem 
Interesse zu beeinträchtigen. Auf die 
Frage eines CNN-Reporters antwortete 
Kubas Außenminister Bruno Rodriguez 
auf einer Pressekonferenz in Havanna, 
dass die USA den kubanischen Ermitt¬ 
lern bislang nicht gestattet hätten, die 
Wohnungen der Betroffenen zu über¬ 
prüfen. Kubanische Ärzte und Spezi¬ 
alisten hätten bisher auch keinen der 
vermeintlich Erkrankten untersuchen 
oder mit den betreuenden US-Medi- 
zinern sprechen dürfen. Das US-Ma- 
gazin „The Nation“ beklagte, dass bis¬ 
her keiner der angeblich Betroffenen 
namentlich genannt wurde oder sich 
selbst öffentlich geäußert habe. Die von 


von Santiago Maldonado seitens 
Staat, Wirtschaftsgruppen und me¬ 
dialer und juristischer Macht. Mehr 
als zwei Monate nach seiner Verhaf¬ 
tung durch die Gendarmerie zeigt sich 
trotz der gezielten Ungereimtheiten 
bei der gerichtlichen Nachforschung, 
dass die Operation der Sicherheits¬ 
kräfte gemeinsam mit Benetton aus¬ 
geheckt wurde und die logistische 
Unterstützung dieses Unternehmens 
hatte. Es handelt sich dabei um eine 
Vorgehensweise zwischen Staat und 
Privatsektor, die Argentinien schon 
1921 während der Bauernrebellion 
des „Rebellischen Patagonien“ ken¬ 
nen gelernt hatte, und der sich in die 
Militärdiktatur mit ihren beispielhaf¬ 
ten Fällen wie der „Noche del Apa- 
gön“ (Nacht der Stromabschaltung) in 
der Zuckerfabrik Ledesma noch ver¬ 
stärkte und nun durch die Regierung 
Macri ihre Neuauflage im Fall Maldo¬ 
nado erfährt. 

Wieder einmal ist Argentinien in¬ 
mitten einer demokratischen Hexen¬ 
jagd unter exklusiver Verantwortung 
des herrschenden Blocks, der - gestützt 
auf sein bürgerlich-liberales Profil - 
nicht zögert, alle repressive Kraft des 
Staats gegen die Volksschichten anzu¬ 
wenden, um in der Region die Durch¬ 
setzung des wirtschaftspolitischen Pro¬ 
jekts der Botschaft der Vereinigten 
Staaten zu garantieren. 

Facundo Altamirano 


einigen Medien aufgeworfene Möglich¬ 
keit eines Angriffs durch ein Drittland 
oder durch Terroristen wies der kuba¬ 
nische Außenminister als Spekulation 
und „Science Fiction“ zurück. Die ein¬ 
zigen Anschläge in Kuba seien bisher 
von Gruppen verübt worden, die vom 
Boden der Vereinigten Staaten aus ope¬ 
rierten, sagte Rodriguez. 

Während antikommunistische Con¬ 
tragruppen in Miami die jüngsten Ent¬ 
scheidungen Washingtons feierten, 
reagierten Politiker in den USA mit 
Unverständnis und Ablehnung. Der 
Gouverneur des US-Bundesstaates 
Virginia, Terry McAuliffe, warnte vor 
negativen Folgen für die USA. Trumps 
Kurswechsel sei „ein weiteres besorg¬ 
niserregendes Beispiel dafür, dass diese 
Regierung die Position unseres Landes 
in der Welt schwächt“, kritisierte er. Die 
demokratischen Senatoren Ben Cardin 
(Maryland) und Patrick Leahy (Ver¬ 
mont) forderten die Trump-Administra¬ 
tion auf, Entscheidungen von derartiger 
Tragweite künftig zuvor dem Kongress 
zur Beratung vorzulegen. Die Kon¬ 
gressabgeordneten Barbara Lee (Ka¬ 
lifornien) und Kathy Castor (Florida) 
warfen Trump zudem vor, das Thema 
zu instrumentalisieren, um „den histo¬ 
rischen Fortschritt in den Beziehungen 
zwischen den USA und Kuba“ zurück¬ 
zudrehen. 

Trotz der Querschüsse bemühen 
sich Vertreter der US-Wirtschaft die 
Zusammenarbeit fortzusetzen. Am 
Freitag letzter Woche Unterzeichneten 
Manager des US-Hafens Cleveland 
(Ohio) in Havanna eine Grundsatzver¬ 
einbarung (Letter of intent) über künf¬ 
tige Kooperationen mit Kuba. Des¬ 
sen Außenminister hatte bereits am 
22. September in New York deutlich ge¬ 
macht, dass sein Land die Attacken aus 
Washington nicht mit gleicher Münze 
heimzahlen werde. „Kuba und die Ver¬ 
einigten Staaten können zusammen ar¬ 
beiten und zusammen leben, wenn man 
die Unterschiede respektiert und all je¬ 
nes fördert, das beiden Völkern zugute 
kommt, aber man sollte nicht erwarten, 
dass Kuba dafür Konzessionen macht, 
die seine Souveränität und Unabhän¬ 
gigkeit betreffen“, erklärte Bruno Ro¬ 
driguez vor der UN-Generalversamm- 
hing. 

Volker Hermsdorf 


Fest der PCE 



Vierzig Jahre nach dem ersten Fest, 
als die Partei nach der Diktatur 
1977 wieder legal wurde, begingen 
die Mitglieder und Freunde der KP 
Spaniens (PCE) wieder ihre traditio¬ 
nelle „Fiesta del PCE“. Nach einigen 
Jahren in einem Vorort kehrte das Fest 
wieder nach Madrid zurück. Neben 
vielen Gesprächsforen, bei denen 
auch die Ergebnisse der deutschen 
Wahlen debattiert wurden, waren die 
Oktoberrevolution und das Gedenken 
an Che Guevara zentrale Themen. 

Die PCE wird sich bei der Fortsetzung 
ihres Parteitags im November mit 
Fragen der ideologischen Ausrichtung 
auf den Marxismus und Leninismus 
sowie der Bündnispolitik befassen. 
Daher war die Zukunft des Wahl¬ 
bündnisses „Vereinte Linke“ auf dem 
Fest immer wieder Gegenstand von 
lebhaften Diskussionen. 



Schwindel, Kopfschmerzen, Schlafstörungen plagen einige Beschäftigte der US-Botschaft in Havanna. 
Die Ursache ist unklar. 


Die Rückkehr zum Horror 

ln Argentinien ist wieder ein Oppositioneller verschwunden 


Proteste in Marokko 

In der marokkanischen Wirtschafts¬ 
metropole Casablanca sind rund 
4000 Menschen aus Protest gegen 
die Regierung auf die Straße gegan¬ 
gen. Dazu hatte die Vereinte Sozi¬ 
alistische Partei (PSU) aufgerufen, 
um die Freilassung der inhaftierten 
Berber aus dem marginalisierten 
Rif-Gebirge in der nördlichen Pro¬ 
vinz Al Hoceima zu fordern. 

Seit Oktober vergangenen Jah¬ 
res kommt es im Norden Marok¬ 
kos in der Provinz immer wieder zu 
Demonstrationen gegen die Regie¬ 
rung. Die Proteste richten sich ge¬ 
gen Arbeitslosigkeit, Polizeiwillkür 
und Korruption. Die Situation eska¬ 
lierte, als ein Fischhändler in einer 
Müllpresse getötet wurde. Als sein 
illegaler Fang konfisziert und ver¬ 
nichtet wurde, sprang der Mann in 
den Müllwagen. Zahlreiche Aktivis¬ 
ten wurden im Zuge der anschlie¬ 
ßenden Proteste festgenommen, da¬ 
runter auch der Anführer der Pro¬ 
testbewegung, Nasser Zefzafi. 

Immer mehr 
Militärbasen 

In der Wüste Negev wurde die erste 
US-Air-Base auf israelischem Bo¬ 
den eingeweiht. Grund und Aufga¬ 
be der Basis wurden weder von der 
US-amerikanischen noch von der 
israelischen Regierung bekannt ge¬ 
geben. Die USA unterhalten zur¬ 
zeit über 700 ständige Militärbasen 
außerhalb ihres Landes. Darunter 
befinden sich zwei in Dschibuti am 
Golf von Aden zur Überwachung 
des südlichen Eingangs ins Rote 
Meer (auf der Gegenseite von Je¬ 
men), eine in den Vereinigten Ara¬ 
bischen Emiraten (UAE) bei Abu 
Dhabi zur Überwachung der Meer¬ 
enge am südlichen Eingang in den 
Persischen Golf, drei in Bahrain, 
eine in Katar, sechs in Kuwait, vier 
in Afghanistan, eine in Ägypten, 
eine in der Türkei und eine in Geor¬ 
gien. Ihre Militärbasen im Irak ha¬ 
ben die USA formell aufgegeben, 
geben über den aktuellen Stand 
aber keine Informationen bekannt. 
Im Vergleich hat Russland gut zwei 
Dutzend Militärbasen in neun ehe¬ 
maligen Sowjetrepubliken sowie 
die Anlagen Tartus und Latakia an 
der syrischen Mittelmeerküste. 

Gemeinderatswahlen 
in Luxemburg 

In Luxemburg fanden vergangenes 
Wochenende Gemeinderatswahlen 
statt. Der große Verlierer war die so¬ 
zialdemokratische Luxemburger So¬ 
zialistische Arbeiterpartei (LSAP). 
Die Kommunistische Partei Luxem¬ 
burgs (KPL) kandidierte in vier von 
10 Gemeinden. In der zweitgrößten 
Stadt Luxemburgs, in Esch/Alzet- 
te, erreichte die KPL 4,14 Prozent 
(2011:5,25 Prozent) und verlor damit 
ihren Sitz im Stadtrat. Die regierende 
LSAP verlor über 10,6 Prozentpunk¬ 
te und musste die Stadtregierung an 
die Christlich Soziale Volkspartei 
(CSV) abgeben. In der Gemeinde 
Differdingen überholte die KPL die 
Linke (5,2 Prozent) und konnte mit 
5,5 Prozent einen Sitz im Gemeinde¬ 
rat erringen. Die KPL konnte ihren 
Sitz im Rümelinger Stadtrat mit 9,2 
Prozent verteidigen. 

Ali Ruckert, Vorsitzender der 
KPL sieht das schlechte Abschnei¬ 
den der LSAP im Niedergang der 
Stahlindustrie und mit ihr der tradi¬ 
tionellen Arbeiterklasse begründet. 
Die KPL müsse die Wahlen genau 
analysieren, um die richtige Schlüs¬ 
se für die Chamberwahlen (Parla¬ 
mentswahlen) nächstes Jahr zu zie¬ 
hen. 

Hunger in Mali 

Wegen anhaltender Gewalt und In¬ 
stabilität in Mali hat die akute Man¬ 
gelernährung von Kindern zugenom¬ 
men. In der Region um die Stadt Gao 
seien einer neuen Erhebung zufolge 
mehr als 15 Prozent der Kinder be¬ 
troffen, womit die international an¬ 
erkannte Schwelle zu einer Ernäh¬ 
rungskrise überschritten sei, erklär¬ 
te das UNO-Kinderorganisation 
UNICEF am Montag. 
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Weltfestspiele der Jugend 1949 in Budapest: Die große Friedensdemonstration am 28. August 1949. 
Vertreter des demokratischen Spaniens mit einem Porträt der legendären Dolores Ibärruri. 

Foto: Bundesarchiv, Bild 183-11225-0007 / CC-BY-SA 3.0 


Weltfestspiele der Jugend und Studenten 

D ie 19. Weltfestspiele der Jugend und Studierenden beginnen am Samstag in 
der russischen Olympiastadt Sotschi. Unter dem Motto „Für Frieden, Soli¬ 
darität und soziale Gerechtigkeit, wir kämpfen gegen Imperialismus - un¬ 
sere Vergangenheit ehrend bauen wir die Zukunft!“ werden sich bis zum 22. Ok¬ 
tober über 20 000 Jugendliche aus über 150 Ländern daran beteiligen. Ein Teil 
von der Teilnehmer wird am 14. Oktober einer internationalen Parade der Jugend 
und der Studierenden auf dem Roten Platz in Moskau beiwohnen. Anschließend 
werden sie zum eigentlichen Austragungsort Weiterreisen, wo am Vormittag des 
nächsten Tages das politische, kulturelle und sportliche Veranstaltungsprogramm 
beginnen soll. Die offizielle Eröffnungszeremonie findet am Nachmittag in der Eis¬ 
halle „Bolschoi“ statt, bei der die US-Popgruppe „OneRepublic“ auftreten wird. 
Nach eigenen Angaben investiert das nationale Vorbereitungskomitee und somit 
der russische Staat viel Geld und betreibt großen Aufwand für die Weltfestspie¬ 
le. Zu den offiziellen Sponsoren gehört neben mehreren russischen Banken und 
Großunternehmen auch der Kreditkartenanbieter MasterCard. 

Der Weltbund der Demokratischen Jugend (WBDJ) veranstaltet seit 1948 die 
Weltfestspiele der Jugend und Studierenden. Die letzten Spiele fanden in Quito 
2013 statt. 8 000 Teilnehmer aus 88 Ländern reisten damals nach Ecuador. 2010 
fanden sie trotz einiger Schwierigkeiten im Vorfeld in Pretoria, Südafrika, statt. 
2005 kamen über 17 000 Teilnehmern aus 144 Ländern nach Caracas, um den 
Kampf der bolivarianischen Bewegung hautnah zu erleben. 

Im Vorfeld der Weltfestspiele in Sotschi kam es im WB DJ zu Diskussionen 
über den Charakter und die Ausrichtung der Spiele. Die Sozialistische Deutsche 
Arbeiterjugend (SDAJ) kritisiert, dass der nationale Mitveranstalter versucht die 
Weltfestspiele zu entpolitisieren und die Spiele „auch von Strukturen, insbeson¬ 
dere des russischen Staates, unterstützt werden, die dem Motto und Zielen des 
Festivals entgegenstehen. Sie stellen die russische Regierung als Friedensmacht 
dar, wollen linke Jugendliche an sich binden, ihre Position gegenüber den USA 
stärken und sich als progressiver Bündnispartner für die ,Dritte Welt 4 präsentie¬ 
ren.“ Dennoch nimmt die SDAJ mit einer Delegation an den Weltfestspielen teil, 
um den antikapitalistischen und antiimperialistischen Charakter der Spiele hoch¬ 
zuhalten. CH 



2005 traf sich die demokratische Jugend der Welt in Venezuela 

Foto: http://www.sku.st/venezuela/foto.htm 



2013 fanden die Weltfestspiele in Ecuador statt. Genossinnen und Genossen der SDAJ waren dabei. 
Hier eine Veranstaltung in der Haupstadt Quito. Foto:SDAj 
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Willi Hoffmeister zur Verleihung des Friedensnobelpreises 

Das richtige Pferd 


A lle Menschen, die Jahre, Jahr¬ 
zehnte oder ein Leben lang ge¬ 
gen die Bombe auf die Straße 
gegangen sind, können sich nun mit 
ICAN gemeinsam über die Verleihung 
des Friedensnobelpreises freuen. 

Spätestens seit 1958 bildete sich in 
der BRD mit der Remilitarisierung 
und Adenauers Streben nach der eige¬ 
nen Atombewaffnung die Bewegung 
„Kampf dem Atomtod“. Seit Beginn 
der Ostermärsche begleitet diese Lo¬ 
sung konstant die jährlichen Demons¬ 
trationen. Nachdem das Nobel-Komitee 
mit der Verleihung des Nobelpreises an 
den US-Präsidenten Barack Obama le¬ 
diglich nach dessen vollmundiger An¬ 
kündigung, eine Welt ohne Atomwaffen 
schaffen zu wollen, wohl auf das falsche 
Pferd gesetzt hatte, kann man zur dies¬ 
jährigen Wahl nur gratulieren. Dass die¬ 
se Verleihung zu einem Zeitpunkt statt¬ 
findet, in der sich die Regierung Merkel 
mal wieder neben dem Gleis befindet, 
macht alles noch deutlicher. Da stim¬ 
men 122 Staaten für die Abschaffung 
aller Atomwaffen, aber die Bundesre¬ 
publik Deutschland - obwohl selbst 


kein Atomstaat - ist nicht darunter. Die 
Vasallentreue dieser Regierung hält es 
lieber mit den in gemeinsamer Politik 
verbundenen Besitzerländern dieser 
größten Vernichtungswaffe. 

Oder fühlt sich die 
Kanzlerin samt ihrer 
Kriegsministerin durch das 
Vorhandensein der zwanzig 
in Büchel stationierten US- 
Bomben als stolze Mitbesitzer? 2010 
hatte der Bundestag beschlossen, dass 
diese Relikte des kalten Krieges end¬ 
lich verschwinden sollten. Die alte und 
neue Kanzlerin hat gegen die noch von 
Obama angekündigte Modernisierung 
dieser Bomben meines Wissens bis heu¬ 
te kein Veto eingelegt. Wie verträgt sich 
das mit der Aussage des Grundgesetzes, 


vom deutschen Boden solle nur Frieden 
ausgehen? 

Die Mehrheit der Bundestagsabge¬ 
ordneten hat diese Politik stets mitge¬ 


tragen. Die Hauptbetreiber waren und 
sind seit der Ära Adenauer die Partei¬ 
en mit dem großen C. Aber auch die 
Sozialdemokraten haben so manchen 
Schwenk vollzogen. Nach anfängli¬ 
chen klaren Positionen gegen Aufrüs¬ 
tung und Nuklearbewaffnung bis Ende 
der 1950er Jahre wurde durch Herbert 
Wehner und mit dem Godesberger Pro¬ 


gramm der Zug Wiederbewaffnung be¬ 
stiegen und der Kampf gegen die Bom¬ 
be beendet. Um aus der Oppositionsrol¬ 
le rauszukommen und regierungsfähig 
zu werden, so Weh¬ 
ner damals, wird die 
Außenpolitik der Re¬ 
gierung von der SPD 
mitgetragen und die 
NATO anerkannt. 
Der Antikommunismus tat sein Übri¬ 
ges dazu. 

Es ist schon erstaunlich, wer sich 
heute so alles plötzlich an der Seite 
von ICAN und der Friedensbewegung 
zu Wort meldet. Mensch sollte aufmerk¬ 
sam Worte und Taten beachten. Haben 
Sigmar Gabriel, Heiko Maas, Cem Öz¬ 
demir und weitere sich deutlich für das 


Verbot oder auch nur für den Abzug 
und der Vernichtung der Bomben aus 
Büchel eingesetzt? Sozialdemokraten 
und Grüne hätten sich in ihrer Regie¬ 
rungszeit ein Denkmal setzen können 
mit einem „Deutschland ist atomwaf¬ 
fenfrei!“. Abertausende Menschen un¬ 
serer Republik haben es ihnen mit auf 
den Weg gegeben mit der symbolischen 
Kennzeichnung von atomwaffenfreien 
Zonen, Orten, Betrieben und Straßen. 

Die Bundesregierung lässt jetzt 
nach der Würdigung der Arbeit von 
ICAN durch das Nobelkomitee verlau¬ 
ten, „sie unterstütze das Ziel einer Welt 
ohne Atomwaffen“, verweigert aber 
zugleich ihre Zustimmung zum Mehr¬ 
heitsbeschluss der Vereinten Nationen. 
Natürlich ist mit diesem Beschluss noch 
nicht eine Atombombe verschrottet - 
aber eine Zustimmung Deutschlands 
dazu würde den Grundgesetzartikel, 
bekräftigt noch einmal im 2+4-Ver- 
trag „Vom deutschen Boden soll Frie¬ 
den ausgehen“ wenigstens an diesem 
Punkt Rechnung tragen und der Welt 
ein wichtiges Zeichen setzen. Darum 
weiter: „Kampf dem Atomtod“! 


122 Staaten stimmen für Abschaffung 
aller Atomwaffen, die Bundesrepublik nicht 



Vor kurzem fanden die Abschlussfei¬ 
erlichkeiten an der elitären US-Mili- 
tärakademie West Point statt. Für die 
Feierlichkeiten hatte sich der Kadett 
Spenser Rapone „Communism will win“ 
(dt.: Der Kommunismus wird siegen) in 
seine Schirmmütze geschrieben und 
posierte mit erhobener Faust und Hut 
auf der Feierlichkeit. 

Das findet West Point überhaupt 
nicht lustig und teilte nach dem 
Erscheinen des Fotos im Internet mit, 
dass Rapones Aussage nicht für West 
Point stehe und sich jetzt das US- 
Verteidigungsministerium mit dem Fall 
beschäftigen wird. 

West Point ist das Synonym für die 
„United States Military Academy“, 
die seit 1802 in West Point, New York 
besteht. 25 Prozent der Offiziere des 
US-Heeres (US Army) werden hier aus¬ 
gebildet. Zu ihren Absolventen gehören 
Präsidenten,Generäle und Astronauten, 
wie der Südstaatenpräsident Jefferson 
Davis, der Little-Bighorn-Verlierer Geor¬ 
ge Armstrong Custer und der Mondfah¬ 
rer Buzz Aldrin. CH 


EU-Einigkeit 


Macrons „Neugründung“ und Merkels Routine • Kolumne von Beate Landefeld 


Andre Scheer zur Unabhängigkeit Kataloniens 

Konfrontation mit Geschichte 


Frankreichs Präsident Macron will die 
EU „neu gründen“. Er verkündete es in 
Athen mit der beleuchteten Akropolis 
im Rücken. Nach der Bundestagswahl 
waren ausgesuchte Studenten an der 
Sorbonne die Kulisse für eine „Euro¬ 
parede“, während Hunderte vor der Tür 
gegen seine Arbeitsmarktreform de¬ 
monstrierten. Macron will für die Euro¬ 
zone einen eigenen Haushalt und einen 
Finanzminister. Vor der Sorbonne-Re¬ 
de telefonierte er mit Angela Merkel. 
Er schnürte sein Anliegen in ein Paket 
mit Dingen, die auch die Bundeskanz¬ 
lerin gutheißt, wie „mehr Militarisie¬ 
rung“ und „gemeinsame Sicherung der 
Außengrenzen“. Auf dem EU-Gipfel 
in Tallinn lobte ihn Frau Merkel. Seine 
Rede gebe der Entwicklung einen „gu¬ 
ten Impuls“. Über Details müsse man 
noch reden. „Ausgesprochen positiv“ 
seien Macrons Vorschläge „zum Aus¬ 
bau einer gemeinsamen Verteidigungs¬ 
und Migrationspolitik“. 

Angela Merkel ist routiniert darin, 
französische Präsidenten auflaufen zu 
lassen. Nicolas Sarkozy focht während 
der akuten Phase der Eurokrise für eine 
„Wirtschaftsregierung“ der Eurozone. 
Er wollte der Ungleichmäßigkeit der 
Entwicklung der Euro-Länder mit einer 
gemeinsamen Wirtschaftspolitik entge¬ 
gensteuern. Sie sollte über stabilitäts¬ 
politische Vorgaben hinausgehen und 
Ungleichgewichte abbauen. Am Ende 
warben Kanzlerin Merkel und Sarkozy 
im August 2011 für eine „Wirtschafts¬ 
regierung“, bestehend aus der Imple¬ 
mentierung von Schuldenbremsen in 
den Verfassungen der Euroländer und 
zwei Regierungstreffen pro Jahr unter 


dem Vorsitz des Europäischen Ratsprä¬ 
sidenten. Ende 2011 verschärfte der Fis¬ 
kalpakt die Stabilitätskriterien. Von der 
„Wirtschaftsregierung“ redet heute kei¬ 
ner mehr. 

Nicht anders erging es Macrons Vor¬ 
gänger Hollande. Sein Wahlversprechen 
war, den Fiskalpakt neu zu verhandeln 
und in der EU „Wachstumsimpulse“ 
durchzusetzen. Die Regierungschefs 
Spaniens und Italiens, Rajoy und Mon- 
ti, sprangen ihm bei. Die drei plus Mer¬ 



kel verkündeten im Sommer 2012 das 
„130-Milliarden-Wachstumsprogramm 
von Rom“. Das Magazin „Spiegel“ be¬ 
schrieb es wie folgt: „Merkel hat ihren 
Fiskalpakt, nun soll Hollande seinen 
Wachstumspakt bekommen: Der EU- 
Gipfel wird diese Woche Investitionen 
von 130 Milliarden Euro beschließen. 
Doch die Zahl ist reine Augenwische- 
rei, für die Wirtschaft in den Krisenlän¬ 
dern bringt die Vereinbarung nichts.“ 


Der Pakt beinhalte nichts Neues. Man 
beschließe ihn nur, damit Hollande sein 
Gesicht wahren könne. 

Nach den USA ist Frankreich zweit¬ 
wichtigster Abnehmer deutscher Ex¬ 
porte. Die Importe Deutschlands aus 
Frankreich machen aber nur zwei Drit¬ 
tel der Exporte aus. Für Frankreich 
bedeutet das steigende Verschuldung, 
teurer werdende Kredite. Immer wieder 
appellieren daher Frankreichs Politiker 
an Berlin, mehr Geld auszugeben für In¬ 
vestitionen, höhere Löhne und Gehäl¬ 
ter, für mehr Nachfrage. Die deutsche 
Bourgeoisie sieht in diesem Pochen auf 
den Abbau von Ungleichgewichten ei¬ 
nen Angriff auf ihre „Wettbewerbsfä¬ 
higkeit“, auf ihr Geschäftsmodell der 
permanenten Exportüberschüsse. Ent¬ 
sprechend allergisch reagiert sie auf die 
französischen Vorstöße und verteufelt 
sie als „wettbewerbswidrig“, als „franzö¬ 
sische Planification“, als Etatismus, alles 
Übel, die sich in der EU auf keinen Fall 
etablieren dürften. Zwei Varianten des 
staatsmonopolistischen Kapitalismus 
stoßen hier aufeinander, die deutsche 
privatmonopolistische und die franzö¬ 
sische etatistische. 

„Der unbezahlbare Freund“ Ma¬ 
cron - so nennt ihn Stefan Kornelius, 
Kommentator der „Süddeutschen Zei¬ 
tung“ - ändert daran nichts. Die Bun¬ 
deskanzlerin bildet eine neue Regie¬ 
rung, in der sich die Macron-freundli- 
chen Grünen und die FDP gegenseitig 
neutralisieren. Bis dahin wird der Mer¬ 
kel-Vertraute Altmaier als Finanzmi¬ 
nister den Eurozonenhaushalt Ma¬ 
crons schon einmal im Sande verlaufen 
lassen. 


Was Pablo Casado, Sprecher der Spa¬ 
nien regierenden Volkspartei (PP), am 
Montag in Madrid von sich gab, empör¬ 
te viele. Dem katalanischen Minister¬ 
präsidenten Carles Puigdemont könne 
es ergehen wie seinem Amtsvorgänger 
Lluis Companys, warnte der Politiker. 
Companys war der Präsident der katala¬ 
nischen Regionalregierung während des 
Spanischen Bürgerkrieges. Am 15. Okto¬ 
ber 1940 wurde er in Barcelona von den 
Franco-Faschisten erschossen. 

Die verbale Auseinandersetzung 
am Vorabend der entscheidenden Par¬ 
lamentssitzung vom Dienstag warf ein 
Schlaglicht auf die Debatte, die derzeit 
in Spanien um eine Unabhängigkeit Ka¬ 
taloniens geführt wird. 

In Katalonien ist die Erinnerung an 
den Widerstand gegen den Faschismus 
bis heute lebendig, und während in ande¬ 
ren Teilen Spaniens noch immer Gedenk¬ 
tafeln und Straßennamen an die Putschis¬ 
ten um Franco und andere faschistische 
Verbrecher erinnern, wird in den Städten 
Kataloniens an die Opfer der Diktatur 
erinnert. Die PP hingegen, die 1976 von 
führenden Vertretern des Franco-Regi- 
mes gegründet worden war, ist bis heu¬ 
te einem spanischen Nationalismus ver¬ 
haftet, der die Existenz mehrerer Völker 
in dem Staat leugnet. Deshalb klagte die 
PP 2006 gegen das vom spanischen Parla¬ 
ment und den Katalanen in einem Refe¬ 
rendum gebilligte Autonomiestatut, weil 
darin unter anderem von der „katalani¬ 
schen Nation“ die Rede war. 

2010 gab das spanische Verfassungs¬ 
gericht der Klage statt und erklärte wei- 


Wenn Bundespräsidenten sogenannte 
„große Reden“ halten, ist Aufmerksam¬ 
keit geboten. Frank-Walter Steinmeier 
nahm den 3. Oktober beim Mainzer 
Festakt zum Anlass, über kleine und 
große Risse in unserem Land zu reden. 
Bei Rissen hielt er sich nicht lange auf, 
er postulierte „Es sind andere Mauern 
entstanden“ und meinte damit Mau¬ 
ern „zwischen unseren Lebenswelten, 
zwischen Stadt und Land, online und 
offline, Arm und Reich, Alt und Jung“. 
So was produzieren Redenschreiber, 
wenn unbedingt zum „Tag der Deut¬ 
schen Einheit“ weiterhin von solchen 
Bauwerken zu reden sei, ob die Bilder 
passen oder nicht. 

Schiefe Bilder bleiben schief, auch 
wenn sie mit Absicht gewählt sind. 
Aber zur ideologischen Haltung der 
Herrschenden gehört, lieber die Ver¬ 
antwortung, „die wir alle haben“, zu 
beschwören und von einer Chance 


te Teile des Statuts für illegal. Seither ha¬ 
ben Jahr für Jahr Massenkundgebungen 
mit teilweise mehreren Millionen Teil¬ 
nehmern stattgefunden. Während Ma¬ 
drid auch in den folgenden Jahren jeden 
Kompromiss verweigerte, radikalisierte 
sich die Bewegung, rund die Hälfte der 
Bevölkerung spricht sich in Umfragen 
regelmäßig für die Unabhängigkeit aus. 

Es gibt linke, sozialistische Kräfte in 
Katalonien, die darauf hoffen, durch die 
Gründung einer eigenständigen Repu¬ 
blik die Kampfbedingungen für einen 
revolutionären Wandel zu verbessern. 
Und es gibt auch in Spanien Kräfte, die 
darauf hoffen, dass Katalonien einen 
Dominoeffekt auslösen könnte, in des¬ 
sen Folge die Monarchie beseitigt wer¬ 
den könnte. 

Die spanischen und katalanischen 
Kommunisten treten für das Selbstbe¬ 
stimmungsrecht der Völker Spaniens 
ein, auch wenn sie eine Abspaltung 
einzelner Teile des Staates ablehnen. 
Als die spanische Polizei und Guardia 
Civil am 1. Oktober brutal versuchten, 
die Abstimmung über eine Selbstbe¬ 
stimmung Kataloniens zu verhindern, 
standen die Mitglieder der verschiede¬ 
nen linken Organisationen gemeinsam 
den Uniformierten gegenüber, um die 
Wahlurnen zu verteidigen. Beim Gene¬ 
ralstreik am 3. Oktober demonstrierten 
Befürworter und Gegner der Unabhän¬ 
gigkeit gemeinsam gegen die Polizeige¬ 
walt. Es ist zu hoffen, dass sie einen Weg 
finden, auch weiterhin gemeinsam zu 
kämpfen - für die katalanische und für 
die spanische Republik. 


zu schwadronieren, die „Mauern der 
Unversöhnlichkeit abzutragen“. Wenn 
Steinmeier überhaupt mal deutlich 
wird, dann wird es perfide. Wenn er 
Fluchtgründe beschreibt, hinter denen 
sich „härteste menschliche Schicksale 
verbergen“, dann behauptet er, nicht 
alle begründen den gleichen uneinge¬ 
schränkten Anspruch auf Asyl in unse¬ 
rer Verfassung. Er redet damit Abschie¬ 
bungen und besser noch Abschottung 
das Wort. Der werten Festgesellschaft 
meint er, eine legale Zuwanderung soll¬ 
te definiert werden und „nach unseren 
(!?) Maßgaben kontrolliert und gesteu¬ 
ert“ werden. Die Führung von „Bünd¬ 
nis 90/Die Grünen“ konnte ob ihrer Be¬ 
geisterung nach der Rede das Wasser 
kaum halten, seine ehemalige Partei, 
die Sozialdemokraten, kratzte sich am 
Kopf und muss sich fragen lassen, was 
sie in den letzten Jahren für eine Politik 
mitgetragen hat. 


Herbert Becker zu Flucht und Migration 

Einwanderung ä la Steinmeier 
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Eine Mord-und-Terror-Agency 

Die CIA beging ihren 70. Gründungstag 


A m 18. September feierte der 
US-amerikanische Auslands¬ 
geheimdienst Central Intel¬ 
ligence Agency (CIA), auch kurz 
Agency genannt, sein 70-jähriges Be¬ 
stehen. An diesem Tag wurde die CIA 
1947 von US-Präsident Harry S. Tru- 
man auf der Grundlage des bereits 
am 26. Juli des Jahres verabschiedeten 
„National Security Acts“ gebildet. Sie 
ging aus den Strukturen des im Juni 
1942 während des Zweiten Weltkrie¬ 
ges gebildeten Office of Strategie Ser¬ 
vice (OSS) hervor. Während das OSS 
ein Dienst des Kriegsministerium 
war, unterstellte Truman die Agency 
seiner persönlichen Leitung, was bis 
heute so gilt. 

Führender Agent des OSS und von 
1953 bis 1961 Direktor der CIA, war 
Allen Welsh Dulles, Bruder des wie 
er fanatisch antikommunistischen 
Außenministers (1953-59) John Fos- 
ter Dulles. Allen Dulles leitete in der 
neutralen Schweiz in Bern die damals 
wichtigste OSS-Zentrale, wo er hin¬ 
ter dem Rücken der in der Antihit¬ 
lerkoalition verbündeten UdSSR im 
Frühjahr 1945 im Rahmen der soge¬ 
nannten Operation Sunrise mit dem 
General der Waffen-SS, Karl Wolff, 
dem er dafür Strafffreiheit garantier¬ 
te, Verhandlungen über eine Teilka¬ 
pitulation der deutschen Truppen in 
Italien führte. Auf entschiedene Pro¬ 
teste Stalins wurden die Verhandlun¬ 
gen abgebrochen. 

Als CIA-Chef inszenierte Allen Dul¬ 
les u.a. den Sturz der Regierungen 
in Iran und in Guatemala, die besti¬ 
alische Ermordung des ersten Minis¬ 
terpräsidenten in Kongo, Patrice Lu- 
mumba. Zum Ende seiner Karriere 
scheiterte er mit dem Versuch, mit 
der Invasion in der Schweinebucht 
die Regierung von Fidel Castro in 
Kuba zu stürzen. Seine Nachfolger 
dehnten 1964 mit der Provokation 
im Golf von Tongking ihren in Süd¬ 
vietnam begonnen Aggressionskrieg 
auf den Norden aus, hoben 1967 das 
faschistische Obristenregime in Grie¬ 
chenland in den Sattel, organisierten 
1973 die Ermordung des sozialisti¬ 
schen Präsidenten Chiles, Salvador 
Allende, und brachten das faschisti¬ 
sche Pinochet-Regime an die Macht, 
rekrutierten in Nicaragua die Contras 
gegen die sandinistische Regierung 
und vollbrachten unzählige weitere 
völkerrechtswidrige Verbrechen, die 
aufzuzählen Seiten füllen würden. 

Die Stoßrichtung der Arbeit der 
Agency, die ihre Zentrale in Langley, 
Virginia, in der Nähe von Washing¬ 


ton DC auf schlug, hatte Truman am 
22. März 1947 mit seiner berüchtig¬ 
te Doktrin zur „Eindämmung des 
Kommunismus“ („Containment“) 
vorgeben. Er erklärte die USA „zum 
mächtigsten Land der Welt“ und be¬ 
anspruchte das Recht der USA auf 
Einmischung in die inneren Angele¬ 
genheiten von Staaten, die - tatsäch¬ 


lich oder angeblich - unter kommu¬ 
nistischem Einfluss stünden. Es war 
nicht nur die Erklärung des Kalten 
Krieges an die UdSSR und ihre Ver¬ 
bündeten, sondern auch die offen 
verfolgte weltweite Einmischung in 
die inneren Angelegenheiten ande¬ 
rer Länder, darunter die verbünde¬ 
ten NATO-Staaten, zur Zurückdrän- 
gung des Einflusses ihrer kommunis¬ 
tischen und anderer linker und selbst 
progressiver bürgerlicher Kräfte. Die 
entscheidende Rolle dazu wurde der 
CIA übertragen, die darauf mit „ver¬ 
deckten Operationen politisch und 
militärisch im Ausland Einfluss zu 
nehmen“ hatte. 

Zu einem bevorzugten Operati¬ 
onsgebiet derartiger „Operationen“ 
wurde Italien, wo die IKP als führen¬ 
de Kraft des antifaschistischen Wi¬ 
derstandes 1945 über zwei Millionen 
Mitglieder zählte und von 18,9 Pro¬ 
zent Italienern in die Verfassungge¬ 
bende Versammlung gewählt wurde, 
in der sie den Präsidenten stellte. 1976 


wurde sie mit rund 34 Prozent zweit¬ 
stärkste Partei hinter der Democra- 
zia Cristiana (DC), die von 48,5 Pro¬ 
zent 1948 auf 38 gesunken war und 
deren linksliberaler Vorsitzenden 
Aldo Moro mit ihrem Generalsekre¬ 
tär Enrico Berlinguer als Ausweg aus 
der Krise seiner Partei eine Regie¬ 
rungszusammenarbeit anstrebte. 


Wie 1994 durch die Freigabe von 
Geheimdienstdokumenten durch die 
Clinton-Regierung bekannt wurde, 
hatten CIA und Pentagon „für den 
Fall, dass die Kommunisten in Itali¬ 
en mit legalen Mitteln an die Macht 
kommen sollten“, bereits vor den Par¬ 
lamentswahlen im April 1948 eine so¬ 
fortige militärische Intervention und 
die Abtrennung Sardiniens und Sizi¬ 
liens geplant. Nachdem Aldo Moro 
1963 die Sozialisten wieder in seine 
Regierung aufgenommen hatte, woll¬ 
ten CIA und Pentagon darauf mit ei¬ 
nem Staatsstreich antworten, der je¬ 
doch von Präsident John F. Kennedy 
abgeblasen wurde, der zu dieser Zeit 
keine Errichtung eines „kommunisti¬ 
schen Regimes“ befürchtete. 

Während der Putschvorbereitun¬ 
gen war jedoch mit Zustimmung von 
Staatspräsident Antonio Segni unter 
dem damaligen Verteidigungsminis¬ 
ter Giulio Andreotti (der später als 
der geheime tatsächliche Chef der P2 
bekannt wurde) gegen die „kommu¬ 


nistische Gefahr“ eine „Sicherheits¬ 
truppe“ aufgestellt, mit der in Wirk¬ 
lichkeit die geheime NATO-Armee 
„Stay behind“ in Italien Gladio ge¬ 
nannt; aufgebaut wurde. Durch die 
Saceur-Direktive der NATO wurde 
sie später ausschließlich der Leitung 
der CIA unterstellt. Der Chef der 
CIA-Station in Rom, William Har- 
vey, stellte zur Formierung der auf 
12000 Mann anwachsenden Gladio- 
Division als erstes aus seinem Archiv 
eine Liste von etwa 2 000 Mann aus 
paramilitärischen Formationen der 
Neofaschisten zur Verfügung. An¬ 
geblich geschaffen, um im Falle einer 
sowjetischen Invasion „Stay behind“, 
also „hinter den Linien“ zu operieren, 
wurde die Truppe „hauptsächlich zu 
verdeckten Operationen“ eingesetzt, 
um „die Kommunisten um jeden Preis 
von der Regierung fernzuhalten“, sag¬ 
te der Gladio-Kommandeur, General 
Gerhardo Serravalle, nach deren Auf¬ 
deckung 1990 aus. (G. Serravalle: Gla¬ 
dio, Rom 1991) 

Zur Verhinderung einer Linksent¬ 
wicklung bezogen die USA von Anfang 
an die Faschisten in ihre Strategie ein. 
Nachdem sie die Wiedergründung der 
Mussolini-Partei in Gestalt des MSI im 
Dezember 1946 befördert hatten, lega¬ 
lisierten sie deren verfassungsfeindli- 
ches Wirken mit der Ablehnung einer 
Verbotsklausel im 1947 mit Italien ge¬ 
schlossenen Friedensvertrag. Anfang 
der 70er Jahre ließ die CIA unter dem 
Deckmantel einer Freimaurerloge die 
„Propaganda due“ (P2) genannte fa¬ 
schistische Putschloge bilden. Nach¬ 
dem 1964,1970 und 1974 offen faschisti¬ 
sche Putschversuche gescheitert waren, 
sollte die P2 in einem „Colpo bianco“ 
kalten Staatsstreich, ein verdecktes fa¬ 
schistisches Regime an die Macht brin¬ 
gen. Die Leitung der Putschloge über¬ 
nahm der von der Agency als großer 
Mann der Politik aufgebaute frühere 
Altfaschist Licio Gelli, ein Agent des 
Geheimdienstes Mussolinis. Auf den 
Aufbau der Putschloge nahmen der 
damalige NATO-Oberbefehlshaber 
General Alexander Haig und Außen¬ 
minister Henry Kissinger persönlich 
Einfluss. Haig stellte Gelli für die An¬ 
werbung eine Liste mit den Namen von 
400 hohen italienischen NATO-Offizie¬ 
ren zur Verfügung. 

Als die P2 am 17. März 1981 mehr 
zufällig (die Finanzaufsicht ermittel¬ 
te gegen Gelli wegen Steuerhinter¬ 
ziehung) aufgedeckt wurde, kam ans 
Licht, dass die Geheimloge weit über 
2 500 eingeschriebene Mitglieder zähl¬ 
te und, wie es im Bericht der Unter¬ 


suchungskommission des Parlaments 
hieß“ „ein Machtzentrum innerhalb 
der staatlichen Einrichtungen, in den 
Lebensadern des Landes“ bildete. Im 
Dreierdirektorium der P2 waren der 
Sozialistenführer Bettino Craxi und 
der Bauunternehmer Silvio Berlusco¬ 
ni vertreten. Craxi wollte die CIA über 
die Loge nach dem Vorbild des Ex-So- 
zialisten Mussolini als einen neuen 
„Duce“ an die Macht hieven. Als das 
scheiterte, weil er wegen millionen¬ 
facher Korruption entlarvt und zu le¬ 
benslanger Haft verurteilt wurde, trat 
an seine Stelle Berlusconi, dem die P2 
sein Medienimperium finanzierte, mit 
dem es ihm gelang, 1994 erstmals und 
mit Unterbrechungen bis 2011 ein fa¬ 
schistoides Regime zu errichten. 

Zu den Schurkentaten übelster 
Sorte gehört bis heute das von der CIA 
und Gladio mit der P2 als ihrer Füh¬ 
rungszentrale inszenierte Komplott zur 
Ermordung Aldo Moros, der im März 
1978 eine von der IKP im Parlament 
unterstützte Regierung gebildet hat¬ 
te. Mit seiner Entführung und Ermor¬ 
dung am 9. Mai wurde dieses Bündnis 
zu Fall gebracht. Wie u.a. die Publizis¬ 
ten Antonio und Gianni Cipriano in 
ihrem Buch „Begrenzte Souveränität. 
Geschichte der atlantischen Subversi¬ 
on in Italien“ (Rom 1991) nach wiesen 
benutzte die CIA zur Ausführung des 
Komplotts die linksextremen Roten 
Brigaden, in die sie zahlreiche Agenten 
eingeschleust hatte. Ihre Ausbildung 
leitete auf dem NATO-Stützpunkt Cap 
Marragiu auf Sardinien der Geheim¬ 
dienstoberst Camillo Gugliemo, der 
auch am Tatort in der Via Fani in Rom 
am 9. Mai beobachtete, ob die Ent¬ 
führung auch klappte. Der entführte 
Moro wurde auf einem Gladio-Stütz- 
punkt auf den Tolfa-Hügeln nördlich 
von Rom gefangen gehalten. 

Die Komplizenschaft der CIA 
an der Kette von Verbrechen reicht 
bis in die Gegenwart. Ob es sich bei¬ 
spielsweise um die Terroranschläge 
am 11. September 2001 in den USA 
handelt, um den Krieg in Afghanistan, 
den völkerrechtswidrigen Überfall auf 
Irak, den Sturz Gaddafis in Libyen, das 
Anzetteln der IS-Kriege, um die Regie¬ 
rung Assads in Syrien zu beseitigen, sie 
hat immer ihre Hände im Spiel. 

Der Bogen der Enthüllungen 
spannt sich bis zu den Operationen 
der CIA, die nach dem Ende der So¬ 
wjetunion weitergeführt wurden, zum 
Cyber-Krieg und den durch „die Of¬ 
fenbarungen Edward Snowden aus¬ 
gelösten Sturm des NSA-Gate“. 

Gerhard Feldbauer 



Das Siegel der U.S. Central Intelligence Agency auf dem Boden der Eingangshalle 
des ursprünglichen Hauptquartiers der CIA. 


Frankfurter Buchmesse und Kalter Krieg 

1967: Die „Affäre Braunbuch“ und die Fürsorgepflicht des deutschen Staates für seine Beamten 


Trotz „Großer Koalition“ von SPD 
und CDU/CSU und vereinzelt nähe¬ 
ren Kontakten zur DDR-Regierung 
fand 1967 der Kalte Krieg gegen die 
DDR weiter statt. Dabei war die Kul¬ 
tur ein heiß umkämpftes Feld. Auch 
auf einer solchen Internationalen 
Veranstaltung wie der internationa¬ 
len Frankfurter Buchmesse wurde um 
Positionen gekämpft. Als am 11. Ok¬ 
tober 1967 in Frankfurt am Main die 
Tore der Buchmesse geöffnet wur¬ 
den, wusste noch niemand, dass diese 
Buchmesse in die politische Geschich¬ 
te als „Affäre Braunbuch“ eingehen 
würde. 

Es war die Buchmesse in der 
Hochzeit der Medienhetze gegen 
Linke, Studenten, Vietnamkriegsgeg¬ 
ner. Dies war auch der Anlass, warum 
ca. 300 Menschen vor dem Stand des 
Springer-Verlages gegen „Bild“ und 
Springer mit lauten und drängenden 
Forderungen wie „Haut den Springer 
auf die Finger!“ und „Springer-Presse 
halt die Fresse!“ demonstrierten. Es 
kam auch zu einer Demonstration 
innerhalb der Messe gegen die Teil¬ 


nahme von Griechenland, des Landes, 
in dem die Putsch-Generale die tota¬ 
le Zensur mit Gewalt durchsetzten. 
Ebenfalls Ziel der Demonstranten 
war der Messestand der rassistischen 
weißen Herrschaft in Südafrika. 

In die Medien kam diese Messe 
bereits im Vorfeld. Es war ein öffent¬ 
liches Tauziehen um die Teilnahme 
der Verlage der DDR, damals offizi¬ 
ell noch als „Ostzone“ bezeichnet. Die 
DDR kämpfte um internationale An¬ 
erkennung als souveräner Staat. Die 
Bundesregierung erhob den Alleinver¬ 
tretungsanspruch für ganz Deutsch¬ 
land und verhinderte die offizielle 
Anerkennung als Staat, als Deutsche 
Demokratische Republik (DDR). Of¬ 
fiziell gab es eine Sprachregelung, nach 
der die Bezeichnungen „DDR“ und 
„Deutsche Demokratische Republik“ 
auf der Buchmesse nicht genannt wer¬ 
den durften. Das führte dazu, dass in 
der Sonderausstellung „Schönste Bü¬ 
cher“ die von der DDR angemeldeten 
„Die schönsten Bücher aus der DDR“ 
nicht ausgestellt werden durften. Nach 
einigen Verhandlungen konnte die 


DDR, unter Umgehung des „verbo¬ 
tenen Wortes DDR“ teilnehmen. 

Doch zum Ende der Messe kam es 
dennoch zu einem Eklat. Am letzten 
Tag der Messe tauchte ein Richter mit 
Polizeibegleitung vor dem Stand des 
DDR-Staatsverlags auf und erklärte: 
Wegen eines laufenden Ermittlungs¬ 
verfahrens, das er selbst eröffnet hat¬ 
te, wird der Stand des Staatsverlags 
der DDR durchsucht und alle vorhan¬ 
denen Ausgaben des „Braunbuchs 
über Kriegs- und Naziverbrechen in 
der Bundesrepublik“ beschlagnahmt. 
Der Grund sei die „Verunglimpfung 
des Bundespräsidenten“. Der Richter 
ließ den Stand durchsuchen und alle 
Exemplare des „Braunbuchs“ sowie 
die Listen mit den Bestelladressen be¬ 
schlagnahmen. 

Das bereits 1965 veröffentlichte 
„Braunbuch“ listete fast 2 000 Namen 
von „schwerbelasteten führenden Na¬ 
zi-Funktionären und Kriegsverbre¬ 
chern, die sich heute ungehindert in 
entscheidenden Stellen des westdeut¬ 
schen Staats- und Wirtschaftsappara¬ 
tes betätigten“ auf. Friedrich von Mer- 


katz (Bundesjustizminister von 1956- 
57) hatte schon 1950 im Bundestag die 
„Entnazifizierung“ als modernes He¬ 
xentreiben und als „Missgeburt aus to¬ 
talitärem Denken und klassenkämpfe¬ 
rischer Zielsetzung“ bezeichnet. Das 
Bundesjustizministerium äußerte nun 
zum „Braunbuch“: Dies sei die „Fort¬ 
setzung des nazistischen Terrors“ und 
betonte die grundsätzliche „Fürsorge¬ 
pflicht“ des Staates für seine Juristen. 
Dennoch musste man zugestehen, dass 
(die Fehlerquote lag unter einem Pro¬ 
zent) diese veröffentlichten Angaben 
der Wahrheit entsprachen. 

Der Autor war der Kommunist 
und Antifaschist Albert Norden. Er 
hat gemeinsam mit anderen Antifa¬ 
schisten 1933 das „Braunbuch über 
Reichstagsbrand und Hitlerterror“ in 
Paris veröffentlicht. Das 1965 in ers¬ 
ter Auflage erschienene neue „Braun¬ 
buch“, herausgegeben vom Nationalrat 
der Nationalen Front des Demokrati¬ 
schen Deutschland, hatte den Unterti¬ 
tel „Kriegs- und Naziverbrecher in der 
Bundesrepublik. Staat, Wirtschaft, Ar¬ 
mee, Verwaltung, Justiz, Wissenschaft“. 


In der Zweiten Auflage 1967 wurde 
auch Bundespräsident Heinrich Lüb- 
ke genannt. Er hat sich „bei der Ver¬ 
wirklichung der geheimsten Rüstungs¬ 
vorhaben der obersten Nazi-Führung“ 
verdient gemacht und war „an der Er¬ 
mordung vieler Hundert KZ-Häftlin¬ 
ge“ als KZ-Baumeister mitschuldig. 

Diese Beschlagnahme auf der 
Frankfurter Buchmesse führte zu län¬ 
geren Diskussionen im Bundestag und 
die zentrale Staatsanwaltschaft ver¬ 
kündete, dass dies eine eigenmächti¬ 
ge Einzelaktion eines Richters war. 
Erfolg dieser Beschlagnahmung war, 
dass über das Buch und über die Tatsa¬ 
che der verschleierten Nazivergangen¬ 
heit der politischen und militärischen 
Prominenz der Bundesrepublik öf¬ 
fentlich diskutiert wurde. Ein „Zeit“- 
Autor fragte, ob es Sinn der Staats¬ 
schutzparagraphen möglicherweise 
sei, die Wahrheit zu unterdrücken. 

Die offizielle Bestätigung der Vor¬ 
würfe über die Nazi-Vergangenheit 
aus Politik, Wirtschaft, Armee und 
Justiz erfolgte erste sehr viel später 
durch „wissenschaftliche Aufarbei¬ 
tung“. Die letzte „Aufarbeitung“ wur¬ 
de letztes Jahr, nach über 60 Jahren, 
mit der Veröffentlichung „Die Akte 
Rosenberg. Das Bundesministerium 
der Justiz und die NS-Zeit“ geleistet. 

Walter Bauer 
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Schlicht und einfach 

Es ist bemerkenswert, wie ein Schriftstel¬ 
ler mit absoluter Präzision und Klarheit 
seine Geschichten erzählt, wie er seine 
Figuren ausstattet und voller Poesie le¬ 
ben lässt. Genauso bemerkenswert ist, 
wenn dieser Autor es schafft, keine Posi¬ 
tion zu beziehen, weder durch eine Per¬ 
son im Roman noch durch Bemerkun¬ 
gen, Einschübe oder essayistische Antei¬ 
le. Alles bleibt immer individualistisch, 
die Freude des Autors an formalistischer 
Konstruktion ist größer als seine Mög¬ 
lichkeiten, wie auch immer Stellung zu 
beziehen. 

Mit zwei Romanen wurde dieser Au¬ 
tor weltbekannt, der eine erschien 1989 
unter dem Titel „The Remains of the 
Day“ und kurze Zeit später in deutscher 
Übersetzung unter „Was vom Tage üb¬ 
rigblieb“. Erzählt wird die Geschichte 
eines Butlers, der bei einem englischen 
Lord mit besten Verbindungen zu deut¬ 
schen und britischen Faschisten seinen 
Dienst tut. Aber genau dies wird nicht 
weiter thematisiert, sondern eher das 
Motiv von Herrn und Knecht durch¬ 
dekliniert und als wohl nicht lösbar be¬ 
schrieben. Der zweite Roman erschien 
2005 als „Never Let Me Go“ und bei uns 
kurz darauf unter dem Titel „Alles was 
wir geben mussten“, ein Science-Fiction- 
Thema über Menschen, die als Klone ge¬ 
halten werden, um als Ersatzteillager von 
denen, die bezahlen können, ausgewei¬ 
det zu werden. Hier bastelt der Autor an 
einer Liebesbeziehung und an künstleri¬ 
schen Ausdrucksformen der potentiellen 
Organspender und weniger an den ge¬ 
sellschaftlichen Dimensionen, in denen 
solche Verhältnisse möglich sind. 

Als einer der ersten seiner Generati¬ 
on, sagt er, habe er sich bewusst auf eine 
internationale Leserschaft hin orientiert 
und seine Bücher so abgefasst, dass sie 
ohne größere sprachliche Hürden oder 
kulturspezifischen Erklärungsbedarf 
übersetzbar sind. Das ist deutlich und er¬ 
klärt, warum das Nobelkomitee auf die¬ 
sen Autor kam, der kaum Widerspruch 
in den internationalen Medien erfährt. 

Kazuo Ishiguro erhält in diesem Jahr 
den Nobelpreis für Literatur. 

Mit Absicht? 

Der Intendant des Berliner Friedrich¬ 
stadt-Palastes, Berndt Schmidt, hat hef¬ 
tigen Protest ausgelöst. Er habe in den 
vergangenen Tagen etwa 250 Hassmails - 
teils mit Morddrohungen - erhalten, sag¬ 
te Schmidt, vor einer Nachmittagsvor¬ 
stellung richtete der Intendant sich an 
das Publikum. Unter lautem Applaus 
der Zuschauer sagte Schmidt, dass er sich 
in Zukunft noch mehr als zuvor von der 
AfD abgrenzen wolle. Abgrenzen heiße 
aber nicht ausgrenzen. Auch Menschen, 
die die AfD wählten, seien ihm im Pu¬ 
blikum willkommen. „Doch hoffentlich 
fühlen Sie sich komisch, wenn Sie gleich 
sehen, was entstehen kann, wenn ein 
Ensemble aus 25 verschiedenen Natio¬ 
nen, mit allen Hautfarben, aus Atheisten, 
Christen, Muslimen und Juden, aus Hete¬ 
ro- und Homosexuellen, von Menschen 
mit und ohne Behinderungen friedlich 
zusammenarbeitet.“ Mit seinem Brand¬ 
brief hatte Schmidt sich an seine Mitar¬ 
beiter gewandt und formuliert, das The¬ 
ater werde sich künftig noch deutlicher 
als bisher von 20 oder 25 Prozent der po¬ 
tenziellen Kunden im Osten abgrenzen. 
Dass tatsächlich ein so hoher Anteil der 
Theaterbesucher zu den AfD-Wählern 
gehört, konnte Schmidt aber nicht bele¬ 
gen, es mag also auch ein wenig Profilie¬ 
rungssucht im Spiel sein. 

Folgenlos 

Gut Wetter will Angela Merkel kurz 
vor der Frankfurter Buchmesse bei der 
Branche und den Feuilletons machen. In 
ihrem Video-Podcast betonte sie, Bücher 
seien auch in Zeiten des Internets unver¬ 
zichtbar. Sie lese seit Kindheitstagen sehr 
gerne, betonte Merkel. Das sagt jede und 
jeder, der im politischen Betrieb arbei¬ 
tet, gerne auch „und deshalb möchte ich, 
dass das Buch eine Zukunft hat, auch in 
Zeiten, in denen man viel Kurzes und 
Schnelles im Internet lesen kann.“ Die 
Dame betonte - zur Beruhigung -, dass 
die Buchpreisbindung und der ermä¬ 
ßigte Mehrwertsteuersatz für Bücher in 
Deutschland nicht zur Disposition stün¬ 
den. Herbert Becker 


Von den Herrschenden sprechen 

Eine Rede des Schriftstellers Christian Geissler von 1965 


Der Schriftsteller Christian Geissler (1928-2008) hat in seinen Werken 
immer wieder die Frage nach der Schuld der Väter und ihrer Rolle in der 
Nachkriegsgesellschaft aufgeworfen. Er schrieb Roman, Hörspiele und 
Gedichte und trat als engagierter Redner bei Kundgebungen der Oster¬ 
marsch-Bewegung auf. 

Die Christian-Geissler-Gesellschaft bemüht sich, das Werk dieses bedeu¬ 
tenden Autoren wieder zugänglich zu machen. Sie gibt seit 2016 Reden 
von Christian Geissler als Jahresgaben heraus, die hier teilweise gekürzte 
Rede stammt aus dem Jahr 1965 und gewinnt durch die Drohungen des 
US-Präsidenten mit nuklearer Vernichtung missliebiger Staaten und die 
Verleihung des Friedensnobelpreises an die Kampagne zur Abschaffung 
von Atomwaffen an Aktualität. 

Die Broschüre der Geissler-Gesellschaft kann gegen eine Spende per E- 
Mail bezogen werden: info@christian-geissler.net 


M it dem Begriff HERRSCHEN¬ 
DE KLASSE bezeichnet man 
auch heute noch, sofern man 
exakt argumentieren will, jene Gruppen 
in den westlichen Gesellschaften, die 
dank ihrer materiellen Mächtigkeit im¬ 
stande sind, die Eigentumsverhältnisse 
an den Produktionsmitteln der Gesell¬ 
schaft und damit das Bewusstsein der 
Gesellschaft so einzurichten, dass sie zu¬ 
gunsten von wenigen geraten und zum 
Unglück von vielen. Ja, Unglück. Denn 
der schöne Volkswagen ist eben einfach 
noch nicht gelungenes Glück, solange 
der, der ihn fährt, von sich selbst nichts 
weiß und seine Lage nicht kennt. Und es 
muss meines Erachtens das Unglück ei¬ 
ner ganzen Gesellschaft genannt werden, 
wenn in ihr überwiegende Mehrheiten 
mit dem Problem der Spitzengeschwin¬ 
digkeiten von Kraftfahrzeugen beschäf¬ 
tigt sind angesichts der auf der Gegen¬ 
fahrbahn vorbeirollenden Raketenein¬ 
heiten unter dem Befehl von Offizieren, 
die schon einem Hitler gehorcht haben. 

Der Wiener Schriftsteller Gerhard 
Bronner lässt bei einer bestimmten Ge¬ 
legenheit einmal einen halbstarken Mo¬ 
torradfahrer die folgende Zeile singen: 
„Ich hab zwar keine Ahnung, wo ich 
hin fahr, aber dafür bin ich geschwinder 
dort.“ Dieses Wort steht auf fatal zutref¬ 
fende Weise für den Zustand glücklich 
ohnmächtiger Massen in den westlichen 
Gesellschaften. Dass diese Ohnmäch- 
tigkeit von den Betroffenen nicht mehr 
begriffen wird als das, was sie ist, näm¬ 
lich ein zentrales Unglück der mensch¬ 
lichen Existenz, bestätigt nur den Satz 
vom Vorhandensein einer bewusstlosen, 
überherrschten Klasse auch heute hier 
bei uns. 

Oder andersherum: Wenn schon ge¬ 
gen alle klugen und halbklugen Tricks 
heute bewiesen werden muss, dass auch 
hier bei uns eine herrschende Klasse die 
Macht hat, dann nehme man doch den 


Beweis bitte künftighin aus der Tatsa¬ 
che, dass eben diese herrschende Klas¬ 
se heute imstande ist, zu erreichen, dass 
von ihr kaum noch gesprochen wird, dass 
also die Beherrschten vergessen, wer sie 
beherrscht. So viel zum Begriff der herr¬ 
schenden Klasse. 

Was ich, bezogen auf das Urteil von 
Nürnberg, in diesem Zusammenhang 
klarmachen möchte, ist folgendes: 

1. Herrschende Klassen können den 
Krieg immer nur scheinbar, nie tatsäch¬ 
lich wirksam bekämpfen, denn genau 
das gesellschaftliche System, das sie zur 
herrschenden Klasse macht, macht auch 
den Krieg. 

2. Herrschende Klassen in verfeinde¬ 
ten Ländern sind - und das eben lässt 
sich am Nürnberger Prozess so genau 
beobachten - offensichtlich niemals so 
gründlich gegeneinander verfeindet, 
dass die herrschende Klasse im siegrei¬ 
chen Lande X der herrschenden Klasse 
im unterlegenen Lande Y die für deren 
Fortbestehen erforderliche materielle 
Basis wirklich zerschlägt. Täte sie das, sie 
würde sich damit den Boden zerschlagen, 


auf dem sie selbst aufbaut. Wird sie das 
tun? Nur politische Schwärmer können 
mit einem solchen Selbstopfer der Herr¬ 
schenden rechnen. Realisten werden 
dem entgegen feststellen müssen: Die 
Leute oben helfen einander im Kampf 
gegen den Fortschritt der Massen, im 
Kampf um die Beibehaltung der alten 
Macht, noch über Auschwitz, Plötzensee 
und Hiroshima hinweg, stets wieder auf 
die alten Beine. Dabei kommt es nicht 
im Geringsten darauf an, ob die Herr¬ 
schenden das in erklärt böser Absicht 
tun oder unter dem Zwang der ökono¬ 
mischen und ideologischen Systeme, die 
sie eingerichtet haben. Sie haben sie ein¬ 
gerichtet. Das macht sie verantwortlich 
für die Folgen. (...) 

Der Krieg wird nicht von denen ab¬ 
geschafft, für die er auf die eine oder an¬ 
dere Weise ein Gewinn ist, ein Gewinn 
entweder im Bereich wirtschaftlicher 
Macht oder ein Gewinn im Bereich geis¬ 
tiger und geistlicher Macht. Der Krieg 
wird abgeschafft werden von denen, für 
die er einfach nur der gemeine Tod ist. 
Von uns. Oder von niemandem. (...) 

Oben, ganz oben, fürchtet man seit eh 
und je den herrlichen Notstand, der aus¬ 
brechen wird, wenn wir hier unten, alle 
zusammen, aus unserer Narkose aufwa- 
chen und bemerken, was uns zahm hält, 
was uns ratlos und dämlich macht. 

Generation für Generation. Damit 
wir das nicht bemerken, sind die kom¬ 
menden Notstandsgesetze von der Art, 
dass z.B. Überlegungen wie die hier vor¬ 
liegenden von heute auf morgen unter 
von uns nicht zu kontrollierenden Vor¬ 
wänden verboten werden können. 

In nicht ferner Zeit wird man dann 
endlich auch wieder hier bei uns jeden, 


der öffentlich gegen den Krieg und sei¬ 
ne Hersteller arbeitet, fertigmachen kön¬ 
nen, kaputtmachen können. Nicht nur 
geistig, so wie das längst schon Springer 
und seine Leute tun, sondern physisch, 
sehr real, an Leib und Leben. 

Ist das Panik? (...) 

„Das Leben verlieren“, das ist ein 
harmloser, blöder Lyrismus. Man muss 
es deutlicher sagen: Wenn die Herren 
ans Ziel kommen mit ihrer antikommu¬ 
nistischen Bombenfreiheit, dann werden 
auch hier bei uns demnächst viele Män¬ 
ner, Frauen und Kinder ersticken, ver¬ 
brennen, verhungern, verkommen. Und 
ein Rest wird irgendwo schreiend liegen. 
Und niemand wird sie hören, niemand 
wird sie mehr kennen. Nur ein Bischof 
vielleicht und vielleicht noch ein Gene¬ 
ral werden unten im Privilegiertenbun- 
ker von Freiheit sprechen und in guter 
Absicht beten für die Seelen der Mega¬ 
toten. 

Angesichts der Nutzlosigkeit der 
Nürnberger Prozesse damals, angesichts 
der Brutalisierung unserer amerikani¬ 
schen Befehlsgeber heute ist es schwer, 
nicht zu resignieren und nicht zynisch zu 
werden. Das ist eine gefährliche Situa¬ 
tion. Man muss sich auch hier zur Wehr 
setzen. Denn an der Resignation und 
am Zynismus krepiert das Denken des 
Menschen, krepieren seine besten Hoff¬ 
nungen, verkommt schließlich der ganze 
Kerl. Und das soll uns nicht passieren. 
Denn wenn es uns passiert, dann sind 
wir wieder einmal fit für den nächsten 
Faschismus, für die nächste Barbarei, für 
den nächsten Krieg der herrschenden 
Klassen. Dann können sie, so wie heute 
schon mit den armen blöden Lederna¬ 
cken, endlich auch mit uns machen, was 
ihnen passt. 

Halten wir uns deshalb vielleicht ge¬ 
legentlich ganz unliterarisch, ganz auf 
das Praktische gerichtet, an das, was 
Bertolt Brecht im Jahre 1952 auf dem 
Völkerkongress für den Frieden in Wien 
gesagt hat: „Nichts wird mich überzeu¬ 
gen, dass es aussichtslos ist, der Vernunft 
gegen ihre Feinde beizustehen. Lasst uns 
das tausendmal Gesagte immer wieder 
sagen, damit es nicht einmal zu wenig 
gesagt wurde. Lasst uns die Warnun¬ 
gen erneuern, und wenn sie schon wie 
Asche in unserem Mund sind. Denn der 
Menschheit drohen Kriege, gegen welche 
die vergangenen wie armselige Versuche 
sind, und sie werden kommen ohne jeden 
Zweifel, wenn denen, die sie in aller Öf¬ 
fentlichkeit vorbereiten, nicht die Hände 
zerschlagen werden.“ 



Poet, Punkrocker 
und Kämpfer 

Attila The Stockbroker zum 60. Geburtstag 


Es ist gleich ob man den vielseitigen bri¬ 
tischen Künstler Attila The Stockbro¬ 
ker als Solo-Musiker, mit seiner Band 
„The Barnstormers“ oder als „ranting 
poet“ (frei übersetzt: lärmender Dich¬ 
ter) Gedichte rezitierend auf der Bühne 
erlebt, bei einem kann man sicher sein: 
seine Texte, gesungen oder vorgetragen, 
sprechen eine deutliche Sprache. Sie be¬ 
schreiben und kritisieren die Zustände 
unserer Welt, die Folgen des kapitalisti¬ 
schen Systems, erzählen von Kämpfen 
und Kämpfern gegen diese Zustände, 
sie klären auf, regen zum Nachdenken 
an, machen Mut. Sie zeugen von einem 
umfassenden und klaren linken Welt¬ 
bild, geschrieben von einem überzeug¬ 
ten, klugen Mann. 

In den über 35 Jahren seines Künst¬ 
lerlebens war und ist Attila dort zu fin¬ 
den wo gesellschaftliche Kämpfe aus¬ 
getragen werden: ob bei der Bewegung 
gegen Margaret Thatchers politische 
Agenda, dem großen britischen Berg¬ 
arbeiterstreik, Antikriegsdemos oder 
aktuell zur Unterstützung des Labour- 
Hoffnungsträger Jeremy Corbyn: mit 
Solidaritäts- und Benefizkonzerten ist 
Attila dabei. 

Zur DDR hat Attila eine besondere 
Beziehung: Zwischen 1986 und 1990 be¬ 


suchte er sie sechs Mal, davon drei Mal 
vor dem Fall der Mauer. Seiner Zeit in 
der DDR widmet er in seiner 2015 er¬ 
schienenen Autobiographie ein ausführ¬ 
liches Kapitel, dem Mauerfall das Lied 
„Market Sektor one“. Neben Kritik an 
der damaligen Führung beschreibt er in 
einem Interview seine positiven Erin¬ 
nerungen an die DDR folgendermaßen: 
„Das beste für mich war in einem Land 
zu sein, wo es keine Werbung gab, wo 
Konsum nicht das Ziel des Lebens war, 
wo Leute Schach spielten und diskutier¬ 
ten statt Seifenopern anzugucken, wo es 
Musik und Kunst fast umsonst gab, wo 
alle das Recht auf billigen Wohnraum, 
Kindergarten usw. hatten.“ 

Attila tourt mit seiner Band „The 
Barnstormers“ regelmäßig auch durch 
Deutschland. Nicht nur, dass er mit sei¬ 
nen Liedern dem linken Publikum aus 
der Seele singt, überdies sind er und die 
anderen Mitglieder der Band virtuose 
Musiker, so dass es ein Genuss ist, ih¬ 
nen zuzuhören. 

Am 21. Oktober wird Attila The 
Stockbroker 60 Jahre alt. 

Congratulations, comrade - and 
thank you! Gesine Pillardy 

www.attilathestockbroker.com 


ANTIQUARISCHES 
BUCH DER WOCHE 

Zeitgenossen 

17 Lebensbilder von 
Kommunistinnen 

Nach Gesprächen sind 17 Lebensilder 
entstanden - ein Mosaik des Wirkens von 
Kommunistinnen in unserem Land. Ob 

18 oder 80 Jahre alt. Sie verbindet der 
unbedingte Wille zur Veränderung der 
Verhältnisse, zum gemeinsamen kämp¬ 
ferischen Leben. Interviewt wurden u. a. Kurt Baumgarte (Han¬ 
nover), Emil Carlebach (Frankfurt), Kurt Bachmann (Köln), 
Lore Junge (Dortmund), Guido Zingert (Fürstenfeldbruck). 
Lange ist‘s her, aber als Dokumente der Zeit heute vor dem 50. 
Geburtstag der DKP unbedingt lesbar. 

Edition Marxistische Blätter 1988, 259 Seiten, kartoniert, 
eingeschweißt, 3,- Euro plus Porto 

www.uzshop.de 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Tel.: 0201 17 78 89 23 / Fax: - 28 




















Freitag, 13. Oktober 2017 


DKP 


unsere zeit m 


Schritte hin zur Wende 


DKP diskutierte auf theoretischer Konferenz in Hannover über den Leitantrag an den 22. Parteitag - Auszüge 
aus dem Referat von Olaf Harms, Sekretär für Betriebs- und Gewerkschaftspolitik des DKP-Parteivorstandes 


M it der heute stattfindenden 
Konferenz diskutieren wir, 
wie wir zum Sozialismus kom¬ 
men. Im Leitantrag des Parteivorstands 
an den 22. Parteitag haben wir einen 
Weg aufgezeigt mittels unserer anti¬ 
monopolistischen Strategie: Stopp der 
Offensive des Kapitals, politische Wen¬ 
de zu Frieden, demokratischem und so¬ 
zialem Fortschritt und revolutionärer 
Bruch mit dem Kapitalismus. Es wäre 
zu schön, diese Strategie auch konkret 
mit einem Zeitstrahl zu hinterlegen. 

Also Stopp der Offensive des Kapi¬ 
tals abgeschlossen Ende 2019, dann ein 
daran anschließender fließender Über¬ 
gang zur Wende, in der die Arbeiter¬ 
klasse ihre Defensivposition verlässt 
und die Macht zur Durchsetzung urei¬ 
genster Forderungen hat, und zwar bis 
zum Jahr 2024. Und dann abschließend 
bis zum Jahr 2030 der revolutionäre 
Bruch mit dem Kapitalismus. So sehr 
ich mir einen solchen Zeitplan auch 
wünschen würde, er ist doch letztlich 
Unsinn. Und trotzdem ist es so, dass 
viele Diskussionen um unsere Strate¬ 
gie sich im Wesentlichen auf die Wen¬ 
de und den revolutionären Bruch kon¬ 
zentrieren, als stünden sie unmittelbar 
bevor. Der erste Schritt, der Stopp der 
Offensive des Kapitals und wie wir die¬ 
sen Stopp herbeiführen können, spielt 
dagegen leider oft eine untergeordnete 
Rolle. (...) 

Um Mehrheiten in der gesamten 
Bevölkerung zu gewinnen, reicht es 
nicht, den Kern der Arbeiterklasse und 
ihren organisierten Teil zu erreichen. 
Ein zentrales Element der antimono¬ 
polistischen Strategie ist die Ausstrah¬ 
lung der Arbeiterklasse auf andere 
Schichten und die Einbeziehung die¬ 
ser in den Kampf gegen die Monopole. 

In Deutschland hat sich eine breite 
Mittelschicht herausgebildet, die zah¬ 
lenmäßig einen großen Teil der Be¬ 
völkerung ausmacht. Sie ist heterogen 
zusammengesetzt. Dazu gehören Tei¬ 
le der technischen Intelligenz, die auf¬ 
grund der unmittelbaren Einbindung 
der Wissenschaft in die Produktion 
viele ihrer Privilegien verloren haben 
und damit der Arbeiterklasse objektiv 
näher gerückt sind. Dazu gehören die 
vielen Solo-Selbstständigen, die for¬ 
mal Unternehmer sind, aber nur sich 
selbst ausbeuten. Dazu gehören selbst 
im Betrieb mitarbeitende Kleinunter¬ 
nehmer (Handwerker, Service-Dienst- 
leister, usw.). Dazu gehören aber auch 
Teile des Kerns der Arbeiterklasse, die 
aufgrund hoher Einkommen einen 
kleinbürgerlichen Lebensstil und das 
dazugehörige Bewusstsein entwickelt 
haben. 

Diese Menschen neigen dazu zu 
versuchen, aus einer selbstgewählten 
Distanz zur Arbeiterklasse einen ver¬ 
meintlich höheren gesellschaftlichen 
Status zu gewinnen. Sie glauben inner¬ 
halb dieses Systems aufsteigen zu kön¬ 
nen, wenn nur einige Missstände be¬ 
seitigt sind. Sie sind Träger vieler Pro¬ 
testbewegungen. Sie bilden aber auch 
einen wesentlichen Teil der Massenba¬ 
sis des herrschenden monopolkapita¬ 
listischen Systems. Sie bilden objektiv 
auch die Basis für den Opportunismus 
innerhalb der Arbeiterklasse. (...) 

Für die gesellschaftliche Entwick¬ 
lung in Deutschland ist es von heraus¬ 
ragender Bedeutung, diese Menschen 
aus ihrer Bindung an das herrschende 
System herauszulösen und damit das 
Kräfteverhältnis zwischen den Haupt¬ 
klassen - Arbeit und Kapital - zuguns¬ 
ten der Arbeiterklasse zu verändern. 
Den objektiv Lohnabhängigen unter 
ihnen muss deutlich werden, wo sie im 
Klassenkampf hingehören. Und den 
nichtmonopolistischen Bürgerlichen 
muss klar werden, dass ihre Interessen 
an der Seite der Arbeiterklasse besser 
aufgehoben sind als an der Seite der 
Monopole. 

Sich dieser Aufgabe zu stellen ist 
entscheidend in dieser Situation - und 
im Hinblick auf die Diskussion des 
Leitantrages in Vorbereitung des 22. 


Parteitages. Notwendig ist es auch zu 
diskutieren, dass dazu eine wesentli¬ 
che Voraussetzung gehört: Die Arbei¬ 
terklasse muss sich in den gesellschaft¬ 
lichen Auseinandersetzungen als stark 
und kämpferisch erweisen. Sie muss 
in der Lage sein, zumindest in einigen 
Feldern des Klassenkampfes Erfolge 
zu erringen und damit Druck auf das 
Kapital auszuüben und auszustrahlen. 
Nur dann kommt es zu einer Situation, 
in der sich andere Schichten, andere 
Bündnispartner aus der Umklamme¬ 
rung der Monopole lösen. (...) 

Die Menschen müssen er¬ 
kennen, dass die für die 
große Mehrheit der 
Menschen falsche 
und negative 
Entwicklung 
durch den 
gemein¬ 
samen 


kretisiert. So sollen die Rüstungsaus¬ 
gaben auf 2 Prozent des BIP bis zum 
Jahr 2024 gesteigert werden. Das macht 
nach heutigen Maßstäben eine Verdop¬ 
pelung des Rüstungsetats auf 70 Milli¬ 
arden Euro aus. Der Skandal hierbei 
ist doch nicht, dass dieses kaum in der 
Öffentlichkeit bekannt war. Der Skan¬ 
dal ist, dass mit angeblich leeren Haus¬ 
haltskassen notwendigste Investitionen 
in Infrastrukturen und in die Systeme 
der sozialen Sicherheit verneint wer¬ 


weise abgelöst wird durch Werk- und 
Dienstleistungsverträge, bei denen der 
Auftraggeber Leistungen im Inter¬ 
net ausschreibt und diese Leistungen 
ebenfalls via Internet erbracht werden. 
Wenn diese Verfahrensweise um sich 
greift, sind die Auswirkungen sozialpo¬ 
litisch und gesellschaftlich kaum mehr 
in den Griff zu bekommen. 

Es sind unter anderem massive Ver¬ 
luste bei der Finanzierung der Sozial¬ 
versicherung zu erwarten, mit der Folge 
eines weiteren und sich vergrößernden 
prekarisierten Teiles der Arbeiterklas¬ 
se. Um dieses zu vermeiden muss 
unsere Forderung sein, die 
sogenannten Solo- 
Selbstständigen in 
die Sozialversi¬ 
cherung zu 
integrieren 
und die 
dafür 
not- 



Kampf 

ge¬ 
bremst, 
aufgehalten 
oder sogar zeit¬ 
weise zurückge 
drängt werden kann. 

(...) Eine wichtige Funktion 
von Kommunistinnen und Kom¬ 
munisten muss es sein, die Verbindung 
zwischen gesellschaftlichen Protestbe¬ 
wegungen und den Gewerkschaften 
herzustellen. Wenn es in den Gewerk¬ 
schaften Gruppen gibt, die sich aktiv 
in Kämpfe um Abrüstung und Frie¬ 
denssicherung, um eine angemessene 
Alterssicherung, um staatliche und de¬ 
mokratisch kontrollierte Daseinsvor¬ 
sorge, um kommunalen Wohnungsbau 
etc. einbringen, kann sich daraus ein 
Zusammenwachsen des bürgerlichen 
Protestes mit der Arbeiterbewegung 
entwickeln. Bereits im vorliegenden 
Leitantrag, aber auch in den Beschlüs¬ 
sen des letzten Parteitags, haben wir 
wesentliche Kampffelder benannt, in 
denen wir nicht nur Abwehrkämpfe 
führen, sondern gleichwohl auch Klas¬ 
senbewusstsein entwickeln können. Ich 
nenne Beispiele: 

Personalbemessung 

Der gewerkschaftliche Kampf um 
eine Mindestpersonalbemessung bei 
der Pflege in Krankenhäusern kann 
verbunden werden mit der Entwick¬ 
lung gesellschaftlicher Initiativen zur 
Unterstützung dieses Kampfes, wie es 
sich zum Beispiel in dem entstandenen 
Hamburger Bündnis für mehr Perso¬ 
nal in den Krankenhäusern abzeich¬ 
net. Dieser Kampf ist ein strategischer 
Kampf, denn die Frage der Pensumsbe¬ 
messung gilt doch nahezu für alle Bran¬ 
chen. Gewinnen wir hier, dann hat das 
positive Ausstrahlung. 

Frieden 

(...) Die im Lissabon-Vertrag enthal¬ 
tene Verpflichtung zur Erhöhung der 
Rüstungsausgaben wurde 2014 im 
Rahmen eines NATO-Gipfels kon¬ 


den. Für die Rüstung haben sie Geld, 
für die Menschen dieses Landes nicht. 

Deshalb war es gut, dass sich der 
DGB in Köln noch vor den Bundes¬ 
tagswahlen mit einem Appell „No 2 
Percent“ an die Kandidierenden zum 
Bundestag gerichtet hat, diese Aufrüs¬ 
tung nicht mitzumachen. Nach meiner 
Einschätzung droht diese Aktion jetzt, 
nach der Bundestagswahl, wieder in 
Vergessenheit zu geraten. Daher soll¬ 
ten wir, die wir sowohl Teil der Frie¬ 
densbewegung als auch der Gewerk¬ 
schaften sind, genau diese Forderung 
„No 2 Percent“ zum Thema in unserem 
Wirkungskreis machen. 

Ich kann mir gut vorstellen, dass 
eine von der Friedensbewegung ini¬ 
tiierte Unterschriftensammlung mit 
dieser Forderung breitestmögliche Un¬ 
terstützung, insbesondere auch in den 
Gewerkschaften, findet. Hier könnten 
wir deutlich machen, dass Aufrüstung 
in Friedenszeiten zur Verschärfung der 
sozialen Situation beiträgt und nur den 
Profiten der Rüstungsindustrie dient. 
Hier stehen die Chancen nicht schlecht, 
Friedens- und Arbeiterbewegung in 
einem begrenzten Themenfeld zusam¬ 
menzuführen und erfolgreich zu wir¬ 
ken. Ein Erfolg würde mindestens ein 
Sandkorn im Getriebe der Rüstungs¬ 
konzerne und des Monopolkapitalis¬ 
mus darstellen. 

Digitalisierung der Arbeit 

(...) Es besteht die reale Gefahr, dass 
das Normalarbeitsverhältnis, also ein 
unbefristeter Arbeitsvertrag mit ver¬ 
einbarter Leistung, wöchentlicher 
Stundenanzahl und Vergütung, schritt¬ 


wen¬ 
digen 
Kosten 
den Auf¬ 
traggebern 
in Rechnung zu 
stellen. 

Darüber hinaus 
wird die „Digitalisierung 
der Arbeit“ und die damit ver¬ 
bundene Arbeitslosigkeit die Fra¬ 
ge nach einer Arbeitszeitverkürzung 
auf 30 Stunden die Woche bei vollem 
Lohn- und Personalausgleich auf die 
Tagesordnung setzen. Dabei hat eine 
solche Arbeitszeitverkürzung nicht nur 
den Zweck, die vorhandene Arbeit auf 
mehr Schultern zu verteilen, sondern 
sie trägt auch zu einer Entlastung der 
Beschäftigten und damit zu Arbeits¬ 
und Gesundheitsschutz bei. 

Outsourcing 

Lediglich in 10 Prozent der betriebs¬ 
ratsfähigen Betriebe gibt es Betriebs¬ 
räte. Der Anteil der Beschäftigten, die 
durch einen Betriebsrat vertreten wer¬ 
den, sinkt langsam, aber stetig. Und der 
Anteil der Beschäftigten, für die Tari¬ 
fe gelten, sinkt ebenfalls stetig. So gilt 
nur noch für rund 50 Prozent aller Be¬ 
schäftigten ein Tarifvertrag. Ursache 
dafür ist der stetig wachsende Pro¬ 
zess der Ausgliederung von Produk¬ 
tions- und Verwaltungseinheiten, ist 
die Zergliederung der Unternehmen. 
Überwiegend finden tarifvertragliche 
Regelungen oder bisher bestehende 
Dienst- und Betriebsvereinbarungen 
spätestens nach Ablauf eines Jahres 
in den ausgegliederten Betriebsteilen 
keine Anwendung mehr. Das ist der 
Prozess der Tarifflucht. Die Ware Ar¬ 
beitskraft wird billiger, der Profit steigt. 

Diesem in allen Branchen statt¬ 
findenden Prozess wird, wenn über¬ 
haupt, nur durch die betroffenen In¬ 
teressenvertretungen begegnet, und 
wenn es gut läuft, unterstützt durch 
die jeweiligen Gewerkschaften. Auf 
Seiten der Gewerkschaften ist eine 
branchenübergreifende Strategie ge¬ 
gen diese Praxis des Kapitals nicht er¬ 


kennbar. Selbst wenn Gewerkschaften 
ein Kampf gegen dieses Outsourcing 
aufgezwängt wird, so scheitert dieser 
letztlich zugunsten von Besitzstands¬ 
regelungen. So geschehen beim Kampf 
von ver.di gegen die Neugründung von 
43 DHL-Service-Centers, von der im¬ 
merhin rund 7 000 Beschäftigte direkt 
betroffen waren. 

Wir sollten viel selbstbewusster die 
in unserem Grundgesetz vorhandene 
Verpflichtung privatwirtschaftlichen 
Handelns für das Gemeinwohl in den 
Fokus rücken. Wenn dieses nicht mehr 
gegeben ist, und das kann mindestens 
hinsichtlich der Tarifbindung für die 
nur noch rund 50 Prozent Beschäftig¬ 
ten untermauert werden, dann ist die 
Frage einer Enteignung bei „angemes¬ 
sener“ Entschädigung auf die Tages¬ 
ordnung zu setzen. Letztlich ist es das 
Kapital selbst, welches die Eigentums¬ 
frage in den Gewerkschaften zur Klä¬ 
rung vorantreibt. Wir sollten es dabei 
kräftig unterstützen. Wenn im Ergeb¬ 
nis „nur“ eine Erleichterung der All¬ 
gemeinverbindlichkeitserklärung von 
Tarifverträgen besteht, wäre das schon 
ein echter Sieg. 

Rente/Armut 

Der DGB und seine Einzelgewerk¬ 
schaften haben im Bundestagswahl¬ 
kampf die Forderung aufgestellt, einen 
Paradigmenwechsel von der Beitrags¬ 
stabilität hin zu einer stabilen Ren¬ 
tenhöhe sicherzustellen, die derzeiti¬ 
ge Höhe bei 47 Prozent festzuhalten 
und in kurzer Zeit auf 50 Prozent zu 
erhöhen. Selbst die SPD konnte sich im 
Wahlkampf dieser Forderung nicht ent¬ 
ziehen. Doch große flächendeckende 
Aktionen, die Bildung von Bündnissen 
zum Beispiel mit den Sozialverbänden, 
gab es nicht. Stattdessen steht zu be¬ 
fürchten, dass der DGB keine weiteren 
Schritte unternimmt. Schließlich hat ja 
nun die Bundestagswahl stattgefunden. 

Von der künftigen Bundesregie¬ 
rung, insbesondere unter Beteiligung 
der FDP, ist eine Erfüllung der Forde¬ 
rungen nicht zu erwarten. Stattdessen 
wird es ein weiteres Absinken des Ren¬ 
tenniveaus von heute rund 47 Prozent 
auf bis zu 43 Prozent bis zum Jahr 2030 
geben. Vor dem Hintergrund der heu¬ 
tigen Einkommen bedeutet dies eine 
sich massiv vergrößernde Armut im 
Alter. Gleiches gilt schon für die Men¬ 
schen, die heute unter den Hartz-IV- 
Gesetzen leiden. Weder ist die Höhe 
der Regelsätze menschenwürdig, noch 
haben die neuen Arbeitsformen in 
Form von Mini-Jobs, Befristungen und 
Teilzeit ein Auskommen mit dem Ein¬ 
kommen gewährleistet. Hartz IV muss 
weg. 

Ich glaube, dass die Verknüpfung 
von Friedens- und Sozialpolitik bei den 
Themen „ No 2 Percent“ und Rente ge¬ 
lingen kann. Ich glaube, dass wir hier 
in den nächsten Jahren Erfolge erzie¬ 
len können. 

Ich will es bei Benennung dieser 
Themen belassen. Sie können aus mei¬ 
ner Sicht Dreh- und Angelpunkte für 
Schritte hin zu einer Wende für Frie¬ 
den und sozialen und demokratischen 
Fortschritt sein. Gewinnen wir, gewinnt 
die Arbeiterklasse in einem dieser Be¬ 
reiche ihre Kämpfe, hat das Einfluss 
auf das Bewusstsein der Arbeiterklas¬ 
se. Die Arbeiterklasse merkt, dass sie 
durchsetzungsfähig ist und mehr er¬ 
reichen kann. Sie wird sich ihrer selbst 
und ihrer Kampfkraft bewusst. Sie ent¬ 
wickelt Ausstrahlung auf andere, um 
mit ihnen dann im Bündnis weiterge¬ 
hende Forderungen durchzusetzen. 

Aber erst einmal heißt es: Stopp 
der Offensive des Kapitals. Und dafür 
brauchen wir zwingend eine größere, 
eine stärkere, eine eingriffsfähigere 
Partei. 

(Das Referat „Der Leitantrag und die 
konkreten Handlungsorientierungen 
der DKP“ erscheint neben den weite¬ 
ren Referaten der Konferenz ungekürzt 
aufnews.dkp.de) 
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Die Gesellschaft verändern - aber wie und wohin? 

Diskussionsbeiträge zum Leitantrag des Parteivorstands an den 22. Parteitag (3) 


Apologie von Opportunismus statt 
antimonopolistischer Strategie 


Der Leitantragsentwurf hat einen ana¬ 
lytischen Teil. Dessen Kernaussage, das 
Monopolkapital sei „das strukturbe¬ 
stimmende Wesensmerkmal des Im¬ 
perialismus“, stimmen wir zu und zie¬ 
hen auf dieser Basis den Schluss: Wenn 
die Herrschaft des Kapitalismus unter 
den heutigen Bedingungen nur noch 
als monopolkapitalistische Herrschaft 
realisierbar ist, dann ist es richtig, un¬ 
seren Kampf zum revoluti¬ 
onären Sturz des Kapitalis¬ 
mus und zu seiner Ablösung 
durch den Sozialismus kon¬ 
sequenterweise als antimo¬ 
nopolistischen Kampf zu 
führen. Eine so begründe¬ 
te antimonopolistische Strategie wäre 
aber deswegen etwas anderes, als es 
derzeit in der Debatte erscheint - näm¬ 
lich Klassenkampf gegen das Kapital, 
gegen die (politische, ökonomische, 
ideologische) Macht der Monopole. 

Sobald der Antragsentwurf den 
analytischen Teil und den Bereich rei¬ 
ner deklamatorischer Behauptungen 
verlässt und zu Aussagen kommt, die 
unmittelbar die praktisch-politische 
Umsetzung betreffen, zeigt sich der 
wirkliche Charakter dieses Textes: Der 
Leitantragsentwurf wird zwar als anti¬ 
monopolistische Strategie verkauft, ist 
aber etwas damit nicht Vereinbares - 
nämlich der Versuch, die Orientierung 
auf opportunistische Praxis zu recht- 
fertigen. Die „richtigen“ Aussagen in 
anderen Textteilen stellen dann keine 
Abhilfe dar, sondern lediglich die Ver¬ 
schleierung dieser falschen Orientie¬ 
rung. Das zeigt sich in den Abschnitten, 
die sich mit antifaschistischer Strategie 
beschäftigen. Dort findet sich folgen¬ 
de Aussage: „Zur politischen Isolie¬ 
rung der Rechtskräfte, insbesondere 
der AfD [...], sind breiteste Bündnis¬ 
se auch unter Einschluss bürgerlich¬ 
antifaschistischer und demokratischer 
Kräfte einzugehen, ohne dass wir unse¬ 
re marxistische Analyse und weiterge¬ 
hende Forderungen aufgeben bzw. auf 


deren Propagierung verzichten. Maß¬ 
stab für den Erfolg unserer antifaschis¬ 
tischen Bündnisstrategie ist dabei der 
Grad der Zurückdrängung des Ein¬ 
flusses rechter Ideologie und Organi¬ 
sationen unter den Werktätigen durch 
die Mobilisierung für ihre eigenen In¬ 
teressen gegen das Kapital.“ Eine an¬ 
timonopolistische Strategie würde zu 
Recht im Monopolkapital die Ursache 


der Rechtsentwicklung und die Quel¬ 
le faschistischer Gefahr sehen. Doch 
dieser Gegner erscheint in der zitierten 
Aussage gar nicht mehr. Statt - wie es 
richtig wäre - auf die Isolierung dieses 
Klassenfeinds von der übrigen Bevöl¬ 
kerung zu orientieren, redet der An¬ 
tragsentwurf von der Isolierung „der 
Rechtskräfte“ und versteht darunter 
die AfD und die Akteure und Mitglie¬ 
der faschistischer Sammlungsbewe¬ 
gungen. Als Kriterium für den Erfolg 
des antifaschistischen Kampfs wird die 
erfolgreiche Zurückdrängung nicht 
etwa der Macht der Monopole, son¬ 
dern des Einflusses rechter Ideologie 
und Organisationen angeführt. Eine 
strategische Orientierung, die sich nur 
gegen die Verführer und Verführten 
richtet, nicht aber gegen die als Geg¬ 
ner identifizierten Klassenkräfte, deren 
Herrschaft die Verführung erst hervor¬ 
bringt und ermöglicht, ist eine oppor¬ 
tunistische, falsche Orientierung. Die¬ 
ser Fehler zeigte sich bereits, als der PV 
im Juni 2016 erklärte, das „politische 
Anliegen“ des Bündnisses „Aufstehen 
gegen Rassismus“ zu begrüßen, statt 
dessen falsche strategische Orientie¬ 
rung zu kritisieren. 

Marxistisch-leninistisches Ver¬ 
ständnis erkennt die Herrschaftsaus¬ 
übung der Monopole als Grund der 


Rechtsentwicklung, welche sowohl 
das Entstehen faschistischer Massen¬ 
bewegungen befördert als auch in der 
Tendenz den Bedarf und mithin die 
Gefahr für einen Übergang zur fa¬ 
schistischen Form der eigenen Herr¬ 
schaft beinhaltet. Es ist nicht - wie der 
Antragsentwurf behauptet - „der Fa¬ 
schismus“, der „die Liquidierung der 
Errungenschaften der bürgerlichen 
Demokratie“ anstrebt, son¬ 
dern es sind und waren die 
herrschenden Monopole 
und deren Sachwalter und 
Regierungen. Als die NS¬ 
DAP noch bei 2,6 Prozent 
der Reichstagswahlstim¬ 
men hing, war es der Reichsverband 
der Deutschen Industrie, welcher 1929 
die Rücknahme parlamentarisch-libe¬ 
raler Rechte und sozialer Errungen¬ 
schaften der bürgerlichen Repub¬ 
lik forderte und es war die Brüning- 
Regierung, welche anschließend die 
Liquidierung der bürgerlichen De¬ 
mokratie betrieb. Statt - wie die So¬ 
zialdemokraten damals - eine oppor¬ 
tunistische Strategie des „kleineren 
Übels“ zu verfolgten, würde eine an¬ 
timonopolistische Strategie heute auf 
den Kampf gegen die wirklichen Ver¬ 
ursacher der Rechtsentwicklung ori¬ 
entieren und nicht den Fehler wieder¬ 
holen, in den „Nazis“ die Quelle der 
faschistischen Gefahr zu sehen. 

Die ideologische Schwäche in un¬ 
serer Partei macht sich nicht zuletzt in 
diesem Leitantragsentwurf bemerkbar. 
Wir meinen, die fehlerhafte Theorie er¬ 
wächst aus dem Bedarf, eine opportu¬ 
nistische Praxis zu rechtfertigen. Was 
würde es dann aber bringen, lediglich 
den Text dieses Entwurfs zu verbes¬ 
sern? 

Unsere Vorwürfe benötigen natür¬ 
lich eine ausführliche Begründung, die 
hier bei 5 000 Zeichen nicht möglich 
ist. Daher sei auf die Fassung unserer 
Kritik auf news.dkp.de verwiesen. 
Jürgen Lloyd, Elke Mehner,Thomas Mehner 


Es ist nicht „der Faschismus“, der „die Liqui¬ 
dierung der Errungenschaften der bürgerli¬ 
chen Demokratie“ anstrebt, sondern es sind 
und waren die herrschenden Monopole. 


Hinweise der Redaktionsgruppe des Partei¬ 
vorstandes zur Strukturierung der Diskussion 
zum Leitantrag des 22. Parteitages der DKP 

Seit der Veröffentlichung des Leitantrags des Parteivorstandes an den 22. Partei¬ 
tag der DKP findet eine rege Diskussion in der Partei statt, was sich auch in den 
bundesweiten Medien der Partei - der UZ und dem DKP-Nachrichtenportal - wi¬ 
derspiegelt. Die Redaktionsgruppe begrüßt die Debatte um den zentralen Antrag 
des 22. Parteitages, weil dieser für die weitere Strategieentwicklung von Bedeu¬ 
tung sein wird. Die freie Aussprache ist dabei ein notwendiges Prinzip, um einen 
Prozess der demokratischen Meinungsfindung in der Partei zu ermöglichen. Eine 
offene Aussprache über alle Anträge, die dem 22. Parteitag vorliegen werden, hal¬ 
ten wir im Sinne des Statuts der Partei für eine notwendige Voraussetzung des 
gemeinsamen Handelns nach Beschlussfassung. 

Um dieses Prinzip in der Diskussion zu gewährleisten, hält es die Redaktions¬ 
gruppe angesichts des bisherigen Diskussionsverlaufs für notwendig, bestimmte 
formale Kriterien für Diskussionsbeiträge nochmals ins Gedächtnis zu rufen und 
auf einige Herangehensweisen der Redaktionsgruppe bei der Veröffentlichung 
von Beiträgen hinzuweisen. 

Zu den formalen Kriterien zählen: 

1. Diskussionsbeiträge müssen sich unmittelbar auf den Leitantrag beziehen. 
Tatsächlich gibt es eine Reihe Diskussionsbeiträge, die zwar inhaltlich durchaus die 
Programmatik des Leitantrags betreffen, aber sich keineswegs mit dem Antrags¬ 
text beschäftigen - ihn mitunter gar nicht erwähnen. Diese Diskussionsbeiträge 
im Rahmen der Leitantragsdebatte (!) lenken von der Aufgabe der Debatte ab, eine 
offene Aussprache über den Leitantrag (!) zu organisieren. In diesem Sinne wird die 
Redaktionsgruppe ab sofort konsequent Diskussionsbeiträge in der Leitantragsde¬ 
batte ablehnen,die sich nicht unmittelbar mit Leitantrag beschäftigen. Das heißt 
ausdrücklich nicht, dass wir Beiträge ablehnen, die den Leitantrag teilweise oder 
auch generell einer Kritik unterziehen. 

2. Diskussionsbeiträge dürfen eine Zeichenzahl von 5.000 Zeichen inklusive Leer¬ 
zeichen nicht übersteigen. 

Die Anzahl von Diskussionsbeiträgen, die 20.000 Zeichen und mehr haben, neh¬ 
men zu. Solche Artikellängen sind nicht nurfürdie Veröffentlichung in der Druck¬ 
ausgabe der UZ schlichtweg unmöglich. Das Problem ist auch, dass von der Re¬ 
daktionsgruppe unmöglich verlangt werden kann, solche Beiträge „im Sinne des 
Autoren“ auf 5.000 Zeichen zu kürzen. Die Redaktionsgruppe wird dementspre¬ 
chend nur Diskussionsbeiträge annehmen, die in einerVersion vorliegen, die ma¬ 
ximal 5.000 Zeichen umfasst. Längere Beiträge gehen an die Autoren zur eigen¬ 
ständigen Kürzung zurück. Längere Versionen eines Diskussionsbeitrags können 
nach der Veröffentlichung in der Druckausgabe der UZ ungekürzt auf news.dkp. 
de veröffentlicht werden. 

Wir weisen weiterhin darauf hin: 

★ Autorinnen und Autoren, die bereits einen Beitrag veröffentlicht haben in der 
Leitantragsdiskussion, müssen in Kauf nehmen, dass ihre Zweitbeiträge später 
veröffentlicht werden. Gegebenenfalls werden die Zweitbeiträge auch nur online 
veröffentlicht. Erstautorinnen und -autoren haben ein Vorzugsrecht. 

★ Im weiteren Verlauf der Debatte möchten wir dazu anregen, dass verstärkt Glie¬ 
derungen der Partei - insbesondere die Gruppen - Diskussionsbeiträge einreichen, 
die einen kollektiven Standpunkt wiedergeben. Wie halten solche Gruppenbeiträ¬ 
ge nicht nur für außerordentlich wichtig in der Meinungsfindung auf Bundesebe¬ 
ne, sondern sind davon überzeugt, dass das Erarbeiten schriftlicher Standpunkte 
zum Leitantrag in den Gliederungen die Antragsdiskussion qualifiziert. 


Zu einigen Problempunkten der Diskussion 


Lieber Jürgen, liebe Mehners, liebe 
Genossen, 

insgesamt ist der Leitantrag ein 
gutes Konstrukt und zeugt von um¬ 
fangreicher Mühe des PV. Aber ja, in 
diesen Leitantrag haben sich einige 
Fehler und opportunistische Aussa¬ 
gen hineingeschmuggelt. Die Grund¬ 
organisationen aber sind aufgerufen, 
das zu ändern. 

In meiner Grundorganisation 
habe ich mich dazu schon teilwei¬ 
se geäußert. Einiges bleibt noch zu 
tun. Es ist sehr wichtig, hier konkret 
zu werden. Darunter verstehe ich die 
umfassende Änderung entsprechen¬ 
der Passagen - nicht das Kritisieren 
mit der Schlussfolgerung: „Was wür¬ 
de es dann aber bringen, lediglich den 
Text dieses Entwurfs zu verbessern?“ 
Es geht um die inhaltliche Änderung 
des Entwurfes dort, wo er falsch oder 
opportunistisch ist. Ihr seid dazu in 
der Lage, lieber Jürgen. Macht euch 
die Mühe und kritisiert nicht nur. 
Ich gehe absolut nicht mit, wenn ihr 
schreibt: Der Leitantrag „stellt keine 
schlüssige strategische Ausarbeitung 
dar, sondern besteht in dem Bemü¬ 
hen, als Rechtfertigungsliteratur für 
eine opportunistische Praxis dienen 
zu können“. Das setzt Vorsatz vor¬ 
aus. Wem aus dem PV wollt ihr die¬ 
sen Vorsatz unterstellen? Und selbst 
wenn: Wurden die Genossen nicht ge¬ 
wählt? 

In der Geschichte der Arbeiter¬ 
bewegung und der kommunistischen 


Parteien sind Orientierungskämpfe 
tägliches Brot. Niemand backt uns 
eine fertige und unantastbare Leitung 
und schon gar nicht Mitglieder. Es ist 
relativ einfach (und zu unterstützen), 
heute die sich in der Praxis als rich¬ 
tig erwiesenen Passa¬ 
gen und Texte aus der 
Geschichte zu zitieren. 

Aber selber Geschichte 
machen beinhaltet den 
Kampf und die Über¬ 
zeugung der anderen. 

Etwas Philosophie soll¬ 
te schon Grundlage beim Studieren 
sein - sie kommt uns oft zu kurz. An¬ 
dere überzeugen heißt, mit ihnen zu 
kommunizieren, eigene Positionen 
zu vertreten und manchmal auch die 
der anderen zu unterstützen (auch im 
antifaschistischen Kampf) - dort, wo 
sie gemeinsame Werte betreffen. Das 
birgt immer die Gefahr, „infiziert“ zu 
werden. Deshalb ist unsere marxis¬ 
tisch-leninistische Überzeugung und 
die praktische Bildungsarbeit immens 
wichtig. Und da möchte ich auch euch 
sagen, was ich mir zum Diskussions¬ 
beitrag von Florian H. notiert habe, 
der zu „rechten und linken Probleme 
unserer Bündnispolitik“ schrieb. 

Die Hauptstütze des Imperialismus 
in der BRD sei die Sozialdemokratie, 
schreibt Florian. Nach den neuesten 
Wahlergebnissen bleibt das zu relati¬ 
vieren - und nicht nur, weil große Teile 
der Lohnabhängigen sozialdemokrati¬ 
sche Wurzeln haben. Der antifaschisti¬ 


sche Kampf unter Hitler und die Nach¬ 
kriegsgeschichte in der Sowjetischen 
Besatzungszone sind übrigens ein gu¬ 
tes Beispiel für die Zusammenarbeit 
von Sozialdemokraten und Kommu¬ 
nisten - bis hin zur Einheit in der So¬ 


zialistischen Einheitspartei Deutsch¬ 
lands. Im Westen wurde sie verhindert. 
Der Imperialismus folgt unter „Zwang 
seiner ökonomischen Gesetzmäßigkei¬ 
ten den Bedingungen der erweiterten 
Reproduktion des Monopolkapitals“ 
(Gossweiler). Mit diesem Ziel (ver¬ 
deutlicht in Lenins „Imperialismus 
...“) spielt er alle gesellschaftlichen 
Kräfte gegeneinander aus. Er ist zur 
Teile-und-herrsche-Politik gezwungen. 

Bündnispolitik wird nicht eines 
Mangels an Widerstand („gegen Staat 
und Konzerne“) wegen betrieben. Die 
Bündnispolitik ist den Marxisten-Le- 
ninisten wesenseigen. Wenn wir uns 
überheben, herausheben aus dem Vol¬ 
ke, sind wir keine ML und haben von 
vornherein verloren und sacken ab 
auf das Niveau einer K-Gruppe. Die 
Marxisten-Leninisten sind die Ein¬ 
zigen mit einer Wissenschaft, die die 
Vergangenheit, die Gegenwart und 
Zukunft gesellschaftlicher Entwick¬ 


lungen analysieren, erklären und ver¬ 
treten können - so sie die auch nut¬ 
zen. Sie stellen die objektiven gesell¬ 
schaftlichen Gesetzmäßigkeiten wie 
z.B. den Klassenkampf auf ökonomi¬ 
scher, politischer und ideologischer 
Ebene den ökonomi¬ 
schen Gesetzmäßig¬ 
keiten des Monopol¬ 
kapitals entgegen. Die 
daraus resultierenden 
gesellschaftlichen Er¬ 
kenntnisse als Einheit 
sind das Handwerks¬ 
zeug für unsere kommunistische Ar¬ 
beit. Niveau und Ausstrahlung bestim¬ 
men das Verhältnis zu den anderen 
unterdrückten Klassen und Schich¬ 
ten oder, um das deutlicher und nicht 
polit-ökonomisch zu sagen, zu den 
anderen Menschen, und damit den 
Fortschritt gesellschaftlicher Prozes¬ 


se. Hier hat die DKP seit ihrem 20. PT 
aufgeholt, weil sie sich auf ihre Iden¬ 
tität als marxistisch-leninistische Par¬ 
tei besonnen hat. Weil sie weiß, dass 
diese Welt geändert werden muss und 
kann. Weil sie als Partei bei Strafe ih¬ 
res Untergangs keine reformistischen 
oppositionellen Regierungs-Allianzen 
unterstützen will und wird. 

Die richtige Positionierung der 
DKP im Klassenkampf ist der erste 
Schritt zum Stoppen der Offensive 
des Monopolkapitals. Mit der Solida¬ 
rität der Lohnabhängigen und nicht 
weniger als dem haben wir uns in 
Person des Marxisten-Leninisten, als 
Partei und als gesellschaftliche Kraft 
innerhalb des gegebenen Systems zu 
stellen. Das müssen der Leitantrag 
und ein späteres Programm deutlich 
ausdrücken. Arbeiten wir daran. 

Alexandra Liebig 



Andere überzeugen heißt, mit ihnen zu kommuni¬ 
zieren, eigene Positionen zu vertreten und manch¬ 
mal auch die der anderen zu unterstützen - dort, 
wo sie gemeinsame Werte betreffen. 
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Ändere die Welt, sie braucht es! 

(Bert Brecht) 


Irma (Irmchen) Loch 

geb Grickschat 

* 28, November 1922 t 5, Oktober 2017 


Du warst der erste Mensch h der uns sah 
und Du warst Dein ganzes Leben für uns da. 

In Deine Arme konnten wir uns begeben 
und unser Herz an Deine Seite legen. 

Nun bist Du fort und uns wird klar, 
wie wundervoll die Zeit mit Dir stets war. 

Wir sind unendlich dankbar, dass wir Dich so lange bei uns haben durften! 

Reinhold & Roswitha Sebastian und Claudia mit Calvin 

Ulrich & Brigitte Wiebke 

Florian & Dagmar Sabine und Daniel mit Titus 

Lisa 

Marwin 

Erik 

Kondol en zansch ri ft: 

Florian Loch, Wilhelm-Vogelsang-Weg 2, 45279 Essen 

Die Trauerfel er ist am Montag, dem 23. Oktober 2017. tun I J.ÜO Uhr in der TrauerhaJIe 
des Hallofriedhofes, Essen-Stoppenberg, UalLostiaße 12Ü. 

Anschließend begleiten wir die Urne zur letzten Ruhestätte. 

Im Sinne der Verstorbenen bitten wir on Slelle von Krönt- und Blumengoben um eine Spende für 
die Logerarbeibgemeinschoft (LAG) Öuchenwüld-Doro e.V.. IBAN DE3I 10090000 7219 9Ü6Ö Oft. 
BIG: BEVQDEBBXKX oder Hurrikan-Hilfe lür Kuba, Stichwort: „Solidarilät mit Kuba" auf unser Konto: 
DKP-ForteiVorland GLS-Bank, BIG: GENQDEMlGLS. IBAN: DE&34306QW 4002 407501 


Einladung zu einer Versammlung der DKP-Mitglieder in Südbayem 

Samstag, 28. Oktober 2017,14.00 Uhr, KümmTreff, Holzapfelstraße 3 r EÜ339 München 


Tagesordnung (Vorschlag) 

- Vorbereitung des 22. Parteitags der DKP 

- ParteiauseinandersetztJng | Beschlüsse 
der 9 . PV-Tagong 

- Wre weiter nach der Bundestagswahl 

Anmeldung bitte an pv@dKp.de 


Bitte vormerkeri: Am 9.12.2017 findet eine Ver¬ 
sammlung der Mitglieder der kreisfreien Grup¬ 
pen in der ehemaligen Bezirksorganisation Süd¬ 
bayem und eine Undesrnilgliederversamrnlung 
zur Vorbereitung des 22. Parteitags der DKP 
statt. Einladung folgt. 


D KP- Partei vorstan d 


Toskana, nah am Meer 

www.bMtinj ■bwfwf.dr | <HK 

Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blkk, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 

Haus oder Häusihen; 
Kinrkrparadies. 



f -\ 

Urlaub Im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 
Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www. fertenrim-lotaenhaus.de 


Urlaub Im schönen Havelland 

- taBld- und ttasserre*Ji - Malte 
ßgNin-S(WfHiau preiswerte Ferten- 
Wöhnung lijr 5 RfirSWW |Z SiWUSff. 
Wotinfeiicaie - Herd!, Kiüiisniirank. Bad, 
OustJie. WCK (Vota rmcfi Vereinbarung. 
Nanetea Tel .-Fax. M 3 231 / 5 D 661 




Entschlounigung 
Ruhe & Natur satt Im 
Myntz Nationalpark 

J t cHVo Cu |* 1 -ji J-'rrMnrfiL 
Kuruidbnj-: in KrütevWrff&rireiR. 

HiivnlA Hmhnrii, AihiI ft FLbhI. 

Info: www.lrinogga.dB 
iel: 039022/2^403 


Ei n l ad un g Bezi rksm itgliederversam m iu ng 
der dkp Schleswig-Holstein 

am Sonnabend, dem 9. Dezember 2017 von 10.30 
bis 19.00 Uhr in Kiel. Jugendherberge. Johannesstr. 1 

Tagesordnung 

1. Begrüßung 

2. Konstituierung 

3. Bericht des Bezirksvorstands und der Kassiererin 

4. Diskussion 

5. Antragsberatung und Beschlussfassung 

6. Mandatsprüfung 

7. Entlastung des Vorstands und der Kassiererin 
3, Wahlen 

9. Schlusswort 

Antragsschluss für ordentliche Anträge an den BV 
ist der 19.11.2017 


Einladung landesmitgliederversammlung 
der DKP Sachsen-Anhalt 

25. November 2017, Beginn: 10 Uhr 
Leitergasse 4, 06108 Halle 

Tagesordnung 

1. Eröffnung und Begrüßung 

2. Konstituierung 

3. Berichte des Landesvorstands 

4. Diskussion 

5. Beratung von Anträgen und Beschlussfassung 

6. Mandatsprüfung 

7. Entlastung 

8 . Wahlen 

DKP Partei Vorstand 
dkp sachsen-Anhalt 


/////IV 

dkp Ruhr-Westfalen zum LLl-Wochenende 
2018 am 13. und 14. Januar 2018 in Berlin 

Auch 2018 fahren wir wieder nach Berlin, um an den Veran¬ 
staltungen und der Demonstration zum Gedenken an Rosa 
Luxemburg und Karl Liebknecht teilzunehmen. 


Bezirksdelegiertenkonferenz 
DKP Baden-Württemberg 

100 Jahre Roter Oktober: Die DKP stärken - Widerstand 
gegen Krieg und Imperialismus entwickeln! 
Karlsruhe, 18. und 19 November 2017 

Vorschlag zur Tagesordnung 

1. Rechenschaftsberic h l des Bezi rksvo rstands 

2. Beratung und Entschließung von Anträgen 

3. Wahlen zu den Bezirksorganen und den 
Delegierten zum 22. Parteitag 


Dazu organisieren wir wieder eine gemeinsame Busfahrt 
aus dem Ruhrgebiet und aus dem Münsterland. 

der Bus aus dem Ruhrgebiet wird wieder von Duisburg (6.30 
Uhr) über Essen (7.00 Uhr) und Dortmund (7.30 Uhr) fahren, 
eusfahrt und Übernachtung im Doppelzimmer kosten 75,- 
Euro, Einzelzimmer +20,- Euro, 

Anmeldungen über Peter Köster: pumkoester@t-online.de, 

Tel. : 0160/95 54 03 73 

Für den Bus aus dem Münsterland: 

Anmeldungen und Informationen über Ansgar Schmidt: 
ansgar69@gmx, de / Tel,: 0163 / 89 96 7 58 

Wir bitten um verbindliche Anmeldungen bis zum 
13. Dezember 2017 



rfninreich steuern 


Unternehrrii 


www.stb-mann herz 


J FACHBERATER 

UrTlrrnehmmriKMo^f 
<\M |DWrV) 


Gäste melden sich bitte über ihre Grundorganisationen 
an oder direkt beim BV: info@dkp-bw.de 

Einladung zur Versammlung der kreisfreien Gruppen und 
Mitglieder am Sonntag, den 19. November 2017 um 9.00 
Uhr 

Vorschlag zur Tagesordnung 

1. Aussprache 

2. Wahlen der Delegierten zum 22. Parteitag 
Ort: Karlsruhe in die Gaststatte Walhalla, 

Augartenstraße 27, 76137 Karlsruhe 



* ROTER OKTOBER 

VOR 100 JAHREN SIEGTE 
DE OKTOBERREVOLUTION 

* LEBENSREALITÄT 
KAMPF UM BILDUNG, 
ARBEIT UND WOHNUNG 

* INTERNATIONAL 
KÄMPFE IN AMERIKA, 
ASIEN UND EUROPA 


Ruhe, Erholung, Sport 
mul Jede Menge Natur 
das ganze Jahr über 

2 TtWtr btt SUd«üwftriwAid 
a. 60 »der 75itt : 

2 oder 3 XI KüS Terwsc 

grüfinigig ausgnt^Hct 



wir gratulieren nachträglich 
und ganz herzlich unseren 
beiden Genossen 

Hermann Morweiser 

zum 85. Geburtstag 

und 

Walter Becker 

zum 95. Geburtstag 

Ihr habt alle beide über viele Jahrzehnte die Fahne der 
Partei in Rheinland-Pfalz hochgehalten, Für euren Einsatz 
für unsere Sache, für die Partei durch alle Phasen von 
Legalität, Verfolgung, Wiederaufbau hindurch und auch 
über den vorläufigen Sieg der Konterrevolution hinweg, 
haben wir Euch zu danken, ihr gehört zu denen, die jün¬ 
geren Generationen Vorbild sind. 

□KP Rheinland-Pfalz Sprecherrat 
Landes Vorstand der SDAJ Rheinland-Pfalz 


Konferenzeinladung 

30 Stunden sind genug - 
Für eine neue gewerkschaftliche Offensive zur 
Arbeitsze itverkü rzu ng 

Arbeitszeitverkürzung debattieren, begründen, 
verankern, Gemeinsame schritte finden, 


4, November 2017, ab 10.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
im Haus der Essener Gewerkschaften, 
Teichstraße 4a, 45147 Essen 


09.00 uhr 
10.00 uhr 


12.00 uhr 
13.00 uhr 


14.00 uhr 
I 6.00 uhr 


Einlass 

Eröffnungsreferat von Margareta steinrücke, 
Mitglied ATTAC-Deutschland, Koordinatorin 
der initiative „Arbeitszeitverkürzung jetzt". 
Pause 

Aktuelle Aussagen und Debatten zu Arbeits¬ 
zeitfragen der Gewerkschaften, 
igm, Robert sadowsky, 1 . Bevollmächtigter 
(GM Gelsenkirchen 

ver.di, Tobias Michel, ehern. Betriebsrat, 

Mitglied ver.di-Fachkommission 

Krankenhäuser & Reha NRW 

evg, Rainer Perschewski, setriebsgruppen- 

vorsitzender evg 

Diskussion 

Ende der Konferenz 


um Anmeldung zur Konferenz wird aus 
organisatorischen Gründen gebeten. 

E-Mail: pv@dkp.de i Tel.: (0202) 17 78 89-0 FAX: -29 
Teilnehmerbeitrag: 10 € / Ermäßigt 6 € 
Veranstalter: DKP Ruhr-Westfalen, Rheinland-Westfalen, 
Niedersachen und Kommission Betriebs- und 
Gewerkschaftspolitik beim PV. 



Brennender Donbass 

Stanislaw Retinskij, Sekretär des Zentralkomitees der 
Kommunistischen Partei der Donezker Volksrepublik, 
liefert Hintergründe und Einschätzungen zur Entwick¬ 
lung im Donbass 

Sonntag, 22. Oktober, 11 Uhr, Berlin 

Ort: ND-Gebäude, Franz-Mehring-Platz 1 , 10243 Berlin, 
seminarraum 2 

Montag 23. Oktober, 19 Uhr, Hannover 

Ort: Frei 2 eitheim Vahrenwald, Vahrenwalder Straße 92, 
30165 Hannover 

Informations- und Diskussionsveranstaltung der DKP 
und der Alternativen Presseschau 



FJ berr/J*tfj 


ab 18 € 


Monatlich auth ent i st he 
Informationen aus 
Kuba und Latelnamerikal 


Jetzt 

abonnieren I 


wwwju ngeweit.de/granma 

























m unsere zeit 


Leserbriefe / Termine / Aktion 


Freitag, 13. Oktober 2017 


Merkwürdige Zeugen 

Betr.: „XXL-Parlament“, 

UZ vom 29.9., S. 5 

Kann es unser Problem sein, wenn im 
Bundestag statt 598 nun 709 Abgeord¬ 
nete sitzen? Entscheidend ist doch, wes¬ 
sen Interessen sie vertreten werden. 
Ohne den Ausgleich von Überhang¬ 
mandaten säßen dort wahrscheinlich 
nur 644 Abgeordnete, aber davon 326 
der Union und der FDP, die dann mit 
rund sieben Prozent weniger Stimmen 
als der „Rest“ alleine regieren könnten. 

Ob es mit den Grünen zusammen 
mehr als punktuell besser werden könn¬ 
te, ist zu bezweifeln, wenn denn die 
Schwampel (Schwarze Ampel) über¬ 
haupt zustande kommt. Was mich aber 
mehr als verwundert ist, dass sich die UZ 
hier auf die FDP-Vorfeldorganisation 
„Bund der Steuerzahler“ bezieht, die 
hier in Rheinland-Pfalz durch Rainer 
Brüderle geführt wird. Nach einer Stu¬ 
die der gewerkschaftsnahen Hans-Böck- 
ler-Stiftung ist der BdSt nicht Repräsen¬ 
tant die steuerzahlenden Bevölkerung, 
sondern vor allem von Unternehmern 
und gut betuchten Freiberuflern. Er 
fordert den schlanken Staat, d.h. unter 
anderem noch mehr Sozialabbau, und 
niedrige Steuersätze für all jene, die seit 
Jahrzehnten schon entlastet wurden. 
Gibt man aber auf seiner Internetseite 
den Suchbegriff „Verteidigungsausga¬ 
ben“ ein, dann kommt „keine Ergebnis¬ 
se“. Nein wirklich, solche „Zeugen“ brau¬ 
chen wir doch wohl nicht. Oder? 

Volker Metzroth, Fürfeld 

Nicht verharmlosen 

Betr.: „Er ist wieder da“, 

UZ vom 6.10., S. 6 

Das ist, mal klar ausgedrückt, eine Ver¬ 
harmlosung. Mit Berlusconi, der zur 
Führung (Dreierdirektorium) der fa¬ 
schistischen Putschloge des Mussoli¬ 
ni-Faschisten Ficio Gelli „Propaganda 
due“ (P2) gehörte und jetzt als Bieder¬ 
mann auftritt, wird die Achse der italie¬ 
nischen Politik in eben kosmetisch ver¬ 
deckter Form wie bisher, nur schärfer 
nach extrem rechts ausgerichtet. Aus¬ 
führlich kann man das in dem jW-B ei¬ 
trag „In der Maske des Biedermanns“ 
(Ausgabe vom 7/8. Oktober) nachlesen. 

Der UZ-Beitrag unterstützt die in 
den Mainstream-Medien übliche Ver¬ 


harmlosung Berlusconis, den Umber¬ 
to Eco einen Erben des „übelsten Fa¬ 
schismus“ nannte, und dessen Regime 
und Sexorgien Antonio Tabucchi mit 
der „Despotie Heliogabals“ des ver¬ 
rufensten römischen Kaisers, verglich, 
als Chef eines „konservativen Fagers“. 
Die Fega Nord, die immer eine ext¬ 
rem offen rassistische Partei war, deren 
führende Vertreter verkündeten, es sei 
„leider leichter Ratten zu vernichten als 
Zigeuner“, wollen sich nicht erst jetzt 
unter Salvini „in Richtung Rechts ra- 
dikalisieren“. 

Die Forza Nuova ist einer der 
Sturmtrupps der Fega und der Fratelli 
Italiens (Fdl), frühere MSI, dann AN 
(die als 3. Gruppe der faschistisch-ras¬ 
sistischen Koalition angehörend, gar 
nicht erwähnt wird), und der Forza 
Nuova wird nicht nur „zugezwinkert“. 
Berlusconi und Salvini haben bereits 
eine Zusammenarbeit beschlossen, sie 
streiten nur um die Spitzenkandidatur, 
zu der auch Fdl-Führerin Giorgia Me- 
loni antreten will (siehe o.a. Beitrag). 

Der Partito Democratico (PD) hat 
nichts mehr mit den Eurokommunis¬ 
ten zu tun. Er ging aus den Finksde¬ 
mokraten hervor, die ihrerseits aus der 
1991 liquidierten IKP kamen. Er wird 
richtig charakterisiert, wobei auch hier 
hinzuzufügen ist, dass sein Chef Renzi, 
der bei den Wahlen 2018 wieder Premi¬ 
er werden will, sich offen für die Fort¬ 
setzung seiner Kollaboration mit dem 
faschistoiden Berlusconi erklärt hat, 
wenn es für eine eigene Mehrheit nicht 
reichen sollte. 

Doris Prato, per E-Mail 

Leitantrag ist genauer 

Betr.: „Kampf um die Lederhose“, 

UZ vom 6.10., S. 1 

Seehofer, Merkel, Söder, zu Guttenberg 
und Stoiber dürfen auftreten, und „Wir 
beobachten angewidert die Anmaßung 
von zwei ultrareaktionären Vereinigun¬ 
gen ...“ „Das Volk wird gut daran tun 
... Position zu beziehen: Gegen die ... 
Reichen, die mit ihrem Geld ins Aus¬ 
land flüchten“. 

In unserem Leitantrag sagen wir 
doch etwas genauer: „Das kapitalisti¬ 
sche Monopol ist die Verbindung öko¬ 
nomischer und außerökonomischer 
Macht zum Zweck der Erlangung von 


Extraprofit ...“ und „Reaktionäre und 
faschistische Bewegungen bilden eine 
Reserve der Monopolbourgeoisie, um 
die Arbeiterbewegung und demokra¬ 
tische Kräfte zu unterdrücken und zu 
spalten ... Sie bereiteten und bereiten 
den Boden vor für die Errichtung ei¬ 
ner brutalen Diktatur der reaktionärs¬ 
ten Sektoren der Monopolbourgeoisie“. 

Um die Arbeiterklasse geht es, und 
die Monopolbourgeoisie kann mit dem 
bayrischen politischen Personal durch¬ 
aus zufrieden sein. 

Helmut Woda, Karlsruhe 

Viele Fragen offen 

Betr.: UZ-Berichterstattung über 
Katalonien, verschiedene Beiträge 

Zunächst mal ein Lob an die UZ, dass 
sie zum Beispiel in dem Interview von 
Günter Pohl mit Pol Acözar in der UZ 
39 oder dem Beitrag in UZ 40 (auf Sei¬ 
te 1) tiefer gehende Informationen zur 
Abspaltung von Katalonien von Spani¬ 
en bringt. Viele Fragen bleiben für mich 
trotzdem offen. 

Trägt diese Abspaltung dazu bei, die 
soziale Ungerechtigkeit zu lösen oder 
gar eine Einheit der arbeitenden Men¬ 
schen in Katalonien herzustellen so¬ 
wie in ganz Spanien? Wird da nicht viel 
mehr Konkurrenz als Solidarität pro¬ 
duziert? Birgt diese Abspaltung nicht 
die Gefahr in sich von noch mehr nati¬ 
onalistischen Tendenzen oder gar neu¬ 
en Konflikten, schlimmstenfalls wie in 
Jugoslawien? 

Francos Gewalt und die Gewalt der 
Raj oy-Polizei am vergangenen Wo¬ 
chenende kommt aus derselben Quel¬ 
le - der Macht der Konzerne und ihrer 
Handlanger. Muss die Antwort nicht 
vielmehr heißen: Gemeinsam gegen die 
Konzerne und die Regierung Rajoys. 
Die Internationalisten, die gegen Fran¬ 
co kämpften haben doch für eine freie 
spanische Republik gekämpft und nicht 
für ein freies Katalonien oder Basken¬ 
land. Die Freiheit, die sie meinten, war 
„Freiheit vor kapitalistischer Unterdrü¬ 
ckung“. 

Hier wünsche ich mir weitere In¬ 
formationen, Antworten und Diskus¬ 
sionen. Warum nicht auch ein Online- 
Forum von und für UZ-Leserinnen und 
-Leser. 

Stefan Kühner ; Karlsruhe 



Gut 150 Menschen demonstrierten vergangenen 
Samstag durch Essen, um gegen die Tagung des 
„Joint Air Power Competence Centre“ (JAPCC) in der 
Messe Essen zu demonstrieren. Das JAPCC ist eine 
Einrichtung der NATO-Luftstreitkräfte in Kalkar. Bei 
der Tagung treffen sich jedes Jahr hochrangige Mili¬ 
tärs, dieses Jahr zum Thema „Abschreckung“. Auf 
der Kundgebung sprachen der Friedensaktivist Nor¬ 
bert Müller und Niema Movassat (MdB, Die Linke) 
und es wurden Grußworte von Margot Käßmann 
und Konstantin Wecker verlesen. Diana Kummer 
von der DKP Essen interviewte Paul Schnittker 
(Foto), der am 11. Mai 1952 an der Friedenskarawane 
in Essen teilnahm, auf der der Münchner Philipp 
Müller (KPD) von der Polizei erschossen wurde und 
so der erste Demo-Tote der Bundesrepublik ist. 


Termine 


FR ★ 13. OKT 


Gevelsberg: „Zur Lage nach der Bundes¬ 
tagswahl“, Mitgliederversammlung der 
DKP Gaststätte „Zur Juliushöhe“, Heide- 
straße/Ecke Dörnenstraße 19.30 Uhr. 

Hamburg: „Grenzenlose Solidarität statt 
G20“, Soliparty der SDAJ Flamburg und 
DKP Altona für die Großdemo. Es gibt Bier, 
Cocktails und lecker Essen. Erlös wird ge¬ 
spendet. Magda-Thürey-Zentrum (MTZ), 
Lindenallee 72,19.00 Uhr. 


SA ★ 14. OKT 


Berlin: Konzert: „Und das war im Oktober“, 
Ernst-Busch-Chor Berlin e.V. und Oktober- 
koret Kopenhagen. Russisches Haus der 
Wissenschaft und Kultur, Friedrichstraße. 
Eintritt 12 Euro. 


SO ★ 15.0KT 


Mainz: „Fliegeralarm“, Lesung des Berli¬ 
ner Schauspielers und Regisseurs Thomas 
Keck aus dem Roman von Gisela Elsner im 
Rahmen der Ausstellung „Trotz alledem!“ - 
Porträts antifaschistischer Widerstands¬ 
kämpfer. Bar jeder Sicht, Hintere Bleiche 
29,18.00 Uhr. 


Dl ★ 17. OKT 


Hamburg: „Kommunismus im Kapitalis¬ 
mus? Das bedingungslose Grundeinkom¬ 
men“, Diskussionsveranstaltung der Masch 
Bergedorf mit Anne Rieger. Kulturzentrum 
Lola, Lohbrügger Landstraße 8,19.00 Uhr. 


Ml ★ 18. OKT 


Schwerin: Bildungsabend der DKP. Buntes 
Q, Lückerstraße 180,19 Uhr_ 

Röthenbach/Pegnitz: Jahreshauptver¬ 

sammlung der DKP Nürnberger Land. 
Floraheim, Siedlerstraße 10,19.00 Uhr. 

Stuttgart: „Die Massenbewegung der Ar¬ 
beiter, Soldaten und Bauern im Jahr 1917 
in Russland“, Informationsveranstaltung 
des Waldheims Stuttgart e.V. mit Dr. Gert 
Meyer, Marburg. Clara-Zetkin-Haus, Gorch- 
Fock-Straße 26,19.30 Uhr. 


DO ★ 19. OKT 


Nürnberg: „Kommunalpolitik in Nürnberg“, 
Gruppenabend der DKP Nürnberg. Rotes 
Zentrum, Reichstraße 8,19.00 Uhr. 


SO ★ 22. OKT 


Berlin: „Brennender Donbass“, Stanislaw 
Retinskij, Sekretär des Zentralkomitees 
der Kommunistischen Partei der Donezker 
Volksrepublik, liefert Hintergründe und Ein¬ 
schätzungen zur Entwicklung im Donbass. 
Informations- und Diskussionsveranstal¬ 
tung der DKP und der Alternativen Presse¬ 
schau. ND-Gebäude, Franz-Mehring-Platz 
1, Seminarraum 2,11.00 Uhr._ 

Duisburg: „Das rote Hamborn.“ Die DKP 
lädt ein zum gemeinsamen Besuch der 
Ausstellung über den politischen Wider¬ 
stand gegen den Hitlerfaschismus in dem 
Arbeiterstadtteil. Kultur- und Stadthistori¬ 
sches Museum, Johannes-Corputius-Platz 
1,10.00 Uhr. 


MO ★ 23. OKT 


Hannover: „Brennender Donbass“, Stanis¬ 
law Retinskij, Sekretär des Zentralkomitees 
der Kommunistischen Partei der Donezker 
Volksrepublik, liefert Hintergründe und Ein¬ 


schätzungen zur Entwicklung im Donbass. 
Informations- und Diskussionsveranstal¬ 
tung der DKP und der Alternativen Presse¬ 
schau. Freizeitheim Vahrenwald, Vahren- 
walder Straße 92,19.00 Uhr. 


Dl ★ 24. OKT 


Recklinghausen: „100 Jahre Oktoberrevo¬ 
lution“, Diskussionsveranstaltung der DKP 
mit Raimund Ernst, Münster. Ladenlokal 
Kellerstraße 7, Recklinghausen-Innenstadt, 
19.30 Uhr._ 

Hamm: „Verbrechen der Wirtschaft - Der 
Anteil der Wirtschaft an der Errichtung der 
Nazi-Diktatur, der Aufrüstung und Kriegspo¬ 
litik im Ruhrgebiet 1925-1945“, Buchvor¬ 
stellung mit dem Autoren Günter Gleising. 
Veranstaltung der VVN-BdA. Buchhandlung 
Akzente, Ostraße 13,19.30 Uhr. 


DO ★ 26. OKT 


Nürnberg: „Vorbereitung auf die Linke 
Literaturmesse“, Gruppenabend der DKP 
Nürnberg. Rotes Zentrum, Reichstraße 8, 
19.00 Uhr. 


FR ★ 27. OKT 


Hamburg: „Die Friedensvereinbarungen 
in Kolumbien - ihre Umsetzung und die 
Möglichkeit einer Stärkung einer großen, 
revolutionären Volksfront.“ Veranstaltung 
mit Nelson Restrepo, Älcides Lesmes und 
Mauricio Vidales, Mitglieder der Kolumbi¬ 
anischen KP sowie der Versammlung der 
durch die Verfolgung des kolumbianischen 
Staats ins Exil Gezwungenen. Sitz der Partei 
„Die Linke“, Am Felde 2,19.00 Uhr._ 

Augsburg: 34. Bundestreffen der Arbeits¬ 
gemeinschaft von DKP queer vom 27. bis 
29. Oktober. Hans-Beimler-Zentrum, Man- 
lichstraße 3. Die Kosten belaufen sich auf 
15 Euro, die Anreise ist ab Freitagabend 
18.00 Uhr möglich. 


MO ★ 30. OKT 


Hamburg: Gruppenabend der DKP-Sam- 
melbetriebsgruppe „Bildung“. Magda-Thü- 
rey-Zentrum (MTZ), Lindenallee 72, 19.00 
Uhr. 


Ml ★ 1. NOV 


Schwerin: Mitgliederversammlung der 
DKP. Buntes Q, Lückerstraße 180, 19.00 
Uhr. 


SA H 4. NOV 


Leipzig: „100. Jahrestag der Oktoberrevo¬ 
lution: Machteroberung 1917 und Macht¬ 
frage heute.“ Konferenz von Marxistisches 
Forum Sachsen und Leipzig, Rotfuchs-För¬ 
derverein, DKP Leipzig, SDAJ Leipzig, Gera- 
er sozialistischer Dialog, SAV Leipzig, Lieb¬ 
knecht-Kreis Sachsen, Traditionsverband 
NVA/DDR-Grenztruppen, Kommunistische 
Plattform Sachsen. Podiumsdiskussion mit 
Georg Fülberth, Volker Külow, Ekkehard 
Lieberam, Arnold Schölzel und anderen. 
Villa Davignon, Friedrich-Ebert-Straße 77, 
10.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 


Dl ★ 7. NOV 


Marburg: „Die russische Oktoberrevoluti¬ 
on 1917. Ursachen, Verlauf und Bedeutung 
für die Zukunft.“ Diskussionsveranstaltung 
der DKP mit Gert Meyer. Technologie- und 
Tagungszentrum, Softwarecenter 3, 19.00 
Uhr. 


Liebe Leserinnen und Leser, 

bucht jetzt das KOMBI-ABO und lest die UZ als Zeitung und auch Online 

★ Die uz immer und überall lesen 

★ Für nur 1 ,- bis 3 ,- Euro monatlich zusätzlich! 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Der rote Kanal 


China - Geschichte 
einer Großmacht 

Eine dreiteilige Dokumentation, die 
hier an einem Abend gezeigt wird. Der 
französische Journalist und Dokumen- 
tarfilmer Serge Tigneres versucht sich in 
insgesamt etwas über zwei Stunden an 
einer Aufgabe, die nur durch Kürzungen 
und Auslassungen machbar ist. Und ob¬ 
wohl er sich beschränkt auf Zeiten, die 
bereits 2 000 und mehr Jahre zurücklie¬ 
gen, bleibt das Verständnis dafür, war¬ 
um China bis heute eine Großmacht ist, 
damit nicht erkärt. 

Fr., 13.10., 20.15 Uhr, phoenix 

München-Mord 

Auf der Straße, nachts, allein. Dieses Er¬ 
mittler-Trio ist herrlich schräg und ihr 
sechster Fall führt sie zu einem Leichen¬ 
fund an die Isar: ein junger Mann mit ei¬ 
ner Schusswunde im Bauch. Zusammen 
vermuten sie, dass es sich bei dem Mann 
um einen „Dschamsterer“ handelt, also 
einen, der betuchten Damen seine sexu¬ 
ellen Dienste anbot. Bernadette Heer¬ 
wagen, Marcus Mittermeier und Alex¬ 
ander Held haben genau den richtigen 
Ton drauf, um den ernsten Fall grotesk 
und abgedreht erleben zu lassen. 

Sa, 14.10., 20.15 Uhr, ZDF 

Die Bücherjäger 

Sehenswerter als all die langweiligen 
Talk- und Sofa-Runden, die es während 


der Buchmesse zuhauf gibt. Ein Kampf 
um das Wissen der Welt: Seit über 30 
Jahren reist der Benediktinermönch Co¬ 
lumba Stewart durch die Krisenregio¬ 
nen der Welt. Er sucht alte Manuskripte, 
zum Beispiel im Irak, wo es ihm gelun¬ 
gen ist, eine uralte Klosterbibliothek di¬ 
gitalisieren zu lassen. Im Irak unterstützt 
er auch den Dominikanermönch Najeeb 
Michael, der seine Bibliothek bereits 
zweimal unter dramatischen Umstän¬ 
den vor dem Zugriff und der Zerstörung 
durch Dschihadisten gerettet hat. 

Sa., 14.10., 21.40 Uhr, arte 

Friedenspreis des Deutschen 
Buchhandels 2017 

Live aus der Frankfurter Paulskirche - 
Der Friedenspreis des Deutschen Buch¬ 
handels ist der bedeutendste Kultur¬ 
preis der Bundesrepublik Deutschland. 
Die diesjährige Preisträgerin ist die 
Schriftstellerin Margaret Atwood. Die 
1939 in Kanada geborene Schriftstel¬ 
lerin, Essayistin und Dichterin genießt 
weltweite Anerkennung. Ihre Werke 
wurden in über 30 Sprachen übersetzt. 
Die Preisrede von Margaret Atwood 
lohnt sicherlich, denn sie setzt sich mit 
vielen aktuellen gesellschaftlichen Pro¬ 
blemen und Umweltfragen auseinan¬ 
der, öffentlich und sehr pointiert. 

So., 15.10.11.00 Uhr, ZDF 


Aus dem rechten Blätterwald: 


NRW-„Verfassungsschutzbericht“ 


In der vergangenen Woche hat der 
nordrhein-westfälische Innenminister 
Herbert Reul (CDU) in Düsseldorf das 
neueste Satireprodukt aus seinem Hau¬ 
se vorgestellt. Es trägt den Titel „Ver¬ 
fassungsschutzbericht“ und soll die ge¬ 
neigten Leserinnen und Leser über ver¬ 
meintlich „extremistische Bestrebungen“ 
auf dem Laufenden halten, zu denen es 
im vergangenen Jahr in NRW angeblich 
gekommen sein soll. Einmal mehr stel¬ 
len die Schlapphüte darin ihren ausge¬ 
prägten politischen Scharfsinn und ihre 
Geographiekenntnisse unter Beweis. Wo 
man konkrete Berichte zu politischen 
Aktivitäten der Überwachten aus dem 
Jahr 2016 erwartet hätte, die tatsächlich 
auch in NRW stattfanden, verharren die 
Geheimdienstler bei Allgemeinplätzen 
oder berichten im Falle der DKP über 
eine Veranstaltung gegen das KPD-Ve- 
bot, die in Karlsruhe durchgeführt wor¬ 
den war. Dass die besagte Stadt in Ba¬ 
den-Württemberg liegt, hätte selbst den 
Inlandsagenten bekannt sein können. 
Macht aber nichts! 

Auch insgesamt setzen die Verfas¬ 
ser des Berichts auf bemerkenswert ei¬ 
genwillige Deutungsmuster und hausge¬ 
machte Wahrheiten. Ein Beispiel? Gern! 
„Linksextremistische Ideologien gehen 
von einem Prinzip menschlicher Gleich¬ 
heit aus, das weit über individuelle Frei¬ 
heiten gestellt wird“, heißt es da etwa. 

Neben autonomen Antifaschisten, 
der Tageszeitung „junge Welt“, Links¬ 
partei und MLPD hat der Inlandsge¬ 
heimdienst auch SDAJ und DKP im Vi¬ 
sier. Sogar dann, wenn sie feiern: „Das 
als ,Volksfest 4 und ,Fest der Solidarität 4 
titulierte UZ-Pressefest wurde 2016 im 
Dortmunder Revierpark Wischlingen 
ausgerichtet“, haben die selbsternannten 
Verfassungsschützer festgestellt. „Die 
mehrtägige Veranstaltung zog in der Tat 
mehrere Tausend - teilweise auch bür¬ 
gerliche Besucher aus umliegenden Vier¬ 
teln - an 44 , loben sie gar. Sogar die Sicht 
der Kommunistinnen und Kommunis¬ 
ten auf die DDR haben die scharfsinni¬ 
gen Beobachter endlich verstanden. Die 
DKP erkenne „die DDR nicht als Un¬ 
rechtsstaat an und verteidigt und recht¬ 
fertigt kompromisslos ihre Existenz, als 
,ersten sozialistischen Staat auf deut¬ 
schem Boden 444 stellten sie nunmehr fest. 

Ausgeprägte Schwierigkeiten berei¬ 
tet Behördenmitarbeitern und Minis¬ 
terium jedoch ganz offensichtlich der 
Umgang mit den erhobenen Datensät¬ 
zen und deren politische Bewertung. 
Während Innenminister Reul selbst aus¬ 
führte, dass die Zahlen „im Bereich des 
Linksextremismus“ im Jahr 2016 „rück¬ 
läufig“ seien, im Bericht selbst wird sogar 


von einer „deutlich gesunkenen Anzahl 
der Straftaten im Bereich PMK-Links“ 
(„Politisch motivierter Gewalt - Links“) 
gesprochen, scheute er sich nicht, ein 
„Aussteigerprogramm“ für Linke anzu¬ 
kündigen und eine gestiegene Gewalt¬ 
tätigkeit von Linken herbeizufabulieren. 

In Sachen der neofaschistischen Par¬ 
tei „Die Rechte“, die in NRW über 300 
Mitglieder verfügen soll, kommen die 
Geheimdienstler zu dem Schluss, dass 
diese „in struktureller Hinsicht ein Sam¬ 
melbecken für Neonazis, ideologisch we¬ 
sensverwandt mit dem Nationalsozialis¬ 
mus“ sei und „in aggressiv-kämpferischer 
Weise“ auftrete. „Der nordrhein-westfä¬ 
lische Landesverband und die aktiven 
Kreisverbände stellten sowohl in ideolo¬ 
gischer und personeller Hinsicht als auch 
bezüglich ihrer Aktivitäten eine Weiter¬ 
führung der verbotenen Kameradschaf¬ 
ten dar“, heißt es in Anspielung auf die 
2012 erlassenen Verbote verschiedener 
Nazikameradschaften im Bericht weiter. 
Darin wird „Die Rechte“ zudem als „das 
organisatorische Zentrum der Neonazi- 
Szene“ bezeichnet. Trotz alledem lassen 
zumindest Teile der Überwachten Milde 
mit den Schlapphüten walten. So unter¬ 
breitete der DKP-Vorsitzende Patrik Kö- 
bele dem Dienst in einer Erklärung das 
Angebot, sich selbst aufzulösen „wenn 
er der Demokratie einen ernsthaften 
Dienst leisten“ wolle und bot seine Par¬ 
tei als kompetente Alternative in Sachen 
Verfassungsschutz an. Er erinnerte an 
den Ausspruch des früheren KPD-Poli- 
tikers Max Reimann, der prophezeit hat¬ 
te, dass „der Tag kommen“ werde, „da 
wir Kommunisten dieses Grundgesetz 
gegen die verteidigen werden, die es an¬ 
genommen haben“. „Und genau in die¬ 
ser Situation befinden wir uns“, schrieb 
der DKP-Chef den Geheimdienstlern ins 
Stammbuch und erteilte ihnen ein wenig 
N achhilfeunterricht: 

„Wir Kommunistinnen und Kom¬ 
munisten sind die einzige politische 
Kraft, die konsequent die Grund- und 
Freiheitsrechte schützen wollen, jegli¬ 
che von Deutschland unterstützte Aus¬ 
landseinsätze der Bundeswehr ablehnen 
und die Eigentumsfrage stellen. Alles das 
ist nicht nur vom Grundgesetz gedeckt, 
sondern in Zeiten der unentwegten Be¬ 
schneidung von Grundrechten, den vie¬ 
len Auslands- und Kriegseinsätzen der 
Bundeswehr und der zunehmenden Ver¬ 
armung breiter Teile der Bevölkerung 
dringend erforderlich. Die Verfassungs¬ 
feinde finden sich in etablierter Politik, 
Polizei- und Geheimdienstbehörden, 
Bundeswehr und den Chefetagen der 
Großkonzerne.“ 

Markus Bernhardt 



Weil ein Profiverein von Fans und Mitgliedern im Kapitalismus anscheinend nicht leben kann, 
braucht es Investoren und Sponsoren. 


Niederlage am spielfreien Tag 

VfL Bochum beschließt Ausgliederung seiner Profifußball-Abteilung 


A ls Anhänger des VfL Bochum 
hat man es nicht leicht. Zwi¬ 
schen 1972 und 1993 die „Un- 
absteigbaren 4 , 4 danach diverse Wieder¬ 
aufstiege in die Erste Bundesliga und 
genau so viele Wiederabstiege, und nun 
seit Jahren offenbar die „Nichtwieder- 
aufsteigbaren 4 . 4 Mittelmaß in der Zwei¬ 
ten Liga - daran will die Vereinsfüh¬ 
rung etwas ändern. 

Und deshalb muss Geld her. Zwar 
hat man durch eine gute Finanzpolitik, 
die vor allem auf Imagepflege und Ver¬ 
marktung setzt, den Verein inzwischen 
praktisch schuldenfrei gemacht. Par¬ 
allel wurde vor zwei Jahren eine Mit¬ 
gliedergewinnungskampagne gestartet, 
die - auf dem niedrigen Niveau von 
5 634 Mitgliedern bei der Mitglieder¬ 
versammlung im Jahr 2015 startend - 
mit nun 10 358 Mitgliedern äußerst 
erfolgreich war. Aber angesichts der 
veränderten Verteilung der Fernseh¬ 
gelder durch die DFL, die de facto die 
„oberen 22“ (also die Bundesligisten 
plus die vier bestplatzierten Zweitli¬ 
gisten) fortan unverhältnismäßig stark 
gegenüber den weiteren Zweitligisten 
bevorteilt, sieht man sich in Bochum 
zu Recht im etatmäßigen Nachteil. 
Zum Beispiel erhält der bestplatzierte 
Zweitligist künftig 4,4 Millionen Euro 
aus Fernsehgeldern, Bochum mit Platz 
9 in der vergangenen Saison nur eine 
Million. 

Deshalb wurde der Mitgliederver¬ 
sammlung am 7. Oktober in der Jahr¬ 
hunderthalle, der Gebläsehalle des 
ehemaligen, Stahl erzeugenden „Bo- 
chumer Vereins“, ein Beschlussantrag 
des Aufsichtsrats zur Ausgliederung 
des wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs 
der Fußballabteilung vorgelegt. Das be¬ 
trifft den Verwaltungs- und den Lizenz¬ 
spielerbereich, also das Vermögen des 
Vereins, die Verträge, die Transferrech¬ 
te, die Lizenzen sowie den Jugendbe¬ 
reich von U15 bis U19. Der „ideelle Be¬ 
reich“ bleibt beim Verein, das heißt U9 
bis U14 sowie die Mitgliederstruktur. 

22 der 36 Vereine der Ersten und 
Zweiten Liga haben ihre Fußballab- 
teilungen schon ausgegliedert, in Form 
einer AG wie bei Bayern München 
oder dem HSV, oder einer GmbH & 
Co KGaA (Kommanditgesellschaft auf 
Aktien) wie bei Borussia Dortmund, 


dem einzigen börsennotierten Verein 
in Deutschland. Im Kern geht es damit 
darum, dass (noch zu findende) Inves¬ 
toren über eine KGaA in den nächsten 
fünf Jahren mit etwa zwanzig Millionen 
Euro zu einer Kapitalerhöhung beim 
VfL Bochum einsteigen. 

Eine KGaA ist eine Kapitalgesell¬ 
schaft, und die birgt Risiken. Niemand 
investiert ohne Gewinnabsicht. Nach 
einem Aufstieg stiege der Vereinswert, 
dann darf der Investor seine Anteile 
verkaufen an wen er will. Zum anderen 
dürfte in wenigen Jahren die „50+1-Re- 
gel“ fallen, nach der heute noch gesi¬ 
chert ist, dass die Vereine immer die 
Stimmenmehrheit gegenüber Investo¬ 
ren behalten. Die Initiative „echt VfL 4 
ahnt, was dann kommt: „Sollte der VfL 
das Investment aufgebraucht haben, 
den Aufstieg verpasst und plötzlich ge¬ 
gen den Abstieg spielen, können wir 
uns auf neue Infoveranstaltungen ein- 
stellen, die dafür werben, wie wichtig 
der Schritt eines Stimmrechtsverkaufs 
ist, um die Situation durch Generie¬ 
rung weiterer Mittel zu verbessern.“ 
Danach wäre dann freie Hand für wei¬ 
tere Einfluss- bis Übernahme von Fuß¬ 
ballclubs durch Unternehmen und Ka¬ 
pitaleigner, wie es in England und an¬ 
derswo schon gang und gäbe ist. Und 
im Erfolgsfall und selbst wenn „50+1“ 
bliebe? EchtVfL: „Steigen wir auf und 
verkauft die erste Investorengenerati¬ 
on ihre Anteile mit Gewinn, wie will 
dann die zweite Investorengeneration 
Geld verdienen? Es muss ja immer wei¬ 
ter nach oben gehen, damit die Blase 
nicht platzt.“ 

Herbert Grönemeyers Kultlied 
„Bochum“, das seit vielen Jahren vor 
jedem Spielbeginn ertönt, hat die Zei¬ 
le: „Hier, wo das Herz noch zählt, nicht 
das große Geld“. Bei der Mitglieder¬ 
versammlung in der Jahrhunderthalle 
sind fast alle echte Fans, die im Stadion 
genau diese Zeile mit Inbrunst mitsin¬ 
gen; und wenn man sie fragt, sind aus¬ 
nahmslos alle gegen die immer stärke¬ 
re Einflussnahme des Geldes im Fuß¬ 
ball. Deshalb mussten die Mitglieder 
in zwei Infoveranstaltungen vorab so¬ 
wie die gut 2 700 anwesenden Stimm¬ 
berechtigten bei der Abstimmung am 
Samstag von der Kapitalisierung über¬ 
zeugt werden, und das geschieht neben 


Versprechungen wie „Wir werden in 
den nächsten Jahren eine ganz ande¬ 
re Rolle (= Aufstieg in die Bundesliga) 
spielen“ natürlich auch mit Angstma¬ 
che - beliebt ist dabei die Vision ohne 
Investoren „in der Dritten Liga oder 
wie RW Oberhausen oder RW Essen 
in der Regionalliga“ zu enden, wie der 
eloquente Finanzvorstand Wilken En¬ 
gelbracht schon einmal vorab an die 
Wand gemalt hatte. Um eine Menge 
von einfachen Bochumern (Bochu- 
merinnen waren wohl deutlich we¬ 
niger als zehn Prozent), unter denen 
die SPD noch Traumergebnisse hätte, 
von neoliberalen Ideen zu überzeugen, 
müssen die fünf Aufsichtsräte und der 
Geschäftsführer schon viel von Tradi¬ 
tion, „unserem VfL 4 usw. reden. Dafür 
ging auch der Besitzer des Werbepart¬ 
ners „Fiege Pils“ als einfaches Mitglied 
an das Mikrofon, als hätte er vor Jah¬ 
ren unter diesem Dach noch Stahl ge¬ 
kocht. Und die FDP-affinen Heilsver¬ 
sprechen des freien Markts hatten am 
Ende auch Erfolg. Als VfLer ist man 
Niederlagen gewohnt. Am spielfreien 
Samstag gab es zwar eine relativ knap¬ 
pe, aber vielleicht die deftigste in der 
Vereinsgeschichte. 

Das Ganze war ein Lehrstück dar¬ 
über, wieso im real existierenden Kapi¬ 
talismus die Vernunft so wenig Über¬ 
zeugungskraft hat und warum die 
Menschen für ein paar Illusionen ihre 
Werte abgeben. 75 Prozent Zustim¬ 
mung unter den gültigen Stimmen der 
Mitgliederversammlung waren für die 
Statutenänderung nötig; 80,2 Prozent 
Zustimmung des abstimmenden gu¬ 
ten Viertels der 10 358 VfL-Mitglieder 
wurden erreicht, nämlich 2 157. Unter 
den 533, die sich den Argumenten der 
Initiative „echtVfL 4 anschlossen, wa¬ 
ren auch einige Ultras, die sich nach 
Bekanntgabe des Abstimmungsergeb¬ 
nisses durch Abschießen eines Knall¬ 
körpers und mancherlei Sachbeschä¬ 
digung die Rüge von Hans-Peter Villis, 
dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats - 
der nach neuer Geschäftsgrundlage 
jetzt Präsidium heißt - einheimsten, sie 
seien „keine VfLer“. Warten wir ab, wo 
Villis und Engelbracht sind, wenn das 
Modell gescheitert sein wird. Zumin¬ 
dest nicht in der Ostkurve. 

Anton Czerwony 













